
Gesetz vom ……., mit dem das Landesbeamtengesetz 1998, das 
Landesbedienstetengesetz, das Gemeindebeamtengesetz 2022, das 
Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 2012, das Innsbrucker 
Gemeindebeamtengesetz 1970, das Innsbrucker 
Vertragsbedienstetengesetz, das Musiklehrpersonen-
Dienstrechtsgesetz und das Tiroler 
Landesverwaltungsgerichtsgesetz geändert werden (Dienstrechts-
Novelle 2025) 

 

Textgegenüberstellung/Begutachtung 

 

Artikel 1 

Änderung des Landesbeamtengesetzes 1998 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für alle Bediensteten, die zum Land Tirol in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen, wenn sie vor dem 1. Jänner 2007 
in ein Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft eingetreten 
und bis zur Übernahme in das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis zum Land 
Tirol ohne Unterbrechung in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen 
Gebietskörperschaft oder in mehreren Dienstverhältnissen zu einer inländischen 
Gebietskörperschaft oder zu inländischen Gebietskörperschaften gestanden sind 
(Landesbeamte). 

(2) Ausgenommen vom Geltungsbereich dieses Gesetzes sind die im § 1 
des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 302/1984, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 166/2023 Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 302/1984, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 155/2024, und die im § 1 des Land- und forstwirtschaftlichen 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 296/1985, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 166/2023 Land- und forstwirtschaftlichen 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 296/1985, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 143/2024, genannten Personen. 

§ 2 

Anwendung bundesgesetzlicher Vorschriften 

Auf das Dienstverhältnis der Landesbeamten finden folgende 
bundesgesetzliche Vorschriften sinngemäß Anwendung, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist: 

 a) 1.das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl. Nr. 333 (BDG 1979), 
in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 24/1991 mit folgenden 
Abweichungen: 

 aa) § 4 Abs. 1 Z 2 BDG 1979 gilt nicht, § 4 Abs. 1 Z 3 BDG 1979 
gilt mit der Maßgabe, dass allgemeines Ernennungserfordernis 
auch die für die Erfüllung der Aufgaben, die mit der 
vorgesehenen Verwendung verbunden sind, erforderliche 
Entscheidungsfähigkeit ist; 

 bb) die §§ 22, 81 bis 84, 86, 87 Abs. 1 bis 5 und 7 BDG 1979 gelten 
in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 333/1979; 

 cc) die §§ 9, 23 bis 35, 65 Abs. 5, 6 und 7, 66 Abs. 3, 87 Abs. 6 und 
88 bis 90 BDG 1979 gelten nicht; 

 dd) die Bestimmungen über das Disziplinarrecht (9. Abschnitt, §§ 
91 bis 135) gelten nicht; 

 ee) § 38 Abs. 5 BDG 1979 gilt mit der Maßgabe, dass eine 
Beschwerde gegen den eine Versetzung verfügenden Bescheid 
keine aufschiebende Wirkung hat, die Dienstbehörde jedoch auf 
Antrag der beschwerdeführenden Partei die aufschiebende 
Wirkung mit Bescheid zuzuerkennen hat, wenn dem nicht 
zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach 
Abwägung der berührten öffentlichen Interessen, der 
dienstlichen Interessen und der Interessen der 
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beschwerdeführenden Partei für diese mit dem Ausschluss der 
aufschiebenden Wirkung ein unverhältnismäßiger Nachteil 
verbunden wäre; die Beschwerde gegen einen solchen Bescheid 
hat keine aufschiebende Wirkung; 

 ff) § 39 Abs. 3 BDG 1979 gilt mit der Maßgabe, dass eine über 90 
Tage im Kalenderjahr hinausgehende Dienstzuteilung des 
Beamten auch dann ohne seine Zustimmung zulässig ist, wenn 
gegen ihn ein Disziplinarverfahren anhängig ist; 

 eegg) § 40 Abs. 2 BDG 1979 gilt nicht für die Zuweisung neuer 
Aufgaben innerhalb des Aufgabenbereiches derselben 
Organisationseinheit einer Dienststelle, die vom Leiter dieser 
Organisationseinheit im Rahmen der ihm nach den 
organisationsrechtlichen Vorschriften übertragenen 
Leitungsbefugnis vorgenommen wird, oder für den Entzug eines 
Teiles der einem Beamten zugewiesenen Aufgaben durch einen 
solchen Leiter im Rahmen der ihm nach den 
organisationsrechtlichen Vorschriften übertragenen 
Leitungsbefugnis. § 40 Abs. 2 BDG 1979 gilt weiters nicht für 
das Enden des Zeitraumes einer befristeten Bestellung eines 
Beamten in eine Leitungsfunktion, ohne dass der Beamte 
weiterbestellt wird; 

 ffhh) § 42 Abs. 2 BDG 1979 gilt auch für Beamte, die eine 
eingetragene Partnerschaft begründet haben oder in 
Lebensgemeinschaft leben; 

 ggii) § 56 Abs. 2 BDG 1979 gilt mit der Maßgabe, dass die 
Dienstbehörde auf Antrag des Beamten festzustellen hat, ob eine 
Nebenbeschäftigung zulässig oder unzulässig ist. Die 
Unzulässigkeit einer Nebenbeschäftigung kann auch von Amts 
wegen festgestellt werden, wenn mindestens einer der Gründe 
nach § 56 Abs. 2 BDG 1979 vorliegt. Der Beamte darf wegen 
der Ausübung einer zulässigen Nebenbeschäftigung nicht 
benachteiligt werden; 

 hhjj) § 69 zweiter Satz BDG 1979 gilt auch dann, wenn der Verbrauch 
des Erholungsurlaubes aufgrund einer Dienstverhinderung 
durch Krankheit oder Unfall oder aufgrund eines 
Beschäftigungsverbotes nach dem Tiroler 
Mutterschutzgesetz 2005, LGBl. Nr. 63/2005, in der jeweils 

geltenden Fassung bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. 
Nr. 221/1979, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 87/2022, nicht möglich ist. § 69 gilt mit der Maßgabe, dass 
der Verfall des Erholungsurlaubes nicht eintritt, wenn es der 
Dienstgeber unterlassen hat, rechtzeitig und unmissverständlich 
auf die Inanspruchnahme des Erholungsurlaubes durch den 
Beamten hinzuwirken; 

 iikk) § 65 Abs. 1 BDG 1979 gilt mit der Maßgabe, dass das 
Urlaubsausmaß bis zum vollendeten 43. Lebensjahr 200 Stunden 
und ab dem 43. Lebensjahr 240 Stunden beträgt, wobei der 
Anspruch auf das höhere Urlaubsausmaß gegeben ist, wenn das 
43. Lebensjahr im Lauf des Kalenderjahres vollendet wird; 

 jjll) § 72 Abs. 2 BDG 1979 gilt mit der Maßgabe, dass sich das 
Urlaubsausmaß bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 30 v. H. auf 32 Stunden erhöht, 

 2. der Art. I Z 1, 4 und 9 der 1. BDG-Novelle 1991, BGBl. Nr. 277, 

 3. der Art. I Z. 4, 5, 7 und 25 der 2. BDG-Novelle 1991, BGBl. Nr. 362, 

 4. der Art. I Z. 1 und 2 der 3. BDG-Novelle 1991, BGBl. Nr. 12/1992, 

 5. der Art. I Z 3 mit der Maßgabe, dass § 49 Abs. 5 BDG 1979 nicht 
anzuwenden ist und Zeitguthaben aus einem Schicht- und 
Wechseldienstplan nicht als Überstunden gelten, 6, 8 und 18 der 
BDG-Novelle 1992, BGBl. Nr. 873/1992, 

 6. der Art. I Z. 1 bis 5 der 2. BDG-Novelle 1993, BGBl. Nr. 16/1994, 

 7. der Art. I Z 1, 2, 4, 5 und 6 des Gesetzes BGBl. Nr. 389/1994, 

 8. der Art. I Z. 1 und 1a der 1. BDG-Novelle 1994, BGBl. Nr. 665, 

 9. der Art. I Z 6 der 2. BDG-Novelle 1994, BGBl. Nr. 43/1995, 

 10. der Art. I Z. 1a des Gesetzes BGBl. Nr. 297/1995, soweit er sich auf 
§ 73 Abs. 4 bezieht, 

 11. der Art. I Z 1 der BDG-Novelle 1995, BGBl. Nr. 522, 

 12. der Art. 1 Z 1 des Gesetzes BGBl. Nr. 201/1996, 

 13. der Art. I Z 3 der BDG-Novelle 1996, BGBl. Nr. 375, 

 14. der Art. 5 Z 1 und 2 des Gesetzes BGBl. Nr. 392/1996, 

 15. der Art. I Z 3 bis 5, 8, 9 mit der Maßgabe, dass Ruhepausen nicht als 
Dienstzeit gelten, 10 bis 12, 14, 15, 16 mit der Maßgabe, dass eine 
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit abweichend von 
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den §§ 50a Abs. 1 und 50b Abs. 1 BDG 1979 bis auf 30 v. H. des für 
die Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes möglich ist und das 
Ausmaß nach § 50a Abs. 2 BDG 1979 nicht weniger als zwölf 
Stunden betragen darf, im § 50b Abs. 2 BDG 1979 die Herabsetzung 
der regelmäßigen Wochendienstzeit für die Dauer von mindestens 
drei Monaten, längstens bis zum Ablauf des achten Lebensjahres des 
Kindes, wirksam wird und im § 50b Abs. 4 BDG 1979 der Antrag 
auf Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit spätestens 
drei Monate vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen ist, 
17, 18, 20 und 21 der 1. BDG-Novelle 1997, BGBl. I Nr. 61, 

 16. der Art. 31 Z. 1 des Gesetzes BGBl. I Nr. 30/1998, soweit er sich auf 
die §§ 29 Abs. 2, 41b Abs. 2 und 89 Abs. 3 bezieht, 

 17. der Art. I Z 6, 7, 10, 11, 13, 15 bis 17 und 18 bis 22 der 1. 
Dienstrechts-Novelle 1998, BGBl. I Nr. 123/1998, 

 18. der Art. I Z 2 und 3 der 2. Dienstrechts-Novelle 1998, BGBl. I 
Nr. 6/1999, 

 19. der Art. 2 Z 1 des Gesetzes BGBl. I Nr. 7/1999, 

 20. der Art. II Z 1 und 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 10/1999, 

 21. der Art. 1 Z 2 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 6/2000, 

 22. der Art. 1 Z 4 des Gesetzes BGBl. I Nr. 94/2000, 

 23. der Art. 46 Z 6 des Gesetzes BGBl. I Nr. 142/2000, 

 24. {aufgehoben durch Art. I Z 27 der Novelle LGBl. Nr. 79/2007}, 

 25. der Art. 1 Z 13 mit der Maßgabe, dass dies auch für Zeiten einer 
Dienstfreistellung nach § 3d des Landesbeamtengesetzes 1998, 
jedoch nicht für Zeiten einer Außerdienststellung oder Zeiten einer 
Dienstfreistellung nach § 78d BDG gilt, und 19a mit der Maßgabe, 
dass auf die gänzliche Dienstfreistellung § 75c Abs. 7 BDG 1979 
anzuwenden ist, des Gesetzes BGBl. I Nr. 87/2002, 

 26. der Art. 1 Z. 1, soweit sich diese auf die Aufhebung jener Teile des 
§ 4 Abs. 4 BDG 1979, die auf das Überschreiten der oberen 
Altersgrenze des Abs. 1 Z. 4 Bezug nehmen, bezieht, 7 und 12a des 
Gesetzes BGBl. I Nr. 119/2002, 

 27. der Art. 7 Z 1, 2 und 4 des Gesetzes BGBl. I Nr. 71/2003, 

 28. der Art. 1 Z 4, 5, 6, 7, 8, 13 mit der Maßgabe, dass eine Herabsetzung 
der regelmäßigen Wochendienstzeit auch unter 30 v. H. des für die 

Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes zu gewähren ist, und 24 
des Gesetzes BGBl. I Nr. 130/2003, 

 29. der Art. 8 Z 1 des Gesetzes BGBl. I Nr. 142/2004, soweit damit der 
§ 15c in das BDG 1979 eingefügt wird, mit der Maßgabe, dass der 
Beamte zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den 
Ruhestand eine ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 480 
Monaten aufzuweisen hat sowie mit der Maßgabe, dass Folgendes 
gilt: Die Versetzung in den Ruhestand wird mit dem Ablauf des 
Monats wirksam, den der Beamte bestimmt, frühestens jedoch mit 
dem Ablauf des dritten Monats, der der Abgabe der Erklärung folgt. 
Hat der Beamte keinen oder einen früheren Zeitpunkt bestimmt, so 
wird die Versetzung in den Ruhestand ebenfalls mit dem Ablauf des 
dritten Monats wirksam, der der Abgabe der Erklärung folgt. 
Während einer (vorläufigen) Suspendierung kann eine solche 
Erklärung nicht wirksam werden. In diesem Fall wird die Erklärung 
frühestens mit dem Ablauf des Monats wirksam, in dem die 
(vorläufige) Suspendierung geendet hat. Die Erklärung kann schon 
ein Jahr vor Vollendung des 62. Lebensjahres abgegeben werden. 
Der Beamte kann sie bis spätestens drei Monate vor ihrem 
Wirksamwerden widerrufen. Ein späterer Widerruf wird nur 
wirksam, wenn die Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat. 
Während einer (vorläufigen) Suspendierung kann jedoch der Beamte 
die Erklärung jederzeit widerrufen. Für Beamte, denen nach den 
organisationsrechtlichen Vorschriften eine Leitungsbefugnis 
übertragen wurde, verlängern sich die Fristen für die Abgabe der 
Erklärung über die Versetzung in den Ruhestand und für den 
Widerruf der Erklärung auf sechs Monate und in jenen Fällen, in 
denen der Versetzung in den Ruhestand unmittelbar die Zeit der 
Freistellung im Rahmen eines Sabbatical nach § 3d vorausgeht, auf 
18 Monate, 

 29a. der Art. 8 Z. 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 142/2004, 

 30. der Art. 1 Z 15 des Gesetzes BGBl. I Nr. 176/2004, 

 31. der Art. 1 Z. 1 des Gesetzes BGBl. I Nr. 80/2005, 

 32. der Art. 1 Z 3 mit Ausnahme des zweiten Satzes des § 66 Abs. 2 
BDG 1979, 7 und 8 des Gesetzes BGBl. I Nr. 165/2005, 

 33. der Art. 1 Z 1, 2 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 90/2006, 

 34. der Art. 1 Z 2 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 117/2006, 
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 35. der Art. 1 Z 9 und 15 bis 17 der Dienstrechts-Novelle 2007, BGBl. I 
Nr. 53, 

 36. der Art. 1 Z. 2 der 2. Dienstrechts-Novelle 2007, BGBl. I Nr. 96, 

 37. der Art. 1 Z 6 und 8b der Dienstrechts-Novelle 2008, BGBl. I 
Nr. 147, 

 38. der Art. 1 Z 1, 2 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 76/2009 mit der 
Maßgabe, dass als nahe Angehörige Personen im Sinn des § 67 
Abs. 3 des Landesbedienstetengesetzes gelten und der Antrag 
innerhalb des Zeitraumes von vier Wochen vor dem gewollten 
Wirksamkeitsbeginn gestellt werden kann, wenn besondere Gründe 
für einen früheren Beginn des Karenzurlaubes vorliegen, 

 39. der Art. 38 Z 1 und 3 des Gesetzes BGBl. I Nr. 135/2009, 

 40. der Art. 1 Z. 1 der 2. Dienstrechtsnovelle 2009, BGBl. I Nr. 153, 

 40. der Art. 1 Z 1 und 16 der 2. Dienstrechts-Novelle 2009, BGBl. I 
Nr. 153/2009, 

 41. der Art. 121 Z 3 und 5 des Gesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 

 42. der Art. 1 Z 1, 2, 6, 7, 16, 18 und 20 der Dienstrechts-Novelle 2011, 
BGBl. I Nr. 140/2011, 

 43. der Art. 1 Z 3 und 11 der Dienstrechts-Novelle 2012, BGBl. I 
Nr. 120, 

 44. Art. 1 Z 15 der 2. Dienstrechts-Novelle 2022, BGBl. I Nr. 205/2022; 

 b) das Beamten-Überleitungsgesetz, StGBl. Nr. 134/1945, in der Fassung 
des Gesetzes BGBl. Nr. 49/1946; 

 c)  1.das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, in der Fassung des Gesetzes 
BGBl. Nr. 677/1978 mit Ausnahme der §§ 22 und 83 sowie mit 
folgenden Abweichungen: 

 aa) Ein Entfall der Bezüge nach § 13 Abs. 3 tritt auch ein für die 
Dauer des Vollzuges einer wegen einer oder mehrerer mit 
Vorsatz begangener strafbaren Handlungen verhängten 
Freiheitsstrafe oder der zugleich mit einer solchen Freiheitsstrafe 
angeordneten, mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßnahme, 
sofern die Freiheitsstrafe nicht durch Anhaltung im elektronisch 
überwachten Hausarrest nach dem Fünften Abschnitt des 
Strafvollzugsgesetzes, BGBl. Nr. 144/1969, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2018, vollzogen wird, sowie 
für die Dauer eines Tätigkeitsverbotes nach § 220b des 

Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 40/2023. § 62 Abs. 2 des 
Landesbeamtengesetzes 1998 gilt sinngemäß; 

 bb) § 15a ist auf sämtliche Arten von Herabsetzungen der 
regelmäßigen Wochendienstzeit und Teilzeitbeschäftigungen 
anzuwenden; 

 cc) § 17 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des Abs. 4 
Folgendes gilt: Dem Beamten, der an einem Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag Dienst leistet, gebührt für jede Stunde 
einer solchen Dienstleistung eine Sonn- oder Feiertagszulage im 
Ausmaß von 0,18 v. H. des Monatsentgelts eines 
Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas Allgemeine 
Verwaltung der Entlohnungsklasse 9, Entlohnungsstufe 1; 

 dd) soweit es zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes notwendig 
ist, kann die Landesregierung für Bereiche mit Schicht- und 
Wechseldienst die täglichen Zeiten, in denen Überstunden 
während der Nachtzeit zulässig sind, um höchstens eine Stunde 
und den zeitlichen Geltungsbereich des § 17 auf den Samstag 
erstrecken; 

 ee) § 20b Abs. 2 gilt nicht; der Fahrtkostenanteil nach § 20b Abs. 3, 
den der Beamte selbst zu tragen hat (Eigenanteil), kann durch 
Verordnung der Landesregierung festgesetzt werden; 

 ff) eine Verwendungszulage nach § 30a Abs. 1 Z 3, die in 
Hundertsätzen des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse 
V bemessen wird, darf dieses Gehalt nicht übersteigen, 

 2. der Art. I Z 1, 2, 4 und 15 der 34. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 136/1979, 

 3. der Art. I Z 2, 4 bis 6, 9, 10, 12 bis 14, 16, 17, 21 bis 23 und 62 der 
35. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 561/1979, 

 4. der Art. I Z 2 und 4 der 40. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 49/1983, 

 5. der Art. I Z 6 der 41. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 656/1983, 

 6. der Art. I Z 3 und 4 der 42. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 548/1984, 

 7. der Art. II Z 2 der 43. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 268/1985, 
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 8. der Art. I Z 1 und 2 der 45. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 387/1986, mit folgenden Abweichungen: 

 aa) die Beförderung von Beamten der Verwendungsgruppen E, D 
und C in die Dienstklasse II kann frühestens vier Jahre, die 
Beförderung von Beamten der Verwendungsgruppe C in die 
Dienstklasse III kann frühestens fünf Jahre und die Beförderung 
von Beamten der Verwendungsgruppe B in die Dienstklasse III 
kann frühestens zwei Jahre vor der Zeitvorrückung in diese 
Dienstklassen erfolgen; 

 bb) § 29 gilt in der Fassung der 37. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 306/1981, 

 9. der Art. I Z 4 und der Art. VIII der 46. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 237/1987, 

 10. der Art. I Z 6, 7, 10, 11 und 75 der 47. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 288/1988, 

 11. der Art. X Z 4 des Gesetzes BGBl. Nr. 651/1989, 

 12. der Art. XVI Z 1 des Gesetzes BGBl. Nr. 408/1990, 

 13. der Art. II Z 3 und 4 des Gesetzes BGBl. Nr. 447/1990, 

 14. der Art. II Z 6 des Gesetzes BGBl. Nr. 277/1991, 

 15. der Art. I Z 3 bis 5 der 52. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 466/1991, 

 16. der Art. 2 Z 1 des Gesetzes BGBl. Nr. 12/1992, 

 17. der Art. 1 Z 2 der 53. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 314/1992, 

 18. der Art. II Z 2, hinsichtlich des § 16 Abs. 3 mit der Maßgabe, dass 
die Erschwerniszulage sowie die Gefahrenzulage nicht als im § 15 
Abs. 3 angeführte Zulage anzusehen ist, und mit der Maßgabe, dass 
§ 16 Abs. 9 nicht anzuwenden ist, und 3 des Gesetzes BGBl. 
Nr. 873/1992, 

 19. der Art. 8 Z 2 und 3 des Gesetzes BGBl. Nr. 256/1993, 

 20. der Art. II Z 3, 19, 20 und 22 des Gesetzes BGBl. Nr. 518/1993, 

 21. der Art. II Z 1 bis 3, 7 und 74 des Gesetzes BGBl. Nr. 16/1994, 

 22. der Art. II Z 6 des Gesetzes BGBl. Nr. 665/1994, 

 23. der Art. II Z 3 des Gesetzes BGBl. Nr. 43/1995, 

 24. der Art. II Z 1, 3, 4, 6, 9, 11 und 12 des Gesetzes BGBl. 
Nr. 297/1995, 

 25. der Art. II Z 1a, 2 und 2a des Gesetzes BGBl. Nr. 375/1996, 

 26. der Art. II Z 1, 2, 6, 10 und 11 des Gesetzes BGBl. I Nr. 61/1997, 

 27. der Art. 34 Z 1 und 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 30/1998, 

 28. der Art. II Z 4, 6, 10, 11 und 56 des Gesetzes BGBl. I Nr. 123/1998, 

 29. der Art. II Z 3, 4 und 7 bis 16 des Gesetzes BGBl. I Nr. 127/1999, 

 30. der Art. 2 Z 1 bis 4, 6 und 7 des Gesetzes BGBl. I Nr. 6/2000, 

 31. der Art. 2 Z 1 bis 4, 6 und 8 des Gesetzes BGBl. I Nr. 94/2000, 

 32. der Art. 47 Abschnitt 47.2 Z 7 des Gesetzes BGBl. I Nr. 142/2000, 

 33. der Art. 2 Z 1, 2 und 4 bis 8 des Gesetzes BGBl. I Nr. 87/2001 mit 
der Maßgabe, dass im § 12 Abs. 4 Z 1 und im § 20c Abs. 2 Z 2 und 
Abs. 2a des Gehaltsgesetzes 1956 an die Stelle der Verweisung auf 
§ 12 Abs. 2f des Gehaltsgesetzes 1956 jeweils die Verweisung auf 
§ 16a Abs. 1 dieses Gesetzes tritt, 

 34. der Art. 2 Z 3 und 32 des Gesetzes BGBl. I Nr. 87/2002, 

 35. der Art. 2 Z 1 und 4 des Gesetzes BGBl. I Nr. 130/2003, 

 36. der Art. 2 Z 1 bis 5 des Gesetzes BGBl. I Nr. 176/2004, 

 37. der Art. 2 Z 1, 2, 3 und 17 der Dienstrechts-Novelle 2007, BGBl. I 
Nr. 53, 

 38. der Art. 2 Z 1, 1a, 1b, 2 bis 5, 9 und 15 der 2. Dienstrechts-Novelle 
2007, BGBl. I Nr. 96, 

 39. der Art. 2 Z 2 der Dienstrechts-Novelle 2008, BGBl. I Nr. 147, 

 40. der Art. 39 Z 1 und 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 135/2009, 

 41. der Art. 2 Z 2 des Gesetzes BGBl. I Nr. 82/2010, 

 42. der Art. 2 Z 3, 4 und 5 der Dienstrechts-Novelle 2012, BGBl. I 
Nr. 120; 

 d) das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 683/1991, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 78/2021, mit der Maßgabe, dass 
während eines Präsenzdienstes nach § 36 Abs. 1 des 
Heeresgebührengesetzes 2001, BGBl. I Nr. 31/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 207/2022 BGBl. I Nr. 77/2024, Anspruch 
auf Bezüge besteht. Die Bezüge umfassen die dem Beamten nach den 
besoldungsrechtlichen Vorschriften gebührenden Monatsbezüge 
zuzüglich der für die Dauer des Präsenzdienstes gebührenden 
Sonderzahlungen und der pauschalierten oder sonst regelmäßig gleich 
bleibenden Nebengebühren oder diesen gleichzuhaltenden 
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Vergütungen. Soweit es sich um andere Nebengebühren oder diesen 
gleichzuhaltende Vergütungen handelt, sind diese im 
durchschnittlichen Ausmaß, in dem sie während der letzten drei 
Kalendermonate, auf Verlangen des Beamten während der letzten zwölf 
Kalendermonate, vor Antritt des Präsenzdienstes angefallen sind, in die 
Bezüge einzurechnen. Hiebei sind Belohnungen, 
Jubiläumszuwendungen und Reisegebühren nicht zu berücksichtigen. 
Die Bezüge sind um die Beiträge nach § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a, 
ausgenommen Betriebsratsumlagen, Z 4 und 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 31/2023 BGBl. I Nr. 7/2025, zu kürzen. 
Die verbleibenden, um die darauf entfallende Lohnsteuer zu 
vermindernden Bezüge gebühren in dem die Pauschalentschädigung 
nach § 36 Abs. 1 des Heeresgebührengesetzes 2001 übersteigenden 
Ausmaß. 

§ 3h 

Pflegefreistellung 

(1) Der Beamte hat unbeschadet eines allfälligen Sonderurlaubes Anspruch 
auf Pflegefreistellung, wenn er aus einem der folgenden Gründe nachweislich 
an der Dienstleistung verhindert ist: 

 a) wegen der notwendigen Pflege oder Unterstützung eines erkrankten 
oder verunglückten nahen Angehörigen (Abs. 2) oder 

 b) wegen der notwendigen Pflege oder Unterstützung einer im 
gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten oder verunglückten 
Person, die kein naher Angehöriger (Abs. 2) ist, oder 

 c) wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes (Wahl-, Pflege- oder 
Stiefkindes) oder Kindes der Person, mit der er in Lebensgemeinschaft 
oder eingetragener Partnerschaft lebt, wenn die Person, die das Kind 
ständig betreut hat, aus den Gründen des § 24 Abs. 2 lit. a bis d des 
Tiroler Mutterschutzgesetzes 2005 für diese Pflege ausfällt, oder 

 d) wegen der notwendigen Begleitung seines erkrankten Kindes (Wahl-, 
Pflege- oder Stiefkindes) oder Kindes der Person, mit der er in 
Lebensgemeinschaft oder eingetragener Partnerschaft lebt, bei einem 
stationären Aufenthalt in einer Heil- und Pflegeanstalt, sofern das Kind 
das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

(2) Als nahe Angehörige im Sinn des Abs. 1 lit. a gelten der Ehegatte, die 
Person, mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft oder eingetragener 
Partnerschaft lebt, Personen, die mit dem Beamten in gerader Linie verwandt 
sind, Geschwister, Wahl- und Pflegeeltern, Wahl-, Pflege- und Stiefkinder sowie 
die Kinder der Person, mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft oder 
eingetragener Partnerschaft lebt. 

(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalenderjahr das Ausmaß 
der auf eine Woche entfallenden dienstplanmäßigen Dienstzeit des Beamten 
nicht übersteigen. Sie vermindert sich entsprechend, wenn die regelmäßige 
Wochendienstzeit des Beamten herabgesetzt ist. 

(4) Ist der Beamte wegen der notwendigen Pflege 

 a) eines im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten oder 
verunglückten Kindes (Wahl-, Pflege- oder Stiefkindes) des Beamten 
oder der Person, mit der er in Lebensgemeinschaft oder eingetragener 
Partnerschaft lebt, oder 

 b) seines erkrankten oder verunglückten Kindes (Wahl- oder 
Pflegekindes), mit dem er nicht im gemeinsamen Haushalt lebt, 

an der Dienstleistung verhindert, so besteht unbeschadet eines allfälligen 
Sonderurlaubes Anspruch auf Pflegefreistellung bis zum Höchstausmaß einer 
weiteren Woche der im Abs. 3 angeführten Dienstzeit im Kalenderjahr, sofern 
dieses Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder für dieses 
erhöhte Familienbeihilfe im Sinn des § 8 Abs. 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376/1967, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 14/2024 BGBl. I Nr. 11/2025, gewährt wird. 

(5) Ändert sich das Ausmaß der dienstplanmäßigen Wochendienstzeit des 
Beamten während des Kalenderjahres, so ist die in diesem Kalenderjahr bereits 
verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der 
Änderung des Ausmaßes der dienstplanmäßigen Wochendienstzeit entspricht. 

(6) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten einer Pflegefreistellung in einem dem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis unmittelbar vorangegangenen 
vertraglichen Dienstverhältnis zum Land, so ist die im vertraglichen 
Dienstverhältnis zum Land bereits verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung auf 
den im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bestehenden Anspruch auf 
Pflegefreistellung anzurechnen. Hat sich das Ausmaß der auf zwei Wochen 
entfallenden dienstplanmäßigen Dienstzeit des Beamten geändert, so ist dabei 
auch Abs. 6 anzuwenden. 
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(7) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft, so kann zu einem im 
Abs. 4 genannten Zweck noch nicht verbrauchter Erholungsurlaub ohne 
vorherige Vereinbarung mit dem Dienstgeber angetreten werden. 

(8) Die Dauer einer Urlaubsunterbrechung nach § 71 Abs. 6 BDG 1979 ist 
auf das Ausmaß nach Abs. 3 anzurechnen. 

§ 3j 

Bildungsfreistellung 

(1) Dem Beamten kann auf seinen Antrag für die Dauer von mindestens 
drei Monaten bis zu einem Jahr eine Bildungsfreistellung gewährt werden. 
Dabei sind die Interessen des Beamten und die dienstlichen Interessen zu 
berücksichtigen. Auf Verlangen des Beamten ist das zuständige Organ der 
Personalvertretung oder, wenn es sich um einen Betrieb handelt, in dem ein für 
den Beamten zuständiger Betriebsrat eingerichtet ist, dieser den Verhandlungen 
beizuziehen. Eine neuerliche Bildungsfreistellung kann frühestens nach dem 
Ablauf von vier Jahren ab dem Antritt der letzten Bildungsfreistellung vereinbart 
werden. 

(2) Für die Dauer der Bildungsfreistellung gebühren dem Beamten seine 
bisherigen Bezüge in einem um 55 v. H. gekürzten Ausmaß, wenn ein 
Bildungsnachweis im Sinn des § 26 Abs. 1 Z 1 und 5 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609/1977, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 189/2023 BGBl. I Nr. 7/2025, erbracht wird. Für 
die Zeit, in der der Bildungsnachweis nicht erbracht wird, sind die Bezüge zur 
Gänze zu kürzen und allenfalls zurückzuerstatten. 

(3) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten einer Bildungsfreistellung, so gebührt 
der Erholungsurlaub, soweit er noch nicht verbraucht worden ist, in dem 
Ausmaß, das dem um die Dauer der Bildungsfreistellung verkürzten 
Kalenderjahr entspricht. Ergeben sich bei der Ermittlung des Urlaubsausmaßes 
Teile von Dienststunden, so sind sie auf volle Dienststunden aufzurunden. 

(4) Die Bildungsfreistellung endet vorzeitig im Fall eines 
Beschäftigungsverbotes nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem 
Mutterschutzgesetz 1979 sowie bei Antritt eines Karenzurlaubes nach dem 
Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005, LGBl. Nr. 64/2005, in der jeweils 
geltenden Fassung bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-
Karenzurlaubsgesetz 2005, LGBl. Nr. 64/2005, in der jeweils geltenden 
Fassung, eines Präsenz- oder Ausbildungsdienstes nach dem Wehrgesetz 2001 
oder eines Zivildienstes nach dem Zivildienstgesetz 1986. 

(5) Wird das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis während einer 
Bildungsfreistellung beendet, so sind bei der Ermittlung einer allenfalls 
gebührenden Abfertigung die dem Beamten für den letzten Monat vor dem 
Antritt der Bildungsfreistellung gebührenden Bezüge und die Kinderzulage 
zugrunde zu legen. 

(6) Die Zeit der Bildungsfreistellung ist für Rechte, die von der Dauer des 
Dienstverhältnisses abhängen, nicht zu berücksichtigen, sie gilt jedoch im Fall 
eines Anspruchs auf gekürzte Bezüge nach Abs. 2 erster Satz als 
ruhegenussfähige Landesdienstzeit. 

(7) Wurde die höchstzulässige Dauer der Bildungsfreistellung von einem 
Jahr nicht ausgeschöpft, so kann dem Beamten für die restliche Dauer der Frist 
nach Abs. 1 vierter Satz einmalig ein Wechsel von Bildungsfreistellung zu 
Bildungsteilzeit gewährt werden. In diesem Fall muss die Bildungsteilzeit 
mindestens vier Monate betragen und darf das zweifache Ausmaß des 
nichtausgeschöpften Teils nicht übersteigen. 

§ 16 

Sonderbestimmungen für Beamte des Krankenpflegedienstes 

(1) Beamten, die in einer Landeskrankenanstalt Tätigkeiten im Sinn des 
Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes, BGBl. I Nr. 108/1997, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 108/2023, des MTD-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 460/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 82/2022 BGBl I 
Nr. 100/2024, des MTF-SHD-G, BGBl. Nr. 102/1961, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 89/2012, oder des Hebammengesetzes, BGBl. 
Nr. 310/1994, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 65/2022, ausüben 
(Beamte des Krankenpflegedienstes), gebührt für die Dauer dieser Verwendung 
eine ruhegenussfähige Pflegedienstzulage. Die Pflegedienstzulage ist Teil des 
Monatsbezuges des Beamten. Sie beträgt monatlich 
 a) für Beamte des gehobenen medizinisch-technischen 

Dienstes und des medizinisch-technischen 
Fachdienstes ................................................... 203,3 Euro; 

 b) für Beamte des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und 
Krankenpflege, des Krankenpflegefachdienstes und für 
Hebammen 

 1. bis zur Gehaltsstufe 5 der Dienstklasse II .. 203,3 Euro, 
 2. ab der Gehaltsstufe 6 der Dienstklasse II ... 244,1 Euro; 
 c) für Beamte der Sanitätshilfsdienste .................. 77,5 Euro. 
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(2) Beamten des Krankenpflegedienstes im Sinne des Abs. 1, die dem 
gehobenen Dienst oder dem Fachdienst angehören, gebührt zusätzlich zur 
Pflegedienstzulage nach Abs. 1 und anstelle einer Pflegedienst-Chargenzulage 
eine ruhegenußfähige Funktions-Ausbildungszulage, wenn sie im Rahmen ihrer 
Verwendung dauernd ein besonderes Maß an Verantwortung zu tragen haben. 
Die Funktions-Ausbildungszulage ist Teil des Monatsbezuges des Beamten. Sie 
ist von der Landesregierung, abgestuft für bestimmte Verwendungen, nach dem 
Grad der in der jeweiligen Verwendung zu tragenden besonderen 
Verantwortung in Hundertsätzen des Gehaltes eines Beamten der Allgemeinen 
Verwaltung der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, festzusetzen. 

(3) Beamten des Krankenpflegedienstes im Sinne des Abs. 1 gebührt für 
die mit ihrem Dienst verbundenen besonderen körperlichen Anstrengungen und 
sonstigen erschwerten Umstände eine allgemeine Gefahren- und 
Erschwerniszulage. Die allgemeine Gefahren- und Erschwerniszulage ist eine 
Nebengebühr. Sie ist zwölfmal jährlich in der Höhe von 6,5 v. H. des Gehaltes 
eines Beamten der Allgemeinen Verwaltung der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, 
zu gewähren. 

§ 32 

Ausmaß des Witwen- und Witwerversorgungsgenusses 

(1) Das Ausmaß des Witwen- und Witwerversorgungsgenusses ergibt sich 
aus einem Hundertsatz des Ruhegenusses, der dem Beamten gebührte oder im 
Fall seines Todes im Dienststand gebührt hätte, wenn er an seinem Todestag in 
den Ruhestand versetzt worden wäre. Ein gänzliches oder teilweises Ruhen des 
Ruhegenusses ist dabei außer Acht zu lassen. 

(2) Zur Ermittlung des Hundertsatzes ist vorerst der Anteil der 
Berechnungsgrundlage des überlebenden Ehegatten in Prozent an der 
Berechnungsgrundlage des verstorbenen Beamten zu errechnen. Bei einem 
Anteil von 100% beträgt der Hundertsatz 40. Er erhöht oder vermindert sich für 
jeden vollen Prozentpunkt des Anteils, der 100 unterschreitet oder übersteigt, 
um 0,3. Er ist jedoch nach oben hin mit 60 und nach unten hin mit Null begrenzt. 

(3) Berechnungsgrundlage des überlebenden Ehegatten und des 
verstorbenen Beamten ist jeweils das Einkommen in den letzten zwei 
Kalenderjahren vor dem Todestag des Beamten, geteilt durch 24. 

(4) Als Einkommen nach Abs. 3 gelten: 

 a) das Erwerbseinkommen; das ist die Summe der in einem Kalenderjahr 
aufgrund einer Erwerbstätigkeit erzielten und der Einkommensteuer 
unterliegenden Einkünfte nach § 2 Abs. 3 Z 1 bis 4 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 mit Ausnahme der im § 67 Abs. 3 bis 
6 des Einkommensteuergesetzes 1988 angeführten Bezüge, wenn sie 
das Vierzehnfache des im § 2 Z 2 der Kundmachung des 
Bundesministers für Soziales und Konsumentenschutz und der 
Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend über die 
Aufwertung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz, dem Bauern-
Sozialversicherungsgesetz und dem Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz für das Kalenderjahr 2009, BGBl. II 
Nr. 346/2008, angeführten Betrages übersteigt, 

 b) wiederkehrende Geldleistungen 

 1. aus der gesetzlichen Sozialversicherung (mit Ausnahme eines 
Kinderzuschusses und eines besonderen Steigerungsbetrages zur 
Höherversicherung) und aus der Arbeitslosenversicherung sowie 
nach den Bestimmungen über die Arbeitsmarktförderung und die 
Sonderunterstützung, 

 2. aufgrund gleichartiger landesgesetzlicher oder bundesgesetzlicher 
Regelungen der Unfallfürsorge, 

 c) wiederkehrende Geldleistungen aufgrund 

 1. dieses Abschnittes (mit Ausnahme der Kinderzulage), 

 2. von bundesgesetzlichen oder anderen landesgesetzlichen 
Vorschriften, die mit dem Pensionsrecht der Landesbeamten 
vergleichbar sind, 

 3. des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, 

 4. des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes 1985, 

 5. des Tiroler Bezügegesetzes 1995, LGBl. Nr. 23, oder des Tiroler 
Landes-Bezügegesetzes 1998, LGBl. Nr. 23, beide Gesetze in der 
jeweils geltenden Fassung, oder anderer gleichartiger 
österreichischer Rechtsvorschriften, 

 6. des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85/1953, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 88/2023 BGBl. I 
Nr. 88/2024, 
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 7. des Bundestheaterpensionsgesetzes, BGBl. Nr. 159/1958, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 134/2023 BGBl. I 
Nr. 145/2024, 

 8. des Bundesbahn-Pensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 86/2001, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 134/2023 BGBl. I 
Nr. 145/2024, 

 9. von Dienst-(Pensions-)ordnungen für Dienstnehmer und ehemalige 
Dienstnehmer von 

 aa) öffentlich-rechtlichen Körperschaften und 

 bb) Fonds, Stiftungen, Anstalten und Betrieben, die von einer 
Gebietskörperschaft, einem Gemeindeverband oder von 
Personen verwaltet werden, die hierzu von Organen einer 
Gebietskörperschaft oder eines Gemeindeverbandes bestellt 
sind, 

 10. sonstiger nach § 5 Abs. 1 Z 3 ASVG pensionsversicherungsfreier 
Dienstverhältnisse, 

 11. vertraglicher Pensionszusagen einer Gebietskörperschaft oder eines 
Gemeindeverbandes, 

 d) außerordentliche Versorgungsbezüge und 

 e) Pensionen und gleichartige Leistungen aufgrund ausländischer 
Versicherungs- und Versorgungssysteme (mit Ausnahme einer 
Kinderzulage oder einer vergleichbaren Leistung), soweit es sich nicht 
um Hinterbliebenenleistungen nach dem verstorbenen Beamten 
handelt. 

(5) Solange das Einkommen eines Kalenderjahres nicht feststeht, ist 
vorläufig das letzte feststehende Einkommen heranzuziehen. 

§ 40 

Anspruch auf Waisenversorgungsgenuss 

(1) Dem Kind eines verstorbenen Beamten, das das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, gebührt ab dem auf den Todestag des Beamten folgenden 
Monatsersten ein monatlicher Waisenversorgungsgenuss, wenn der Beamte an 
seinem Todestag Anspruch auf Ruhegenuss gehabt hat oder im Fall der mit dem 
Ablauf dieses Tages erfolgten Versetzung in den Ruhestand gehabt hätte. Ein 
Stiefkind hat nur dann Anspruch auf Waisenversorgungsgenuss, wenn es am 

Todestag des Beamten bei der Bemessung der Kinderzulage oder der früheren 
Haushaltszulage zu berücksichtigen gewesen ist. 

(2) Dem Kind eines verstorbenen Beamten, das das 18., aber noch nicht das 
27. Lebensjahr vollendet hat, gebührt auf Antrag ein monatlicher 
Waisenversorgungsgenuss, solange es sich in einer Schul- oder 
Berufsausbildung befindet, die seine Arbeitskraft überwiegend beansprucht. 

(3) Besucht das Kind eine im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992, 
BGBl. Nr. 305/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 174/2022 
BGBl. I Nr. 97/2024, genannte Einrichtung, so gilt das Erfordernis nach Abs. 2 
nur dann als erfüllt, wenn es ein ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig 
betreibt. Das Studium wird ernsthaft und zielstrebig betrieben, wenn das Kind 
die vorgesehene Studienzeit pro Studienabschnitt um nicht mehr als ein 
Semester überschreitet. Wird ein Studienabschnitt in der vorgesehenen 
Studienzeit absolviert, kann einem weiteren Studienabschnitt ein Semester 
zugerechnet werden. 

(4) Die Aufnahme als ordentlicher Hörer gilt als Anspruchsvoraussetzung 
für das erste Studienjahr. Ab dem zweiten Studienjahr besteht nur dann ein 
Anspruch, wenn für das vorhergehende Studienjahr die Ablegung einer 
Teilprüfung einer Diplomprüfung oder eines Rigorosums oder von Prüfungen 
aus Pflicht- und Wahlfächern des betriebenen Studiums im Gesamtumfang von 
acht Semesterwochenstunden nachgewiesen wird. Der Nachweis ist unabhängig 
von einem Wechsel der Einrichtung oder des Studiums durch Bestätigungen der 
im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992 genannten Einrichtungen zu 
erbringen. 

(5) Der Nachweiszeitraum nach den Abs. 3 und 4 wird verlängert durch: 

 a) eine vollständige Studienbehinderung infolge eines unvorhergesehenen 
oder unabwendbaren Ereignisses (z. B. Krankheit) oder 

 b) ein nachgewiesenes Auslandsstudium. 

Eine Studienbehinderung von jeweils drei Monaten bewirkt dabei eine 
Verlängerung des Nachweiszeitraumes um ein Semester. 

(6) Der Ablauf des Nachweiszeitraumes nach den Abs. 3 und 4 wird 
gehemmt durch: 

 a) Zeiten des Mutterschutzes oder 

 b) Zeiten der Pflege und Erziehung eines eigenen Kindes bis zur 
Vollendung des zweiten Lebensjahres. 
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(7) Zur Schul- oder Berufsausbildung zählt auch ein angemessener 
Zeitraum für die Vorbereitung auf die Ablegung der entsprechenden 
Abschlussprüfungen und auf den Erwerb eines akademischen Grades. Im 
Übrigen sind für die Beurteilung, ob die Schul- oder Berufsausbildung beendet 
ist, das gewählte Studien- oder Berufsziel und die für das Erreichen des 
gewählten Zieles geltenden Ausbildungsvorschriften maßgebend. 

(8) Hat 

 a) das Kind eines verstorbenen Beamten, das das 27. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, nach § 6 Abs. 2 lit. a oder 

 b) eine andere Person für ein solches Kind nach § 2 Abs. 1 lit. b 

des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 Anspruch auf Familienbeihilfe, so 
gelten die Voraussetzungen nach Abs. 2 als erfüllt. Abs. 1 zweiter Satz wird 
dadurch nicht berührt. 

(9) Dem Kind eines verstorbenen Beamten, das das 18. Lebensjahr 
vollendet hat, gebührt auf Antrag ein monatlicher Waisenversorgungsgenuss, 
wenn es seit der Vollendung des 18. Lebensjahres oder seit dem Ablauf des im 
Abs. 2 genannten Zeitraumes infolge Krankheit oder Gebrechens 
erwerbsunfähig ist. 

(10) Der Waisenversorgungsgenuss nach den Abs. 2 und 9 ruht, wenn das 
Kind 

 a) Einkünfte bezieht, die zur Bestreitung des angemessenen 
Lebensunterhaltes ausreichen, 

 b) einem Stift oder Kloster angehört und das Stift oder Kloster für den 
Lebensunterhalt des Kindes aufkommt, 

 c) verheiratet ist und die Einkünfte der Ehegatten zur Bestreitung des 
angemessenen Lebensunterhaltes ausreichen. 

(11) Einkünfte im Sinn des Abs. 10 sind die im § 2 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 angeführten Einkünfte, soweit sie nicht 
steuerfrei sind. Als Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit gelten jedoch auch 

 a) wiederkehrende Geldleistungen 

 1. aus der gesetzlichen Unfall- und Krankenversicherung, 

 2. nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 215/2022 BGBl. I 
Nr. 76/2024, 

 3. nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152/1957, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 215/2022 BGBl. I 
Nr. 99/2024, 

 4. nach dem Heeresentschädigungsgesetz, BGBl. I Nr. 162/2015, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2018, 

 5. nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, 

 6. nach dem Überbrückungshilfengesetz, BGBl. 174/1963, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 153/2020, und gleichartigen 
landesgesetzlichen Vorschriften, 

 b) die Geldleistungen (abzüglich der Fahrtkostenvergütung) nach dem 2. 
Hauptstück und nach den §§ 45 Abs. 1 bis 4, 46 und 47 des 
Heeresgebührengesetzes 2001, die Verpflegung und die Abfindung für 
die Verpflegung, der Familienunterhalt, der Partnerunterhalt, die 
Wohnkostenbeihilfe und die Entschädigung bei Übungen nach dem 
Heeresgebührengesetz 2001, 

 c) die Geldleistungen nach § 4 des Auslandseinsatzgesetzes 2001, BGBl. I 
Nr. 55/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2019 
BGBl. I Nr. 77/2024, 

 d) die Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 
31/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 106/2022, und 

 e) die Barbezüge (abzüglich des Quartiergeldes, des Kleidergeldes, des 
Ersatzes der Kosten für Wasch- und Putzzeug sowie der 
Reisekostenvergütung), die Verpflegung, der Familienunterhalt, der 
Partnerunterhalt und die Wohnkostenbeihilfe nach dem 
Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679/1986, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 208/2022 BGBl. I Nr. 104/2024. 

Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben Bezüge außer Betracht, die ein Kind, 
das sich in Schulausbildung befindet, aufgrund einer während der Schul-, 
Hochschul- oder Universitätsferien ausgeübten Beschäftigung bezieht. 

(12) Werden Einkünfte für einen längeren Zeitraum bezogen als für einen 
Monat, so sind sie verhältnismäßig umzurechnen. Hierbei gelten Einkünfte, die 
für einen nicht feststellbaren Zeitraum zufließen, als jährliche Einkünfte des 
betreffenden Kalenderjahres. 
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§ 47 

Ergänzungszulage 

(1) Einer Person, die Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss hat und 
deren monatliches Gesamteinkommen die Höhe des Mindestsatzes nach Abs. 5 
nicht erreicht, gebührt auf Antrag eine Ergänzungszulage in der Höhe des 
Unterschiedes zwischen dem monatlichen Gesamteinkommen und dem 
Mindestsatz. Das Erfordernis der Antragstellung entfällt, wenn die 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Ergänzungszulage schon beim Anfall 
des Ruhe- oder Versorgungsgenusses erfüllt sind. 

(2) Das monatliche Gesamteinkommen besteht aus: 

 a) dem Ruhe- oder Versorgungsbezug mit Ausnahme der 
Ergänzungszulage, 

 b) den anderen Einkünften im Sinn des § 40 Abs. 11 und 12 des 
Anspruchsberechtigten, 

 c) den Einkünften im Sinn des § 40 Abs. 11 und 12 der Personen, die bei 
der Berechnung des Mindestsatzes zu berücksichtigen sind, und 

 d) wiederkehrenden Unterhaltsleistungen, soweit diese die Hälfte des 
jeweils in Betracht kommenden Mindestsatzes übersteigen. 

(3) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit ist stets 
der im § 16 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 für den vollen 
Kalendermonat vorgesehene Pauschbetrag für Werbungskosten abzusetzen. 

(4) Für Zwecke der Ermittlung des monatlichen Einkommens gelten nicht 
als Einkünfte: 

 a) Sonderzahlungen, die neben den Ruhe- oder Versorgungsbezügen 
gebühren, 

 b) Grund- und Elternrenten nach dem Opferfürsorgegesetz und nach dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, ein Drittel der Versehrten- und 
Witwenrenten sowie die Elternrenten einschließlich einer allfälligen 
Zusatzrente nach dem Heeresentschädigungsgesetz, 

 c) Einkünfte eines Kindes des Anspruchsberechtigten, das bei der 
Berechnung des Mindestsatzes zu berücksichtigen ist, soweit sie im 
Kalendermonat den Betrag übersteigen, um den sich der Mindestsatz 
für das Kind erhöht, 

 d) Einkünfte eines früheren Ehegatten des Anspruchsberechtigten, der bei 
der Berechnung des Mindestsatzes zu berücksichtigen ist, soweit sie im 

Kalendermonat den Betrag übersteigen, um den sich der Mindestsatz 
für den früheren Ehegatten erhöht. 

(5) Die Landesregierung hat durch Verordnung Mindestsätze unter 
Bedachtnahme auf die für Bundesbeamte, deren Angehörige und Hinterbliebene 
nach § 26 Abs. 5 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340/1965, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 134/2023 BGBl. I Nr. 145/2024, 
erlassenen Mindestsätze festzusetzen. 

(6) Einem Beamten, der Anspruch auf Ruhegenuss hat, gebührt die 
Ergänzungszulage nicht, wenn die Einkünfte im Sinn des § 40 Abs. 11 und 12 
des Ehegatten den für den Beamten maßgebenden Mindestsatz übersteigen. Die 
Ergänzungszulage gebührt weiters nicht, wenn der Beamte bei der Berechnung 
des Mindestsatzes beim Ehegatten zu berücksichtigen ist. 

(7) Besteht neben dem Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss noch 
ein Anspruch auf eine Pension aus der gesetzlichen Pflichtversicherung, so 
gebührt die Ergänzungszulage nicht, wenn der Ruhe- oder Versorgungsbezug 
ohne Ergänzungszulage niedriger ist als die Pension ohne Ausgleichszulage. 

(8) Ist zur Entstehung des Anspruches auf Ergänzungszulage ein Antrag 
erforderlich, so gebührt die Ergänzungszulage von dem der Einbringung des 
Antrages folgenden Monatsersten an. Wird der Antrag an einem Monatsersten 
gestellt, so gebührt die Ergänzungszulage von diesem Tag an. Die Folge der 
verspäteten Antragstellung kann aus berücksichtigungswürdigen Gründen 
nachgesehen werden. 

9. Unterabschnitt 

Anrechnung von Ruhegenussvordienstzeiten, Anrechnung im 
Ruhestand verbrachter Zeiten 

§ 70 

Anrechenbare Ruhegenussvordienstzeiten 

(1) Ruhegenussvordienstzeiten sind die in den Abs. 2, 3 und 4 genannten 
Zeiten, soweit sie vor dem Tag liegen, von dem an die ruhegenussfähige 
Landesdienstzeit beginnt. Sie werden durch Anrechnung ruhegenussfähige 
Zeiten. 

(2) Folgende Ruhegenussvordienstzeiten sind anzurechnen: 
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 a) die in einem Dienst-, Ausbildungs- oder sonstigem Arbeitsverhältnis 
bei einem inländischen öffentlich-rechtlichen Dienstgeber 
zurückgelegte Zeit, 

 b) die im Lehrberuf an einer inländischen öffentlichen Schule oder an einer 
mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländischen Privatschule 
zurückgelegte Zeit, 

 c) die im Seelsorgedienst einer gesetzlich anerkannten Kirche oder 
Religionsgemeinschaft im Inland zurückgelegte Zeit, 

 d) die Zeit der Erfüllung einer inländischen Arbeits-, Zivil- oder 
Wehrdienstpflicht einschließlich der Zeit der Kriegsgefangenschaft und 
der für die Heimkehr aus der Kriegsgefangenschaft erforderlichen Zeit 
sowie die Zeit des Ausbildungsdienstes nach dem Wehrgesetz 1990, 
BGBl. Nr. 305, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 122/2001, bzw. nach dem Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 207/2022 BGBl. I 
Nr. 77/2024, 

 e) die Zeit eines dem Wehrdienst ähnlichen inländischen Not- oder 
Luftschutzdienstes, 

 f) die Zeit einer unverschuldeten Zivilinternierung aus Anlass eines 
Krieges, 

 g) die Zeit, die dem Beamten in einem anderen Dienstverhältnis nach dem 
Beamten-Überleitungsgesetz für die Bemessung des Ruhegenusses 
oder für die Bemessung der Abfertigung angerechnet worden ist, 

 h) die Zeit eines abgeschlossenen inländischen oder einem solchen 
gleichzuhaltenden Studiums an einer öffentlichen oder mit 
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten mittleren Schule, höheren Schule, 
Akademie oder verwandten Lehranstalt, soweit die gesetzliche 
Mindestdauer des Studiums nicht überschritten worden ist, 

 i) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer Universität, 
Hochschule oder an einer staatlichen Kunstakademie, das für den 
Beamten Anstellungs- oder Definitivstellungserfordernis gewesen ist, 
bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren für jedes Studium. Zum 
Studium zählt auch die für die Ablegung der Abschlussprüfungen oder 
für die Erwerbung eines akademischen Grades erforderliche 
Vorbereitungszeit bis zum Höchstausmaß von einem halben Jahr, 

 j) die Zeit eines mindestens zwei Jahre dauernden abgeschlossenen 
inländischen oder einem solchen gleichzuhaltenden Studiums an einer 

Universität, Hochschule oder an einer staatlichen Kunstakademie, das 
für den Beamten nicht Anstellungs- oder Definitivstellungserfordernis 
gewesen ist, bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren, 

 k) die in einem Berufsausbildungsverhältnis zurückgelegte Zeit, sofern die 
Berufsausbildung Voraussetzung für die Anstellung des Beamten 
gewesen ist oder die Berufsausbildung bei einem inländischen 
öffentlich-rechtlichen Dienstgeber zurückgelegt worden ist, 

 l) die Zeit einer die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach 
dem ASVG begründenden Beschäftigung, 

 m) die Zeit eines Dienstverhältnisses bei der Europäischen Union, 

 n) die Zeit eines Karenzurlaubes bzw. einer Karenz nach dem Tiroler 
Mutterschutzgesetz 2005, dem Tiroler Eltern-
Karenzurlaubsgesetz 2005 oder anderen gleichartigen österreichischen 
Rechtsvorschriften, soweit diese nicht nach anderen Bestimmungen 
dieses Absatzes anzurechnen ist, 

 o) die Hälfte der Zeit eines Karenzurlaubes nach § 64 Abs. 4 lit. a des 
Landesbedienstetengesetzes oder anderen gleichartigen 
österreichischen Rechtsvorschriften, soweit diese nicht nach anderen 
Bestimmungen dieses Absatzes anzurechnen ist. 

(3) Folgende Ruhegenussvordienstzeiten können angerechnet werden: 

 a) die Zeit selbstständiger Erwerbstätigkeit, 

 b) die im Ausland im öffentlichen oder privaten Dienst oder in einem 
Berufsausbildungsverhältnis zurückgelegte Zeit, 

 c) die Zeit einer behördlichen Beschränkung der Freiheit oder der 
Erwerbstätigkeit, es sei denn, dass die Beschränkung wegen eines 
Verhaltens erfolgt ist, das nach österreichischem Recht strafbar ist. 

(4) Es können auch andere als die in den Abs. 2 und 3 genannten Zeiten, 
die vor dem Beginn der ruhegenussfähigen Landesdienstzeit liegen und für die 
dienstliche Verwendung des Beamten von wesentlicher Bedeutung sind, als 
Ruhegenussvordienstzeiten angerechnet werden. 

(5) Die mehrfache Anrechnung ein und desselben Zeitraumes als 
Ruhegenussvordienstzeit ist unzulässig. 

(6) Die Dienstbehörde hat die Ruhegenussvordienstzeiten im unmittelbaren 
zeitlichen Zusammenhang mit der Ernennung des Beamten anzurechnen. 
 



13 

 

 

§ 87 

Disziplinarstrafen 

(1) Disziplinarstrafen sind: 

 a) der Verweis, 

 b) die Geldbuße bis zur Höhe eines halben Monatsbezuges unter 
Ausschluss der Kinderzulage, 

 c) die Geldstrafe bis zur Höhe von fünf Monatsbezügen unter 
Ausschluss der Kinderzulage, 

 b) die Geldbuße bis zur Höhe eines Monatsbezuges unter Ausschluss 
der Kinderzulage, 

 c) die Geldstrafe in der Höhe von mehr als einem Monatsbezug bis zu 
fünf Monatsbezügen unter Ausschluss der Kinderzulage, 

 d) die Entlassung. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 lit. b und c ist von dem Monatsbezug 
auszugehen, der dem Beamten aufgrund seiner besoldungsrechtlichen Stellung 
im Zeitpunkt der Fällung des Disziplinarerkenntnisses durch die 
Disziplinarkommission beziehungsweise im Zeitpunkt der Verhängung der 
Disziplinarverfügung gebührt. Gebührt dem Beamten zum maßgebenden 
Zeitpunkt kein Monatsbezug, so ist vom letzten dem Beamten gebührenden 
Monatsbezug auszugehen. Allfällige Kürzungen des Monatsbezuges sind bei der 
Strafbemessung nicht zu berücksichtigen. 
 
 

§ 89 

Verjährung 

(1) Der Beamte darf wegen einer Dienstpflichtverletzung nicht mehr 
bestraft werden, wenn gegen ihn nicht 

 a) innerhalb von sechs Monaten, gerechnet vom Zeitpunkt, zu dem der 
Disziplinarbehörde die Dienstpflichtverletzung zur Kenntnis gelangt 
ist, oder 

 b) innerhalb von drei Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Beendigung 
der Dienstpflichtverletzung, 

eine Disziplinarverfügung erlassen oder ein Disziplinarverfahren vor der 
Disziplinarkommission eingeleitet wurde. Sind vom Amt der Landesregierung 

vor der Einleitung des Disziplinarverfahrens im Auftrag der 
Disziplinarkommission notwendige Ermittlungen durchzuführen (§ 113 Abs. 1 
zweiter Satz), so verlängert sich die Frist nach lit. a um sechs Monate. 

(1) Der Beamte darf wegen einer Dienstpflichtverletzung nicht mehr 
bestraft werden, wenn gegen ihn nicht 

 a) innerhalb von sechs Monaten, gerechnet vom Zeitpunkt, zu dem der 
Disziplinarbehörde die Dienstpflichtverletzung zur Kenntnis gelangt 
ist, eine Disziplinarverfügung erlassen oder 

 b) innerhalb von einem Jahr, gerechnet vom Zeitpunkt, zu dem der 
Disziplinarbehörde die Dienstpflichtverletzung zur Kenntnis gelangt 
ist, ein Disziplinarverfahren vor der Disziplinarkommission eingeleitet 
wurde, oder 

 c) innerhalb von drei Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Beendigung der 
Dienstpflichtverletzung eine Disziplinarverfügung erlassen oder ein 
Disziplinarverfahren vor der Disziplinarkommission eingeleitet wurde. 

(2) Drei Jahre nach der an den beschuldigten Beamten erfolgten Zustellung 
der Entscheidung, gegen ihn ein Disziplinarverfahren durchzuführen, darf eine 
Disziplinarstrafe nicht mehr verhängt werden. 

(3) Der Lauf der in den Abs. 1 und 2 genannten Fristen wird, sofern der der 
Dienstpflichtverletzung zugrunde liegende Sachverhalt Gegenstand der Anzeige 
oder eines der folgenden Verfahren ist, gehemmt: 

 a) für die Dauer eines Verfahrens vor dem Verfassungs- oder 
Verwaltungsgerichtshof, 

 b) für die Dauer eines Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht, 

 c) für die Dauer eines gerichtlichen Strafverfahrens oder eines 
Verwaltungsstrafverfahrens, 

 d) für den Zeitraum zwischen der rechtskräftigen Beendigung oder, 
wenn auch nur vorläufigen, Einstellung eines Strafverfahrens und 
dem Einlangen einer diesbezüglichen Mitteilung bei der 
Dienstbehörde und 

 e) für den Zeitraum zwischen der Erstattung der Anzeige und dem 
Einlangen der Mitteilung 

 1. über die Beendigung des gerichtlichen Strafverfahrens oder des 
Verwaltungsstrafverfahrens, 
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 2. der Staatsanwaltschaft über die Einstellung des gerichtlichen 
Strafverfahrens oder 

 3. der Verwaltungsbehörde über das Absehen von der Einleitung eines 
Verwaltungsstrafverfahrens 

bei der Dienstbehörde. 

(4) Hat der Sachverhalt, der einer Dienstpflichtverletzung zugrunde liegt, 
zu einer strafgerichtlichen Verurteilung geführt und ist die strafrechtliche 
Verjährungsfrist länger als die im Abs. 1 lit. b Abs. 1 lit. c genannte Frist, so tritt 
an die Stelle dieser Frist die strafrechtliche Verjährungsfrist. 
 

3. Unterabschnitt 

Disziplinarverfahren 

§ 97 

Anwendung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 

Soweit in diesem Unterabschnitt nichts anderes bestimmt ist, ist auf das 
Disziplinarverfahren das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, 
BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 88/2023 
BGBl. I Nr. xx/2025, mit Ausnahme der §§ 2 bis 4, 12, 39 Abs. 2a, 41, 42, 44a 
bis 44g, 51, 57, 58a, 62 Abs. 3, 63 bis 67, 68 Abs. 2 und 3, 73 Abs. 2 und 3, 75 
bis 78 und 79 bis 80a anzuwenden. 

§ 101 

Disziplinaranzeige 

(1) Der unmittelbar oder mittelbar zur Führung der Dienstaufsicht berufene 
Vorgesetzte (Dienstvorgesetzte) hat bei jedem begründeten Verdacht einer 
Dienstpflichtverletzung die zur vorläufigen Klarstellung des Sachverhaltes 
erforderlichen Erhebungen zu unternehmen und sodann unverzüglich im 
Dienstweg dem Amt der Landesregierung Disziplinaranzeige zu erstatten. 
Erweckt der Verdacht einer Dienstpflichtverletzung auch den Verdacht einer 
von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung, so hat sich 
der Dienstvorgesetzte in dieser Eigenschaft jeder Erhebung zu enthalten und 
sofort dem Amt der Landesregierung zu berichten. Dieses hat nach § 78 der 
Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631/1975, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 223/2022 und die Kundmachung BGBl. I Nr. 1/2023, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 157/2024, vorzugehen. 

(2) Von einer Disziplinaranzeige an das Amt der Landesregierung ist 
abzusehen, wenn nach Ansicht des Dienstvorgesetzten eine Belehrung oder 
Ermahnung ausreicht. Diese ist dem Beamten nachweislich mitzuteilen. Diese 
ist dem Beamten nachweislich mitzuteilen und der Dienstbehörde zur Kenntnis 
zu bringen. Eine Ermahnung oder Belehrung darf nach dem Ablauf von drei 
Jahren ab ihrer Mitteilung an den Beamten zu keinen dienstlichen Nachteilen 
führen, wenn der Beamte in diesem Zeitraum keine weitere 
Dienstpflichtverletzung begangen hat. 

(3) Das Amt der Landesregierung hat dem Beschuldigten, sofern es sich 
nicht um eine Selbstanzeige handelt, eine Abschrift der Disziplinaranzeige 
unverzüglich zuzustellen. 

§ 104 

Suspendierung 

(1) Das Amt der Landesregierung hat die vorläufige Suspendierung eines 
Beamten zu verfügen, wenn 

 a) über ihn die Untersuchungshaft verhängt wird oder 

 b) seine Belassung im Dienst wegen der Art der ihm zur Last gelegten 
Dienstpflichtverletzungen das Ansehen des Amtes oder wesentliche 
Interessen des Dienstes gefährden würde. 

(2) Jede vorläufige Suspendierung ist unverzüglich der 
Disziplinarkommission mitzuteilen; diese hat über die Suspendierung zu 
entscheiden. Die vorläufige Suspendierung endet spätestens mit dem Tag dieser 
Entscheidung. Ist jedoch bereits ein Disziplinarverfahren anhängig, so hat die 
Disziplinarkommission bei Vorliegen der im Abs. 1 genannten Voraussetzungen 
die Suspendierung zu verfügen. 

(3) Die Suspendierung hat die Kürzung des Monatsbezuges des Beamten – 
unter Ausschluss der Kinderzulage – um ein Drittel für die Dauer der 
Suspendierung zur Folge. Die Disziplinarkommission kann auf Antrag des 
Beamten oder von Amts wegen die Kürzung vermindern oder aufheben, wenn 
und soweit dies zur Aufrechterhaltung des notwendigen Lebensunterhaltes des 
Beamten und seiner Familienangehörigen, für die er sorgepflichtig ist, unbedingt 
erforderlich ist. Die Minderung oder Aufhebung der Bezugskürzung wird vom 
Zeitpunkt der Antragstellung an wirksam. 

(3) Jede Suspendierung, auch eine vorläufige Suspendierung, hat die 
Kürzung des Monatsbezuges des Beamten unter Ausschluss der Kinderzulage 
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um ein Drittel für die Dauer der Suspendierung zur Folge. Für die Dauer der 
vorläufigen Suspendierung erfolgt eine Auszahlung ohne Kürzung. Nach 
Verfügung der Suspendierung durch die Disziplinarkommission nach Abs. 2 ist 
der über die gekürzten Bezüge hinausgehend ausbezahlte Betrag unter 
sinngemäßer Anwendung des § 13a Abs. 2 bis 4 des Gehaltsgesetzes 1956 
hereinzubringen. Die Disziplinarkommission kann auf Antrag des Beamten oder 
von Amts wegen die Kürzung vermindern oder aufheben, wenn und soweit dies 
zur Aufrechterhaltung des notwendigen Lebensunterhaltes des Beamten und 
seiner Familienangehörigen, für die er sorgepflichtig ist, unbedingt erforderlich 
ist. Der notwendige Lebensunterhalt ist unter Bedachtnahme auf die in der 
Verordnung nach § 26 Abs. 5 des Pensionsgesetzes 1965 festgesetzten 
Mindestsätze zu bemessen. Die Minderung oder Aufhebung der Bezugskürzung 
wird vom Zeitpunkt der Antragstellung an wirksam. 

(4) Die Suspendierung endet spätestens mit dem rechtskräftigen Abschluss 
des Disziplinarverfahrens. Fallen die Umstände, die für die Suspendierung des 
Beamten maßgebend gewesen sind, vorher weg, so ist die Suspendierung 
unverzüglich aufzuheben. 

(5) Beschwerden an das Landesverwaltungsgericht gegen eine (vorläufige) 
Suspendierung oder gegen eine Entscheidung über die Verminderung 
(Aufhebung) der Bezugskürzung haben keine aufschiebende Wirkung. Sie sind 
binnen einer Woche nach ihrer Einbringung dem Landesverwaltungsgericht 
vorzulegen. Das Landesverwaltungsgericht hat über solche Beschwerden ohne 
unnötigen Aufschub, spätestens aber binnen zwei Monaten, ohne mündliche 
Verhandlung zu entscheiden. 

§ 106 

Strafanzeige, Unterbrechung des Disziplinarverfahrens 

(1) Kommt die Disziplinarbehörde während des Disziplinarverfahrens zur 
Ansicht, dass eine von Amts wegen zu verfolgende gerichtlich strafbare 
Handlung vorliegt, so hat sie nach § 78 der Strafprozessordnung 1975 
Strafprozeßordnung 1975 vorzugehen. 

(2) Hat die Disziplinarbehörde Anzeige an die Staatsanwaltschaft, die 
Sicherheitsbehörde oder die Verwaltungsbehörde erstattet oder hat sie sonst 
Kenntnis von einem anhängigen Strafverfahren nach der Strafprozessordnung 
1975 Strafprozeßordnung 1975 oder einem anhängigen 
verwaltungsstrafrechtlichen Verfahren, so wird dadurch das 
Disziplinarverfahren unterbrochen. Die Parteien sind vom Eintritt der 

Unterbrechung zu verständigen. Ungeachtet der Unterbrechung des 
Disziplinarverfahrens ist ein Beschluss, ein Disziplinarverfahren durchzuführen 
(§ 113), zulässig. 

(3) Das Disziplinarverfahren ist weiterzuführen und binnen sechs Monaten 
abzuschließen, nachdem 

 a) die Mitteilung 

 1. der Staatsanwaltschaft über die Einstellung des Strafverfahrens oder 
über den (vorläufigen) Rücktritt von der Verfolgung oder 

 2. der Verwaltungsbehörde über das Absehen von der Einleitung eines 
Verwaltungsstrafverfahrens 

bei der Disziplinarbehörde eingelangt ist oder 

 b) das Strafverfahren nach der Strafprozessordnung 1975 
Strafprozeßordnung 1975 oder das verwaltungsstrafrechtliche 
Verfahren rechtskräftig abgeschlossen oder, wenn auch nur 
vorläufig, eingestellt worden ist. 

§ 113 

Verfahren vor der Disziplinarkommission, Einleitung 

(1) Der Vorsitzende hat nach dem Einlangen der Disziplinaranzeige die 
Disziplinarkommission zur Entscheidung darüber einzuberufen, ob ein 
Disziplinarverfahren durchzuführen ist. Notwendige Ermittlungen sind vom 
Amt der Landesregierung im Auftrag des Vorsitzenden durchzuführen. 

(2) Hat die Disziplinarkommission die Durchführung eines 
Disziplinarverfahrens beschlossen, so ist dieser Beschluss dem Beschuldigten, 
dem Disziplinaranwalt und dem Amt der Landesregierung zuzustellen. Im 
Einleitungsbeschluss sind die Anschuldigungspunkte bestimmt anzuführen und 
die Zusammensetzung der Disziplinarkommission einschließlich der 
Ersatzmitglieder bekanntzugeben. 

(3) Sind in anderen Rechtsvorschriften an die Einleitung des 
Disziplinarverfahrens Rechtsfolgen geknüpft, so treten diese nur im Fall des 
Beschlusses der Disziplinarkommission, ein Disziplinarverfahren 
durchzuführen, und im Fall der (vorläufigen) Suspendierung ein. 
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§ 114 

Verhandlungsbeschluss, mündliche Verhandlung 
Mündliche Verhandlung 

 

(1) Ist nach Durchführung der notwendigen Ermittlungen der Sachverhalt 
ausreichend geklärt, so hat die Disziplinarkommission die mündliche 
Verhandlung anzuberaumen (Verhandlungsbeschluss) und zu dieser die Parteien 
sowie die in Betracht kommenden Zeugen und Sachverständigen zu laden. Die 
mündliche Verhandlung ist so anzuberaumen, dass zwischen ihr und der 
Zustellung des Beschlusses ein Zeitraum von mindestens zwei Wochen liegt. 

(1) Die Disziplinarkommission hat eine mündliche Verhandlung 
anzuberaumen und zu dieser die Parteien sowie die in Betracht kommenden 
Zeugen und Sachverständigen zu laden. Die Ladung ist den Parteien spätestens 
zwei Wochen vor dem Verhandlungstermin zuzustellen. 

(2) Im Verhandlungsbeschluss sind die Anschuldigungspunkte bestimmt 
anzuführen. 

(3) Im Verhandlungsbeschluss ist dem Beschuldigten die 
Zusammensetzung der Disziplinarkommission einschließlich der 
Ersatzmitglieder bekannt zu geben. Der Beschuldigte hat das Recht, binnen einer 
Woche nach der Zustellung des Verhandlungsbeschlusses ein Mitglied der 
Disziplinarkommission ohne Angabe von Gründen abzulehnen. Auf Verlangen 
des Beschuldigten dürfen bei der mündlichen Verhandlung bis zu drei Beamte 
als Vertrauenspersonen anwesend sein. Die mündliche Verhandlung ist 
ansonsten nicht öffentlich. 

(2) Auf Verlangen des Beschuldigten dürfen bei der mündlichen 
Verhandlung bis zu drei Beamte als Vertrauenspersonen anwesend sein. Die 
mündliche Verhandlung ist ansonsten nicht öffentlich. 

(4) (3) Die Beratungen und Abstimmungen der Disziplinarkommission sind 
vertraulich. 

(5) (4) Die mündliche Verhandlung hat mit der Verlesung des 
Verhandlungsbeschlusses Einleitungsbeschlusses zu beginnen. Sodann ist der 
Beschuldigte zu vernehmen. 

(6) (5) Nach der Vernehmung des Beschuldigten sind die Beweise in der 
vom Vorsitzenden bestimmten Reihenfolge aufzunehmen. Die Parteien haben 
das Recht, Beweisanträge zu stellen. Über die Berücksichtigung dieser Anträge 

hat der Vorsitzende zu entscheiden; die übrigen Mitglieder der 
Disziplinarkommission haben jedoch das Recht, eine Beschlussfassung der 
Disziplinarkommission über die Berücksichtigung der Beweisanträge zu 
verlangen. Gegen die Entscheidung des Vorsitzenden bzw. der 
Disziplinarkommission ist eine gesonderte Beschwerde nicht zulässig. 

(7) (6) Der Beschuldigte darf zur Beantwortung der an ihn gestellten Fragen 
nicht gezwungen werden. 

(8) (7) Erfordert der Gang der Beweisaufnahme eine Unterbrechung der 
mündlichen Verhandlung, so hat hierüber die Disziplinarkommission nach 
Beratung zu beschließen. 

(9) (8) Nach dem Abschluss des Beweisverfahrens ist dem 
Disziplinaranwalt das Wort zu erteilen. Der Disziplinaranwalt hat hierauf die 
Ergebnisse der Beweisführung zusammenzufassen sowie seine Anträge zu 
stellen und zu begründen. 

(10) (9) Nach dem Disziplinaranwalt ist dem Beschuldigten das Wort zu 
erteilen. Findet der Disziplinaranwalt hierauf etwas zu erwidern, so hat der 
Beschuldigte jedenfalls das Schlusswort. 

(11) (10) Nach Schluss der mündlichen Verhandlung hat sich die 
Disziplinarkommission zur Beratung zurückzuziehen. 

(12) (11) Unmittelbar nach dem Beschluss der Disziplinarkommission ist 
das Erkenntnis samt den wesentlichen Gründen mündlich zu verkünden. 

(13) (12) Über die mündliche Verhandlung ist eine vom Vorsitzenden und 
vom Schriftführer zu unterfertigende Verhandlungsschrift aufzunehmen. Sie ist 
vor der Beratung der Disziplinarkommission zu verlesen, wenn die Parteien 
nicht darauf verzichtet haben. Wird gegen die Aufnahme der 
Verhandlungsschrift in Kurzschrift oder auf Schallträger kein Einwand erhoben, 
so ist dies zulässig. Vor der Beratung der Disziplinarkommission ist die in 
Kurzschrift aufgenommene Verhandlungsschrift zu verlesen oder es ist die 
Aufnahme des Schallträgers wiederzugeben, wenn die Parteien nicht darauf 
verzichtet haben. Aufnahmen in Kurzschrift oder auf Schallträger sind 
spätestens binnen einer Woche in Vollschrift zu übertragen. Der Schallträger ist 
mindestens drei Monate ab der Übertragung aufzubewahren. Über die 
mündliche Verhandlung ist eine vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu 
unterfertigende Verhandlungsschrift aufzunehmen. Sie ist vor der Beratung der 
Disziplinarkommission zu verlesen, wenn die Parteien nicht darauf verzichtet 
haben; wird ein Schallträger verwendet oder die Niederschrift elektronisch 
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erstellt, kann ihr Inhalt auch auf andere Weise wiedergegeben werden. 
Aufnahmen auf Schallträger sind in Vollschrift zu übertragen. Der Schallträger 
ist mindestens drei Monate ab der Übertragung aufzubewahren. 

(14) (13) Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder 
Unrichtigkeit der Verhandlungsschrift sind bis spätestens unmittelbar nach der 
Verlesung (Wiedergabe) zu erheben. Wenn den Einwendungen nicht Rechnung 
getragen wird, sind diese in die Verhandlungsschrift als Nachtrag aufzunehmen. 
Die Verkündung des Erkenntnisses nach Abs. 12 Abs. 11 ist am Ende der 
Verhandlungsschrift zu protokollieren. Auf die Verhandlungsschrift ist § 14 
Abs. 3, 4 letzter Satz und 5 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 § 14 Abs. 3, 4 letzter Satz und 5 letzter Satz des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 nicht anzuwenden. 

(15) (14) Über die Beratungen der Disziplinarkommission ist ein 
Beratungsprotokoll aufzunehmen, das vom Vorsitzenden und vom Schriftführer 
zu unterfertigen ist. 

§ 119 

Ratenbewilligung, Verwendung der Geldstrafen und Geldbußen 

(1) Bei der Hereinbringung einer Geldstrafe oder einer Geldbuße ist auf die 
persönlichen Verhältnisse und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Beamten Bedacht zu nehmen. 

(2) Die Disziplinarkommission darf die Abstattung einer Geldstrafe oder 
einer Geldbuße in höchstens 36 24 Monatsraten bewilligen. Die Geldstrafen und 
Geldbußen sind erforderlichenfalls hereinzubringen: 

 a) bei Beamten des Dienststandes durch Abzug vom Monatsbezug und 

 b) bei Beamten des Ruhestandes durch Abzug vom Ruhebezug. 

(3) Die Geldstrafen und Geldbußen fließen dem Land Tirol zu. 

 

4. Unterabschnitt 

Abgekürztes Verfahren 

§ 123 

Disziplinarverfügung 

Hat der Beamte vor dem Dienstvorgesetzten oder vor der Dienstbehörde 
eine Dienstpflichtverletzung gestanden, so kann das Amt der Landesregierung 
hinsichtlich dieser Dienstpflichtverletzung ohne weiteres Verfahren schriftlich 
eine Disziplinarverfügung erlassen. Die Disziplinarverfügung ist auch dem 
Disziplinaranwalt zuzustellen. In der Disziplinarverfügung darf nur der Verweis 
ausgesprochen oder eine Geldbuße bis zur Höhe von 10 v. H. des 
Monatsbezuges – unter Ausschluss der Kinderzulage – auf den der Beamte im 
Zeitpunkt der Erlassung der Disziplinarverfügung Anspruch hat, verhängt 
werden. Die Geldbuße fließt dem Land Tirol zu. 

§ 123 

Disziplinarverfügung 

Das Amt der Landesregierung kann ohne weiteres Verfahren schriftlich 
eine Disziplinarverfügung erlassen, wenn 

 a) der Beamte vor dem Dienstvorgesetzten oder vor der Dienstbehörde 
eine Dienstpflichtverletzung gestanden hat, 

 b) eine Dienstpflichtverletzung aufgrund eindeutiger Aktenlage als 
erwiesen anzunehmen ist oder 

 c) der Beamte wegen des der Dienstpflichtverletzung zugrundeliegenden 
Sachverhaltes rechtskräftig durch ein Strafgericht oder durch ein 
Verwaltungsgericht bestraft wurde, 

und dies unter Bedachtnahme auf die für die Strafbemessung maßgebenden 
Gründe zur Ahndung der Dienstpflichtverletzung ausreichend erscheint. Die 
Disziplinarverfügung ist auch dem Disziplinaranwalt zuzustellen. In der 
Disziplinarverfügung darf nur der Verweis ausgesprochen oder eine Geldbuße 
verhängt werden. Die Geldbuße fließt dem Land Tirol zu. 
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§ 138 

Zugang zum elektronischen grenzüberschreitenden Datenaustausch, 
Verbindungsstelle 

Der Dachverband der Sozialversicherungsträger ist in pensionsrechtlichen 
Angelegenheiten der Beamten und ihrer Hinterbliebenen und Angehörigen 

 a) Betreiber der Zugangsstelle im Sinn des § 5 des Sozialversicherungs-
Ergänzungsgesetzes, BGBl. Nr. 154/1994, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 100/2018 BGBl. I Nr. 106/2024, hinsichtlich des 
elektronischen Datenaustausches und 

 b) Verbindungsstelle im Sinn des § 4 des Sozialversicherungs-
Ergänzungsgesetzes. 

Er besorgt diese Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich und ist dabei an 
die Weisungen der Landesregierung gebunden. 

Anlage 1 
 

Verwendungsgruppe B (Gehobener Dienst) 

A. Ernennungserfordernisse: 

 1. Die erfolgreiche Ablegung der Reife- und Diplomprüfung, 
Reifeprüfung bzw. Berufsreifeprüfung. Als Reife- und Diplomprüfung, 
Reifeprüfung bzw. Berufsreifeprüfung gilt auch das Diplom einer 
Akademie für Sozialarbeit. Die erfolgreiche Ablegung der Reife- und 
Diplomprüfung, Reifeprüfung bzw. Berufsreifeprüfung wird durch ein 
abgeschlossenes ordentliches Universitätsstudium nach § 87 Abs. 1 des 
Universitätsgesetzes 2002 ersetzt. Die erfolgreiche Ablegung der Reife- 
und Diplomprüfung bzw. Reifeprüfung wird weiters durch den 
Abschluss der für einen Fachhochschul-Studiengang vorgeschriebenen 
Studien und Prüfungen im Sinn des § 6 des Fachhochschul-
Studiengesetzes ersetzt. 

 2. Das Ernennungserfordernis nach Z 1 wird durch die gemeinsame 
Erfüllung aller folgenden Voraussetzungen ersetzt: 

 a) Lehrabschluß nach dem Berufsausbildungsgesetz, BGBl. 
Nr. 142/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 185/2022 BGBl. I Nr. 62/2023, 

 b) erfolgreicher Abschluss einer mindestens zweijährigen Ausbildung 
an einer Fachakademie, die bei einer Einrichtung einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts geführt wird, und 

 c) erfolgreiche Ablegung der Studienberechtigungsprüfung nach dem 
Studienberechtigungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1985, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 81/2009. 

 3. Für nachstehende Verwendungen gilt überdies: 
 

Verwendung Erfordernis 

a) Dienst in Archiven, Museen, 
Sammlungen und 
wissenschaftlichen Anstalten 

bei Anwendung der Z. 3 ist der 
Nachweis der erforderlichen 
Kenntnisse einer Fremdsprache 
durch den Nachweis der 
erforderlichen Kenntnisse in der 
lateinischen Sprache zu erbringen 

b) medizinisch-technischer Dienst 

zusätzlich zum Erfordernis nach Z. 1 
die Erfüllung der Voraussetzungen 
zur Ausübung des gehobenen 
medizinisch-technischen Dienstes 
nach dem MTD-Gesetz 

c) sozialer Betreuungsdienst 

das Erfordernis nach Z. 1 wird 
ersetzt durch die Absolvierung einer 
früheren Lehranstalt für gehobene 
Sozialberufe; in die nach Z. 3 
erforderliche Zeit von acht Jahren 
können Zeiten einer einschlägigen 
Tätigkeit außerhalb des Dienstes bei 
einer inländischen 
Gebietskörperschaft eingerechnet 
werden 

 

B. Definitivstellungserfordernisse: 

Für alle Verwendungen – ausgenommen die Verwendung nach Z 4 lit. b – 
der erfolgreiche Abschluß der Grundausbildung für die Verwendungsgruppe B. 
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Artikel 2 

Änderung des Landesbedienstetengesetzes 

2. Unterabschnitt 

Pflichten des Vertragsbediensteten 

§ 7a 

Achtungsvoller Umgang, Mobbingverbot 

Der Vertragsbedienstete hat seinen Vorgesetzten, Mitarbeitern und 
Kollegen mit Achtung zu begegnen und zu einem guten Funktionieren der 
dienstlichen Zusammenarbeit beizutragen. Er hat im Umgang mit seinen 
Vorgesetzten, Mitarbeitern und Kollegen Verhaltensweisen oder das Schaffen 
von Arbeitsbedingungen zu unterlassen, die deren menschliche Würde verletzen 
oder dies bezwecken oder sonst diskriminierend sind. 

§ 17 

Versetzung, Dienstzuteilung, Verwendungsänderung 

(1) Eine Versetzung liegt vor, wenn der Vertragsbedienstete einer anderen 
Dienststelle zur dauernden Dienstleistung zugewiesen wird. 

(2) Eine Dienstzuteilung liegt vor, wenn der Vertragsbedienstete einer 
anderen Dienststelle nur zur vorübergehenden Dienstleistung zugewiesen wird. 

(3) Eine Verwendungsänderung liegt vor, wenn der Vertragsbedienstete 
nicht nur vorübergehend mit Aufgaben betraut wird, die sich von seinen 
bisherigen Aufgaben wesentlich unterscheiden. 

(4) Der Vertragsbedienstete kann, wenn es im Interesse des Dienstes 
notwendig ist, ohne seine Zustimmung 

 a) versetzt, 

 b) dienstzugeteilt oder 

 b) dienstzugeteilt, längstens jedoch für die Dauer von insgesamt drei 
Monaten in einem Kalenderjahr, oder 

 c) vorübergehend, längstens jedoch für drei Monate, mit Aufgaben, die 
sich von seinen bisherigen Aufgaben wesentlich unterscheiden, betraut 

werden. 

Bei einer Versetzung oder Dienstzuteilung an einen anderen Dienstort sind die 
persönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse des Vertragsbediensteten zu 
berücksichtigen und ist eine angemessene Übersiedlungsfrist zu gewähren. 
 

§ 34a 

Grundausbildung 

(1) Zur Durchführung der Grundausbildung hat die Landesregierung durch 
Verordnung für die Vertragsbediensteten jeder Modellfunktion einen 
Grundausbildungslehrgang einzurichten. Dabei kann 

 a) für Verwendungsarten, die sich hinsichtlich der erforderlichen Grund- 
und Übersichtskenntnisse von anderen derselben Modellfunktion 
zugeordneten Verwendungsarten wesentlich unterscheiden, in Teilen 
oder zur Gänze ein eigener Grundausbildungslehrgang und 

 b) für Verwendungsarten, die hinsichtlich der erforderlichen Grund- und 
Übersichtskenntnisse mit einer Modellfunktion derselben oder einer 
anderen Funktionsgruppe zugeordneten Verwendungsarten 
vergleichbar sind, und/oder für Modellfunktionen und Modellstellen, 
die in der Art ihrer Aufgabenbereiche vergleichbar sind, in Teilen oder 
zur Gänze ein gemeinsamer Grundausbildungslehrgang 

eingerichtet werden. 

(2) Die Ausbildungsinhalte der Grundausbildungslehrgänge werden im 
Rahmen von Ausbildungsmodulen vermittelt. Die Ausbildungsmodule können 
in Präsenz- oder Onlineeinheiten, als computerunterstütztes Lernen, wie 
insbesondere e-Learning, als Schulung am Arbeitsplatz oder als praktische 
Verwendung gestaltet werden. 

(3) Die Landesregierung hat den Vertragsbediensteten einem 
Grundausbildungslehrgang zuzuweisen, wenn 

 a) der Vertragsbedienstete in einem unbefristeten oder in einem länger als 
auf drei Jahre befristeten Dienstverhältnis steht und 

 b) die Absolvierung der Grundausbildung für die Erfüllung der 
dienstlichen Aufgaben erforderlich ist. 

Unter diesen Voraussetzungen ist der Vertragsbedienstete, der eine 
Grundausbildung bereits abgeschlossen hat und für einen ein Jahr 
übersteigenden Zeitraum mit einer Verwendung betraut wird, für die nach der 
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Grundausbildungsverordnung ein anderer Grundausbildungslehrgang samt 
Dienstprüfung vorgesehen ist, erneut einem Grundausbildungslehrgang 
zuzuweisen, es sei denn sein Dienstverhältnis dauert bereits länger als drei Jahre. 
Die Zuweisung zum Grundausbildungslehrgang ist im Dienstweg bei der 
Landesregierung zu beantragen. 

(4) Die Landesregierung hat den Vertragsbediensteten gleichzeitig mit der 
Zuweisung zum Grundausbildungslehrgang vorläufig zu der aus Teilprüfungen 
bestehenden Dienstprüfung zuzulassen. Die vorläufige Zulassung hat unter der 
Bedingung zu erfolgen, dass der Vertragsbedienstete die nach Abs. 8 für den 
Abschluss des jeweiligen Ausbildungsmoduls festgelegten Unterrichtseinheiten 
besucht hat, und wird mit dem Eintritt dieser Bedingung endgültig. 

(5) Die Grundausbildung wird durch die erfolgreiche Ablegung der 
Dienstprüfung abgeschlossen. Ziel der Dienstprüfung ist es festzustellen, ob der 
Vertragsbedienstete über die für die vorgesehene Art der Verwendung 
erforderlichen Grund- und Übersichtskenntnisse verfügt und insbesondere fähig 
ist, diese bei der Lösung praktischer Aufgaben anzuwenden. Die Dienstprüfung 
ist erfolgreich abgelegt, wenn alle für die jeweilige Grundausbildung 
festgelegten Ausbildungsmodule durch die erfolgreiche Ablegung aller 
Teilprüfungen abgeschlossen wurden. Eine mehr als zweimalige Wiederholung 
von Teilprüfungen ist nicht zulässig. Die zweite Wiederholung einer 
Teilprüfung hat vor einem Prüfungssenat stattzufinden. Vertragsbedienstete, die 
aufgrund ihrer Verwendung im rechtskundigen Verwaltungsdienst einer 
Modellstelle der Funktionsgruppe Führungsfunktionen oder einer Modellstelle 
der Modellfunktion Administrative Experten zugeordnet sind, haben sich nach 
erfolgreicher Ablegung aller Teilprüfungen zudem einer modulübergreifenden 
mündlichen Abschlussprüfung zu unterziehen. Diese findet vor einem 
Prüfungssenat statt, dem neben dem Vorsitzenden der Prüfungskommission 
zwei Landesbedienstete angehören, die seit mindestens fünf Jahren in 
rechtskundiger Verwendung stehen. Im Rahmen der Abschlussprüfung ist vom 
Vertragsbediensteten die für eine Verwendung im rechtskundigen 
Verwaltungsdienst erforderliche grundsätzliche Vertrautheit mit den 
Hauptinhalten der absolvierten Ausbildungsmodule überblicksmäßig 
nachzuweisen. 

(6) Für die Durchführung der Dienstprüfung hat die Landesregierung eine 
Prüfungskommission beim Amt der Landesregierung zu bilden und für diese 
einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter zu bestellen. Zum Mitglied der 
Prüfungskommission dürfen nur persönlich und fachlich geeignete Personen, die 

über die erforderlichen fachlichen und pädagogischen Fähigkeiten und 
Qualifikationen verfügen, bestellt werden. Die näheren Voraussetzungen für die 
Bestellung zum Mitglied der Prüfungskommission hat die Landesregierung 
unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Teilprüfungen gegebenenfalls in 
der Grundausbildungsverordnung festzulegen. Für die einzelnen Teilprüfungen 
hat der Vorsitzende der Prüfungskommission aus dem Kreis der Mitglieder der 
Prüfungskommission Einzelprüfer zu bestimmen und für die zweite 
Wiederholungsprüfung Prüfungssenate zu bilden. 

(7) Prüfungssenate bestehen aus drei Mitgliedern der Prüfungskommission. 
Der Vorsitzende der Prüfungskommission, im Falle seiner Verhinderung sein 
Stellvertreter, bestimmt den Vorsitzenden des Prüfungssenats und die beiden 
weiteren Mitglieder. Mindestens ein Mitglied des Prüfungssenats ist aus dem 
Kreis der Vortragenden des betreffenden Grundausbildungslehrgangs zu 
bestellen. 

(8) Die Dienstprüfung wird in Teilprüfungen jeweils vor einem 
Einzelprüfer abgehalten. Die Einzelprüfer sollten nach Möglichkeit Vortragende 
des entsprechenden Ausbildungsmoduls im betreffenden 
Grundausbildungslehrgang sein. Eine Teilprüfung kann sowohl schriftlich als 
auch mündlich oder in Form einer praktischen Prüfung abgehalten werden sowie 
als Hausarbeit stattfinden. Die Termine für die Teilprüfungen sind so 
festzulegen, dass die Dienstprüfung innerhalb von längstens acht Wochen nach 
Absolvierung des letzten Ausbildungsmoduls abgelegt werden kann. Zu den 
Teilprüfungen sind nur Vertragsbedienstete zuzulassen, die das jeweilige 
Ausbildungsmodul absolviert haben. Dieses gilt als absolviert, wenn der 
Vertragsbedienstete mindestens drei Viertel der für das Ausbildungsmodul 
festgelegten Unterrichtseinheiten besucht hat, andernfalls ist das betreffende 
Ausbildungsmodul zu wiederholen. 

(9) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Bestimmungen über 
die Grundausbildung zu erlassen (Grundausbildungsverordnung), insbesondere 
über die Grundausbildungslehrgänge und deren Ausbildungsinhalte, die 
Ausbildungsmodule, die Ausbildungsformen und das Ausmaß der für die 
jeweiligen Ausbildungsmodule festgelegten Unterrichtseinheiten, wobei auf die 
für die betreffenden Verwendungsarten erforderlichen Grund- und 
Übersichtskenntnisse Bedacht zu nehmen ist. 

(10) In der Grundausbildungsverordnung können bestimmte 
Modellfunktionen, Modellstellen oder Verwendungsarten von der Absolvierung 
der Grundausbildung ausgenommen werden, wenn die Absolvierung der 
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Grundausbildung für die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben nicht erforderlich 
ist. 

(11) Die Landesregierung kann Grundausbildungen, anderweitige 
Ausbildungen, Qualifikationen und Prüfungen, soweit sie dem 
Grundausbildungslehrgang oder der Dienstprüfung in Teilen oder zur Gänze 
gleichwertig sind und dies im Hinblick auf die Ziele der Grundausbildung 
zweckmäßig ist, auf die Grundausbildung anrechnen. Ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung besteht nicht. 

(12) Die Abs. 1 bis 11 gelten nicht für Vertragsbedienstete, die nach den 
jeweiligen dienstrechtlichen Vorschriften einem anderen Rechtsträger zur 
Dienstleistung zugewiesen oder auf der Grundlage einer vertraglichen 
Überlassung für einen anderen Rechtsträger tätig sind. 
 

(5) Eine vorübergehende Aufgabenänderung im Sinn des Abs. 2 lit. c gilt 
nicht als Verwendungsänderung und berührt die Zuordnung zur Modellstelle 
nicht. 

(6) Eine Verwendungsänderung ist ohne Zustimmung des 
Vertragsbediensteten nur zulässig, wenn sie ihm zumutbar ist. Als zumutbar gilt 
eine Verwendungsänderung jedenfalls dann, wenn 

 a) die neue Verwendung derselben Modellfunktion zuzuordnen ist wie die 
bisherige Verwendung oder die der Zuordnung zu dieser 
Modellfunktion vorangegangene Verwendung, 

 b) für die neue Verwendung dieselbe oder eine vergleichbare Art der 
Schul-, Hochschul-, Berufs- oder Fachausbildung wie für die bisherige 
Verwendung erforderlich ist, 

 c) die Verwendungsänderung für Zwecke der dienstlichen Aus- und 
Weiterbildung (§ 34) erfolgt oder 

 d) die Verwendungsänderung im Interesse des Dienstes, insbesondere 
auch aus Gründen, die vom Vertragsbediensteten zu vertreten sind, 
notwendig ist. 

(7) Die Verwendungsänderung kann befristet werden. Verlängerungen der 
Befristung sind zulässig. 

(8) Hat die Verwendungsänderung eine Höherstufung um mindestens zwei 
Entlohnungsklassen zur Folge, so gilt sie als für ein Jahr befristet. Sie gilt als 

unbefristet verlängert, wenn bis zum Ablauf dieses Jahres keine neuerliche 
Verwendungsänderung erfolgt.  

(9) Abs. 6 gilt nicht, wenn der Vertragsbedienstete kraft Bestellung durch 
den Tiroler Landtag, den Präsidenten des Tiroler Landtages, die 
Landesregierung, den Landeshauptmann oder den Landesamtsdirektor mit einer 
Funktion betraut wird, für die eine längere als einjährige Funktionsdauer 
vorgesehen ist. 

§ 34a 

Grundausbildung 

(1) Zur Durchführung der modularen Grundausbildung hat die 
Landesregierung durch Verordnung für die Vertragsbediensteten jeder 
Modellfunktion einen Grundausbildungslehrgang einzurichten. Dabei kann 

 a) für Verwendungsarten, die sich hinsichtlich der erforderlichen Grund- 
und Übersichtskenntnisse von anderen derselben Modellfunktion 
zugeordneten Verwendungsarten wesentlich unterscheiden, in Teilen 
oder zur Gänze ein eigener Grundausbildungslehrgang und 

 b) für Verwendungsarten, die hinsichtlich der erforderlichen Grund- und 
Übersichtskenntnisse mit einer Modellfunktion derselben oder einer 
anderen Funktionsgruppe zugeordneten Verwendungsarten 
vergleichbar sind, und/oder für Modellfunktionen und Modellstellen, 
die in der Art ihrer Aufgabenbereiche vergleichbar sind, in Teilen oder 
zur Gänze ein gemeinsamer Grundausbildungslehrgang eingerichtet 
werden. 

(2) Die Landesregierung hat den Vertragsbediensteten einem 
Grundausbildungslehrgang zuzuweisen, wenn 

 a) der Vertragsbedienstete in einem unbefristeten oder in einem länger als 
auf drei Jahre befristeten Dienstverhältnis steht und 

 b) die Absolvierung der Grundausbildung für die Erfüllung der 
dienstlichen Aufgaben erforderlich ist. 

Unter diesen Voraussetzungen ist der Vertragsbedienstete, der eine 
Grundausbildung bereits abgeschlossen hat und für einen ein Jahr 
übersteigenden Zeitraum mit einer Verwendung betraut wird, für die nach der 
Grundausbildungsverordnung ein anderer Grundausbildungslehrgang samt 
Dienstprüfung vorgesehen ist, erneut einem Grundausbildungslehrgang 
zuzuweisen, es sei denn sein Dienstverhältnis dauert bereits länger als drei Jahre. 
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Die Zuweisung zum Grundausbildungslehrgang ist im Dienstweg bei der 
Landesregierung zu beantragen. 

(3) Die Landesregierung hat den Vertragsbediensteten gleichzeitig mit der 
Zuweisung zum Grundausbildungslehrgang vorläufig zu der aus Teilprüfungen 
bestehenden Dienstprüfung zuzulassen. Die vorläufige Zulassung hat unter der 
Bedingung zu erfolgen, dass der Vertragsbedienstete die für den Abschluss des 
jeweiligen Ausbildungsmoduls erforderlichen Unterrichtseinheiten besucht hat, 
und wird mit dem Eintritt dieser Bedingung endgültig. 

(4) Für die Durchführung der Dienstprüfung hat die Landesregierung eine 
Prüfungskommission beim Amt der Landesregierung zu bilden und für diese 
einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter zu bestellen. Zum Mitglied der 
Prüfungskommission dürfen nur persönlich und fachlich geeignete Personen, die 
über die erforderlichen fachlichen und pädagogischen Fähigkeiten und 
Qualifikationen verfügen, bestellt werden. Die näheren Voraussetzungen für die 
Bestellung zum Mitglied der Prüfungskommission hat die Landesregierung 
unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Teilprüfungen gegebenenfalls in 
der Grundausbildungsverordnung festzulegen. 

(5) Für die einzelnen Teilprüfungen hat der Vorsitzende der 
Prüfungskommission aus dem Kreis der Mitglieder der Prüfungskommission 
Einzelprüfer zu bestimmen und für die zweite Wiederholung einer Teilprüfung 
einen Prüfungssenat, bestehend aus einem Vorsitzenden und zwei weiteren 
Mitgliedern, zu bilden. Mindestens ein Mitglied des Prüfungssenats ist aus dem 
Kreis der Vortragenden des betreffenden Grundausbildungslehrgangs zu 
bestimmen. 

(6) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Bestimmungen über 
die Grundausbildung zu erlassen (Grundausbildungsverordnung), insbesondere 
über 

 a) die Ausbildungsmodule und Ausbildungsinhalte der jeweiligen 
Grundausbildungslehrgänge, die Ausbildungsformen und das Ausmaß 
der für die jeweiligen Ausbildungsmodule festgelegten 
Unterrichtseinheiten, wobei auf die für die betreffenden 
Verwendungsarten erforderlichen Grund- und Übersichtskenntnisse 
Bedacht zu nehmen ist, 

 b) die erforderliche Anwesenheit zur Absolvierung eines 
Ausbildungsmoduls, 

 c) die aus Teilprüfungen bestehende Dienstprüfung, wobei auf die für die 
betreffenden Verwendungsarten erforderlichen Grund- und 
Übersichtskenntnisse und deren Anwendung bei der Lösung von 
praktischen Aufgaben im Hinblick auf die einzelnen Verwendungsarten 
Bedacht zu nehmen ist, 

 d) die Anrechnung anderweitiger Ausbildungen, Qualifikationen und 
Prüfungen auf die Grundausbildung und 

 e) die Zulassung anderer Personen zur Grundausbildung. 

(7) Die Abs. 1 bis 6 gelten nicht für Vertragsbedienstete, die nach den 
jeweiligen dienstrechtlichen Vorschriften einem anderen Rechtsträger zur 
Dienstleistung zugewiesen oder auf der Grundlage einer vertraglichen 
Überlassung für einen anderen Rechtsträger tätig sind. 

§ 38 

Berücksichtigung von Berufserfahrung und Qualifikation 

(1) Bei der Einstufung des Vertragsbediensteten sind zum Zeitpunkt der 
Anstellung vom Vertragsbediensteten nachgewiesene anrechenbare 
Vordienstzeiten zu berücksichtigen. Anrechenbare Vordienstzeiten sind Zeiten, 
die unter Berücksichtigung der Anforderungen der Modellfunktion und der 
Modellstelle, der der Vertragsbedienstete zuzuordnen ist, eine für die 
vorgesehene Art der Verwendung zweckdienliche und bedeutsame 
Berufserfahrung darstellen; das sind insbesondere Zeiten, die dem gewöhnlichen 
Erfahrungsanstieg eines Vertragsbediensteten in der vorgesehenen Art der 
Verwendung zumindest gleichzuhalten sind. Soweit solche Zeiten nur zum Teil 
eine für die vorgesehene Art der Verwendung zweckdienliche und bedeutsame 
Berufserfahrung darstellen, sind sie auch nur in diesem Ausmaß anrechenbar. 

(2) Sofern dies zur Gewinnung eines besonders erfahrenen und/oder 
qualifizierten Vertragsbediensteten erforderlich ist, kann der 
Vertragsbedienstete in eine höhere Entlohnungsstufe als jene, in die er 
einzustufen wäre, eingestuft werden, wenn er zum Zeitpunkt der Anstellung eine 
fachliche Qualifikation nachweist, die für den konkreten Aufgabenbereich, der 
dem Vertragsbediensteten zugewiesen werden soll, besonders geeignet ist. 

(3) Bei der Berücksichtigung von anrechenbaren Vordienstzeiten im Sinn 
des Abs. 1 sowie von sonstigen Zeiten im Sinn des § 38a ist die mehrfache 
Berücksichtigung ein und desselben Zeitraumes nicht zulässig. 
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(4) Der Vertragsbedienstete ist bei Dienstantritt nachweislich über die 
Bestimmungen zur Anrechnung von Vordienstzeiten und sonstigen zu 
berücksichtigenden Zeiten zu belehren. Er hat sodann alle vor Beginn des 
Dienstverhältnisses zurückgelegten Zeiten im Sinn des Abs. 1 und sonstige 
Zeiten im Sinn des § 38a mitzuteilen. Der Dienstgeber hat aufgrund dieser 
Mitteilung und bei Vorliegen entsprechender Nachweise die Dauer der 
anrechenbaren Vordienstzeiten und sonstigen zu berücksichtigenden Zeiten 
festzustellen. 

(5) Teilt der Vertragsbedienstete eine Vordienstzeit oder eine sonstige zu 
berücksichtigende Zeit nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Tag der im 
Abs. 4 genannten Belehrung mit, so ist ein späterer Antrag auf Anrechnung 
dieser Zeit unzulässig. Der Nachweis über eine Vordienstzeit oder sonstige zu 
berücksichtigende Zeit ist spätestens bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Tag 
der Belehrung zu erbringen. Wird der Nachweis nicht fristgerecht erbracht, ist 
die Zeit nicht anrechenbar. 

§ 39 

Modellstellen, Modellfunktionen, Funktionsgruppen 

(1) Sämtliche Aufgabenbereiche der Vertragsbediensteten sind als 
Modellstellen und Modellfunktionen festzulegen. Jede Modellfunktion besteht 
aus mehreren Modellstellen, die in der Art ihrer Aufgabenbereiche vergleichbar 
sind, sich jedoch in den Stellenanforderungen unterscheiden. Modellstellen sind 
abstrakte Stellen. Modellstellen und Modellfunktionen, die im Hinblick auf die 
dort zusammengefassten Aufgabenbereiche eine gemeinsame fachliche 
Ausrichtung aufweisen, bilden eine Funktionsgruppe. 

(2) Für die Festlegung der Modellstellen sind die in der Anlage 2 genannten 
Anforderungsarten heranzuziehen. Jede Anforderungsart ist gewichtet 
(Merkmalsgewicht) und gliedert sich jeweils in zwei ebenfalls gewichtete 
Bewertungsaspekte (Aspektgewicht). 

(3) Die Bewertungsaspekte sind in Stufen unterteilt, die über Textbausteine 
definiert sind und denen je nach Anforderungsgrad ein Stufenwert zugeordnet 
ist. Die Textbausteine samt Anforderungsgrad sind in der Anlage 3 dargestellt. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung die einzelnen Modellstellen 
und Modellfunktionen festzulegen (Modellstellen-Verordnung). Dazu sind die 
Modellstellen, jeweils getrennt nach Entlohnungsschema, innerhalb einer 
Modellfunktion den zutreffenden Stufen nach Abs. 3 zuzuordnen. Die Summe 
der gewichteten Stufenwerte innerhalb einer Anforderungsart ergibt den 

Anforderungswert, die Summe der gewichteten Anforderungswerte den 
Stellenwert einer Modellstelle. Der Stellenwert wird in Punkten ausgedrückt. 

(5) In der Modellstellen-Verordnung ist für jede Modellstelle die für die 
Aufgabenerfüllung geforderte Zeit praktischer Erfahrung (Erfahrungszeit) 
festzulegen; dabei ist auf die jeweils zutreffende Ausprägung des 
Bewertungsaspekts „Erfahrung in Funktion“ der Anforderungsart 
„Fachkompetenz“ Bedacht zu nehmen. 

(6) Die Landesregierung hat durch Verordnung für jedes 
Entlohnungsschema einen Einreihungsplan zu erlassen, in dem die einzelnen 
Modellstellen und Modellfunktionen einschließlich ihrer Zuordnung zu 

 a) den ihrem Stellenwert entsprechenden Entlohnungsklassen und 

 b) einer Funktionsgruppe 

darzustellen sind. 

(7) In den Einreihungsplänen sind folgende Funktionsgruppen vorzusehen: 

 a) im Einreihungsplan Allgemeine Verwaltung: 

 1. Führungsfunktionen, 

 2. administrative Funktionen, 

 3. technische und naturwissenschaftliche Funktionen, 

 4. Assistenzdienst/handwerkliche Funktionen, 

 5. Gesundheits- und Sozialfunktionen. 

 4. Assistenzdienst und Handwerkliche Funktionen, 

 5. Sozial- und Gesundheitsfunktionen. 

 b) im Einreihungsplan Gesundheit: 

 1. Führungsfunktionen im ärztlichen Dienst, 

 2. ärztliche Funktionen, 

 3. klinisch-psychologische Funktionen, 

 4. Führungsfunktionen im Pflegedienst, 

 5. pflegerische Funktionen, 

 6. Führungsfunktionen in den medizinisch-technischen Diensten, 

 7. medizinisch-technische Funktionen. 

Können Modellstellen oder Modellfunktionen im Hinblick auf die 
fachliche Ausrichtung der dort zusammengefassten Aufgabenbereiche keiner 
der in den lit. a oder b genannten Funktionsgruppen zugeordnet werden, so kann 
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die Landesregierung im jeweiligen Einreihungsplan weitere Funktionsgruppen 
vorsehen. 

§ 44b 

Entgeltausgleich bei Altersteilzeit 

(1) Dem Vertragsbediensteten, mit dem eine Altersteilzeit nach § 33a 
Abs. 1 vereinbart wurde, gebührt ein Entgeltausgleich in der Höhe von 50 v. H. 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem in den letzten zwölf Monaten vor dem 
Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich gebührenden Monatsentgelt 
einschließlich einer allfälligen Kinderzulage und zuzüglich allfälliger aufgrund 
der Art der Tätigkeit gebührender pauschalierter Nebengebühren und dem nach 
der Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit jeweils gebührenden 
Monatsentgelt einschließlich einer allfälligen Kinderzulage und zuzüglich 
allfälliger aufgrund der Art der Tätigkeit gebührender pauschalierter 
Nebengebühren. 

(1) Dem Vertragsbediensteten, mit dem eine Altersteilzeit nach § 33a 
Abs. 1 vereinbart wurde, gebührt ein Entgeltausgleich in der Höhe des 
Anspruches des Landes Tirol auf Lohnausgleich nach § 27 Abs. 2 Z 3 lit. a 
AlVG. 

(2) Soweit in diesem Gesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt zu 
bemessen sind und nichts anderes bestimmt ist, ist der Entgeltausgleich dem 
Monatsentgelt zuzuzählen. 

§ 81 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Landesgesetze auf die jeweils geltende Fassung. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Bundesgesetze auf die im Folgenden jeweils angeführte 
Fassung: 

 1. Allgemeines Hochschul-Studiengesetz, BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 508/1995, 

 2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. 
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 46/2024, 

 3. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG), BGBl. Nr. 450/1994, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2022, 

 4. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. 609/1977, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 189/2023, 

 5. Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 106/2022, 

 6. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 683/1991, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 78/2021, 

 7. Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG), BGBl. Nr. 22/1974, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 60/2023, 

 8. Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz (AGG), BGBl. I Nr. 111/2010, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 219/2021, 

 9. Ärztegesetz 1984, BGBl. Nr. 373/1984, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 95/1998, 

 10. Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 21/2024, 

 11. Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, BGBl. Nr. 414/1972, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 73/2022, 

 12. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. 
Nr. 333/1979, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 6/2023, 

 13. Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 185/2022, 

 14. Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 62/2023, 

 15. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz 
(BMSVG), BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 199/2021, 

 16. Bundesgesetz über die Abgeltung von wissenschaftlichen und 
künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten und Universitäten der 
Künste, BGBl. Nr. 463/1974, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 120/2002, 

 17. Bundesgesetz über die Einrichtung und Organisation des 
Bundesamts zur Korruptionsprävention und 
Korruptionsbekämpfung (BAK-G), BGBl. I Nr. 72/2009, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 107/2023, 



25 

 

 

 18. Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76/1986, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 44/2024, 

 19. Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 36/2024, 

 20. Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft (Eingetragene 
Partnerschaft-Gesetz – EPG), BGBl. I Nr. 135/2009, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 59/2017 und die Kundmachung 
BGBl. I Nr. 86/2021, 

 21. Entwicklungshelfergesetz, BGBl. Nr. 574/1983, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 83/2018, 

 22. Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 69/2023, 

 23. Fachhochschul-Studiengesetz (FHStG), BGBl. Nr. 340/1993, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024, 

 24. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 14/2024, 

 25. Familienzeitbonusgesetz (FamZeitbG), BGBl. I Nr. 53/2016, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2023, 

 26. Forschungsorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 341/1981, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 52/2023, 

 27. Gehaltskassengesetz 1959, BGBl. Nr. 254/1959, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 532/1993, 

 28. Gehaltskassengesetz 2002, BGBl. I Nr. 154/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 22/2024, 

 29. Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBl. I Nr. 108/1997, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 108/2023, 

 30. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 74/2019, 

 31. Hausbesorgergesetz, BGBl. Nr. 16/1970, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 138/2013, 

 32. Hebammengesetz, BGBl. Nr. 310/1994, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 65/2022, 

 33. Heeresentschädigungsgesetz, BGBl. I Nr. 162/2015, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2018, 

 34. Heeresgebührengesetz 2001, BGBl. I Nr. 31/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 207/2022, 

 35. Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 57/2015, 

 36. Hochschulgesetz 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024, 

 37. Kinderbetreuungsgeldgesetz, BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 183/2023, 

 38. Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz, BGBl. I Nr. 8/1997, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 15/2022, 

 39. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152/1957, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 215/2022, 

 40. Landarbeitsgesetz 2021, BGBl. I Nr. 78/2021, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 42/2024, 

 41. MTD-Gesetz, BGBl. Nr. 460/1992, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 82/2022, 

 42. MTF-SHD-G, BGBl. Nr. 102/1961, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 89/2012, 

 43. Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221/1979, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2023, 

 44. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 215/2022, 

 45. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 37/2023, 

 46. Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631/1975, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 34/2024, 

 47. Theaterarbeitsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2010, in der Fassung des 
Gesetzes BGBl. I Nr. 138/2013, 

 48. Universitäts-Studiengesetz, BGBl. I Nr. 48/1997, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008, 

 49. Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024, 

 50. Unterrichtspraktikumsgesetz, BGBl. Nr. 145/1988, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 138/2017, 
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 51. Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86/1948, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 166/2023, 

 52. Wehrgesetz 1990, BGBl. Nr. 305/1990, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 122/2001, 

 53. Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 207/2022, 

 54. Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679/1986, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 208/2022. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich 
Verweisungen auf Bundesgesetze auf die im Folgenden jeweils angeführte 
Fassung: 

 1. Allgemeines Hochschul-Studiengesetz, BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 508/1995, 

 2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. 
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 145/2024, 

 3. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG), BGBl. Nr. 450/1994, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 56/2024, 

 4. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. 609/1977, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 7/2025, 

 5. Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 106/2022, 

 6. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 683/1991, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 78/2021, 

 7. Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG), BGBl. Nr. 22/1974, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 110/2024, 

 8. Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz (AGG), BGBl. I Nr. 111/2010, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 219/2021, 

 9. Ärztegesetz 1984, BGBl. Nr. 373/1984, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 95/1998, 

 10. Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 21/2024, 

 11. Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, BGBl. Nr. 414/1972, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 120/2024, 

 12. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. 
Nr. 333/1979, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 143/2024, 

 13. Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 98/2024, 

 14. Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 62/2023, 

 15. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz 
(BMSVG), BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 7/2025, 

 16. Bundesgesetz über die Abgeltung von wissenschaftlichen und 
künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten und Universitäten der 
Künste, BGBl. Nr. 463/1974, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 120/2002, 

 17. Bundesgesetz über die Einrichtung und Organisation des 
Bundesamts zur Korruptionsprävention und 
Korruptionsbekämpfung (BAK-G), BGBl. I Nr. 72/2009, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 107/2023, 

 18. Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76/1986, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 10/2025, 

 19. Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 7/2025, 

 20. Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft (Eingetragene 
Partnerschaft-Gesetz – EPG), BGBl. I Nr. 135/2009, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 59/2017 und die Kundmachung 
BGBl. I Nr. 86/2021, 

 21. Entwicklungshelfergesetz, BGBl. Nr. 574/1983, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 83/2018, 

 22. Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 105/2024, 

 23. Fachhochschul-Studiengesetz (FHStG), BGBl. Nr. 340/1993, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024, 

 24. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 11/2025, 

 25. Familienzeitbonusgesetz (FamZeitbG), BGBl. I Nr. 53/2016, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2023, 
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 26. Forschungsorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 341/1981, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 52/2023, 

 27. Gehaltskassengesetz 1959, BGBl. Nr. 254/1959, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 104/1985, 

 28. Gehaltskassengesetz 2002, BGBl. I Nr. 154/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 22/2024, 

 29. Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBl. I Nr. 108/1997, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 109/2024, 

 30. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 74/2019, 

 31. Hausbesorgergesetz, BGBl. Nr. 16/1970, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 138/2013, 

 32. Hebammengesetz, BGBl. Nr. 310/1994, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 65/2022, 

 33. Heeresentschädigungsgesetz, BGBl. I Nr. 162/2015, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2018, 

 34. Heeresgebührengesetz 2001, BGBl. I Nr. 31/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 77/2024, 

 35. Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 57/2015, 

 36. Hochschulgesetz 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024, 

 37. Kinderbetreuungsgeldgesetz, BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 11/2025, 

 38. Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz, BGBl. I Nr. 8/1997, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 15/2022, 

 39. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152/1957, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 99/2024, 

 40. Landarbeitsgesetz 2021, BGBl. I Nr. 78/2021, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 110/2024, 

 41. MTD-Gesetz, BGBl. Nr. 460/1992, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 100/2024, 

 42. MTF-SHD-G, BGBl. Nr. 102/1961, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 89/2012, 

 43. Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221/1979, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 64/2024, 

 44. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2024, 

 45. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 121/2024, 

 46. Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631/1975, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 157/2024, 

 47. Theaterarbeitsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2010, in der Fassung des 
Gesetzes BGBl. I Nr. 94/2024, 

 48. Universitäts-Studiengesetz, BGBl. I Nr. 48/1997, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008, 

 49. Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 50/2024, 

 50. Unterrichtspraktikumsgesetz, BGBl. Nr. 145/1988, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 138/2017, 

 51. Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86/1948, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 155/2024, 

 52. Wehrgesetz 1990, BGBl. Nr. 305/1990, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 122/2001, 

 53. Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 77/2024, 

 54. Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679/1986, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 104/2024. 
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Artikel 3 

Änderung des Gemeindebeamtengesetzes 2022 

 

3. Abschnitt 

Pflichten der Beamten 

1. Unterabschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 23a 

Achtungsvoller Umgang, Mobbingverbot 

Der Beamte hat seinen Vorgesetzten, Mitarbeitern und Kollegen mit 
Achtung zu begegnen und zu einem guten Funktionieren der dienstlichen 
Zusammenarbeit beizutragen. Er hat im Umgang mit seinen Vorgesetzten, 
Mitarbeitern und Kollegen Verhaltensweisen oder das Schaffen von 
Arbeitsbedingungen zu unterlassen, die deren menschliche Würde verletzen 
oder dies bezwecken oder sonst diskriminierend sind. 

 

§ 111 

Disziplinarstrafen 

(1) Disziplinarstrafen sind: 

 a) der Verweis, 

 b) die Geldbuße bis zur Höhe eines halben Monatsbezuges unter 
Ausschluss der Kinderzulage, 

 c) die Geldstrafe bis zur Höhe von fünf Monatsbezügen unter Ausschluss 
der Kinderzulage, 

 b) die Geldbuße bis zur Höhe eines Monatsbezuges unter Ausschluss der 
Kinderzulage, 

 c) die Geldstrafe in der Höhe von mehr als einem Monatsbezug bis zu fünf 
Monatsbezügen unter Ausschluss der Kinderzulage, 

 d) die Entlassung. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 lit. b und c ist von dem Monatsbezug 
auszugehen, der dem Beamten aufgrund seiner besoldungsrechtlichen Stellung 
im Zeitpunkt der Fällung des Disziplinarerkenntnisses durch die 
Disziplinarkommission beziehungsweise im Zeitpunkt der Verhängung der 
Disziplinarverfügung gebührt. Gebührt dem Beamten zum maßgebenden 
Zeitpunkt kein Monatsbezug, so ist vom letzten dem Beamten gebührenden 
Monatsbezug auszugehen. Allfällige Kürzungen des Monatsbezuges sind bei der 
Strafbemessung nicht zu berücksichtigen. 

§ 113 

Verjährung 

(1) Der Beamte darf wegen einer Dienstpflichtverletzung nicht mehr 
bestraft werden, wenn gegen ihn nicht 

 a) innerhalb von sechs Monaten, gerechnet vom Zeitpunkt, zu dem der 
Disziplinarbehörde die Dienstpflichtverletzung zur Kenntnis gelangt 
ist, oder 

 b) innerhalb von drei Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Beendigung der 
Dienstpflichtverletzung, 

eine Disziplinarverfügung erlassen oder ein Disziplinarverfahren vor der 
Disziplinarkommission eingeleitet wurde. Sind vom Bürgermeister vor der 
Einleitung des Disziplinarverfahrens im Auftrag der Disziplinarkommission 
notwendige Ermittlungen durchzuführen (§ 137 Abs. 1 zweiter Satz), so 
verlängert sich die Frist nach lit. a um sechs Monate. 

(1) Der Beamte darf wegen einer Dienstpflichtverletzung nicht mehr 
bestraft werden, wenn gegen ihn nicht 

 a) innerhalb von sechs Monaten, gerechnet vom Zeitpunkt, zu dem der 
Disziplinarbehörde die Dienstpflichtverletzung zur Kenntnis gelangt 
ist, eine Disziplinarverfügung erlassen oder 

 b) innerhalb von einem Jahr, gerechnet vom Zeitpunkt, zu dem der 
Disziplinarbehörde die Dienstpflichtverletzung zur Kenntnis gelangt 
ist, ein Disziplinarverfahren vor der Disziplinarkommission eingeleitet 
wurde, oder 

 c) innerhalb von drei Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Beendigung der 
Dienstpflichtverletzung eine Disziplinarverfügung erlassen oder ein 
Disziplinarverfahren vor der Disziplinarkommission eingeleitet wurde. 
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(2) Drei Jahre nach der an den beschuldigten Beamten erfolgten Zustellung 
der Entscheidung, gegen ihn ein Disziplinarverfahren durchzuführen, darf eine 
Disziplinarstrafe nicht mehr verhängt werden. 

(3) Der Lauf der in den Abs. 1 und 2 genannten Fristen wird, sofern der der 
Dienstpflichtverletzung zugrunde liegende Sachverhalt Gegenstand der Anzeige 
oder eines der folgenden Verfahren ist, gehemmt: 

 a) für die Dauer eines Verfahrens vor dem Verfassungs- oder 
Verwaltungsgerichtshof, 

 b) für die Dauer eines Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht, 

 c) für die Dauer eines gerichtlichen Strafverfahrens oder eines 
Verwaltungsstrafverfahrens, 

 d) für den Zeitraum zwischen der rechtskräftigen Beendigung oder, wenn 
auch nur vorläufigen, Einstellung eines Strafverfahrens und dem 
Einlangen einer diesbezüglichen Mitteilung bei der Dienstbehörde und 

 e) für den Zeitraum zwischen der Erstattung der Anzeige und dem 
Einlangen der Mitteilung 

 1. über die Beendigung des gerichtlichen Strafverfahrens oder des 
Verwaltungsstrafverfahrens, 

 2. der Staatsanwaltschaft über die Einstellung des gerichtlichen 
Strafverfahrens oder 

 3. der Verwaltungsbehörde über das Absehen von der Einleitung eines 
Verwaltungsstrafverfahrens 

bei der Dienstbehörde. 

(4) Hat der Sachverhalt, der einer Dienstpflichtverletzung zugrunde liegt, 
zu einer strafgerichtlichen Verurteilung geführt und ist die strafrechtliche 
Verjährungsfrist länger als die im Abs. 1 lit. b Abs. 1 lit. c genannte Frist, so tritt 
an die Stelle dieser Frist die strafrechtliche Verjährungsfrist. 

 

§ 125 

Disziplinaranzeige 

(1) Der unmittelbar oder mittelbar zur Führung der Dienstaufsicht berufene 
Vorgesetzte (Dienstvorgesetzte) hat bei jedem begründeten Verdacht einer 
Dienstpflichtverletzung die zur vorläufigen Klarstellung des Sachverhaltes 
erforderlichen Erhebungen zu pflegen und sodann unverzüglich im Dienstweg 

dem Bürgermeister Disziplinaranzeige zu erstatten. Erweckt der Verdacht einer 
Dienstpflichtverletzung auch den Verdacht einer von Amts wegen zu 
verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung, so hat sich der Dienstvorgesetzte 
in dieser Eigenschaft jeder Erhebung zu enthalten und sofort dem Bürgermeister 
zu berichten. Dieser hat nach § 78 der Strafprozessordnung 1975 
Strafprozeßordnung 1975 vorzugehen. 

(2) Von einer Disziplinaranzeige an den Bürgermeister ist abzusehen, wenn 
nach Ansicht des Dienstvorgesetzten eine Belehrung oder Ermahnung ausreicht. 
Diese ist dem Beamten nachweislich mitzuteilen. Diese ist dem Beamten 
nachweislich mitzuteilen und der Dienstbehörde zur Kenntnis zu bringen. Eine 
Ermahnung oder Belehrung darf nach dem Ablauf von drei Jahren ab ihrer 
Mitteilung an den Beamten zu keinen dienstlichen Nachteilen führen, wenn der 
Beamte in diesem Zeitraum keine weitere Dienstpflichtverletzung begangen hat. 

(3) Der Bürgermeister hat, sofern es sich nicht um eine Selbstanzeige 
handelt, eine Abschrift der Disziplinaranzeige unverzüglich dem Beschuldigten 
zuzustellen. 

 

§ 128 

Suspendierung 

(1) Wird über den Beamten die Untersuchungshaft verhängt oder würden 
durch die Belassung des Beamten im Dienst wegen der Art der ihm zur Last 
gelegten Dienstpflichtverletzungen das Ansehen des Amtes oder wesentliche 
Interessen des Dienstes gefährdet, so hat der Bürgermeister die vorläufige 
Suspendierung zu verfügen. 

(2) Jede vorläufige Suspendierung ist unverzüglich der 
Disziplinarkommission mitzuteilen, die über die Suspendierung zu entscheiden 
hat. Die vorläufige Suspendierung endet spätestens mit dem Tag dieser 
Entscheidung. Ist jedoch bereits ein Disziplinarverfahren anhängig, so hat die 
Disziplinarkommission bei Vorliegen der im Abs. 1 genannten Voraussetzungen 
die Suspendierung zu verfügen. 

(3) Die Suspendierung hat die Kürzung des Monatsbezuges des Beamten – 
unter Ausschluss der Kinderzulage – um ein Drittel für die Dauer der 
Suspendierung zur Folge. Die Disziplinarkommission kann auf Antrag des 
Beamten oder von Amts wegen die Kürzung vermindern oder aufheben, wenn 
und soweit dies zur Aufrechterhaltung des notwendigen Lebensunterhaltes des 



30 

 

 

Beamten und seiner Familienangehörigen, für die er sorgepflichtig ist, unbedingt 
erforderlich ist. Die Minderung oder Aufhebung der Bezugskürzung wird vom 
Zeitpunkt der Antragstellung an wirksam. 

(3) Jede Suspendierung, auch eine vorläufige Suspendierung, hat die 
Kürzung des Monatsbezuges des Beamten unter Ausschluss der Kinderzulage 
um ein Drittel für die Dauer der Suspendierung zur Folge. Für die Dauer der 
vorläufigen Suspendierung erfolgt eine Auszahlung ohne Kürzung. Nach 
Verfügung der Suspendierung durch die Disziplinarkommission nach Abs. 2 ist 
der über die gekürzten Bezüge hinausgehend ausbezahlte Betrag unter 
sinngemäßer Anwendung des § 13a Abs. 2 bis 4 des Gehaltsgesetzes 1956 in der 
für Gemeindebeamte geltenden Fassung hereinzubringen. Die 
Disziplinarkommission kann auf Antrag des Beamten oder von Amts wegen die 
Kürzung vermindern oder aufheben, wenn und soweit dies zur 
Aufrechterhaltung des notwendigen Lebensunterhaltes des Beamten und seiner 
Familienangehörigen, für die er sorgepflichtig ist, unbedingt erforderlich ist. Der 
notwendige Lebensunterhalt ist unter Bedachtnahme auf die in der Verordnung 
nach § 26 Abs. 5 des Pensionsgesetzes 1965 festgesetzten Mindestsätze zu 
bemessen. Die Minderung oder Aufhebung der Bezugskürzung wird vom 
Zeitpunkt der Antragstellung an wirksam. 

(4) Die Suspendierung endet spätestens mit dem rechtskräftigen Abschluss 
des Disziplinarverfahrens. Fallen die Umstände, die für die Suspendierung des 
Beamten maßgebend gewesen sind, vorher weg, so ist die Suspendierung 
unverzüglich aufzuheben. 

(5) Beschwerden an das Landesverwaltungsgericht gegen eine (vorläufige) 
Suspendierung oder gegen eine Entscheidung über die Verminderung 
(Aufhebung) der Bezugskürzung haben keine aufschiebende Wirkung. Sie sind 
binnen einer Woche nach ihrer Einbringung dem Landesverwaltungsgericht 
vorzulegen. Das Landesverwaltungsgericht hat über solche Beschwerden ohne 
unnötigen Aufschub, spätestens aber binnen zwei Monaten, ohne mündliche 
Verhandlung zu entscheiden. 

§ 130 

Strafanzeige, Unterbrechung des Disziplinarverfahrens 

(1) Kommt die Disziplinarbehörde während des Disziplinarverfahrens zur 
Ansicht, dass eine von Amts wegen zu verfolgende gerichtlich strafbare 
Handlung vorliegt, so hat sie nach § 78 der Strafprozessordnung 1975 
Strafprozeßordnung 1975 vorzugehen. 

(2) Hat die Disziplinarbehörde Anzeige an die Staatsanwaltschaft, die 
Sicherheitsbehörde oder die Verwaltungsbehörde erstattet oder hat sie sonst 
Kenntnis von einem anhängigen Strafverfahren nach der 
Strafprozessordnung 1975 Strafprozeßordnung 1975 oder einem anhängigen 
verwaltungsstrafrechtlichen Verfahren, so wird dadurch das 
Disziplinarverfahren unterbrochen. Die Parteien sind vom Eintritt der 
Unterbrechung zu verständigen. Ungeachtet der Unterbrechung des 
Disziplinarverfahrens ist ein Beschluss, ein Disziplinarverfahren durchzuführen 
(§ 137), zulässig. 

(3) Das Disziplinarverfahren ist weiterzuführen und binnen sechs Monaten 
abzuschließen, nachdem 

 a) die Mitteilung 

 1. der Staatsanwaltschaft über die Einstellung des Strafverfahrens oder 
über den (vorläufigen) Rücktritt von der Verfolgung oder 

 2. der Verwaltungsbehörde über das Absehen von der Einleitung eines 
Verwaltungsstrafverfahrens 

bei der Disziplinarbehörde eingelangt ist oder 

 b) das Strafverfahren nach der Strafprozessordnung 1975 
Strafprozeßordnung 1975 oder das verwaltungsstrafrechtliche 
Verfahren rechtskräftig abgeschlossen oder, wenn auch nur vorläufig, 
eingestellt worden ist. 

§ 137 

Verfahren vor der Disziplinarkommission, Einleitung 

(1) Der Vorsitzende hat nach dem Einlangen der Disziplinaranzeige die 
Disziplinarkommission zur Entscheidung darüber einzuberufen, ob ein 
Disziplinarverfahren durchzuführen ist. Notwendige Ermittlungen sind vom 
Bürgermeister im Auftrag des Vorsitzenden durchzuführen. 

(2) Hat die Disziplinarkommission die Durchführung eines 
Disziplinarverfahrens beschlossen, so ist dieser Beschluss dem Beschuldigten, 
dem Disziplinaranwalt und dem Bürgermeister zuzustellen. Im 
Einleitungsbeschluss sind die Anschuldigungspunkte bestimmt anzuführen und 
die Zusammensetzung der Disziplinarkommission einschließlich der 
Ersatzmitglieder bekanntzugeben. 

(3) Sind in anderen Rechtsvorschriften an die Einleitung des 
Disziplinarverfahrens Rechtsfolgen geknüpft, so treten diese nur im Falle des 
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Beschlusses der Disziplinarkommission, ein Disziplinarverfahren 
durchzuführen, und im Falle der (vorläufigen) Suspendierung ein. 

§ 138 

Verhandlungsbeschluss, mündliche Verhandlung 

Mündliche Verhandlung 

(1) Ist nach Durchführung der notwendigen Ermittlungen der Sachverhalt 
ausreichend geklärt, so hat die Disziplinarkommission die mündliche 
Verhandlung anzuberaumen (Verhandlungsbeschluss) und zu dieser die Parteien 
sowie die in Betracht kommenden Zeugen und Sachverständigen zu laden. Die 
mündliche Verhandlung ist so anzuberaumen, dass zwischen ihr und der 
Zustellung des Beschlusses ein Zeitraum von mindestens zwei Wochen liegt. 

(1) Die Disziplinarkommission hat eine mündliche Verhandlung 
anzuberaumen und zu dieser die Parteien sowie die in Betracht kommenden 
Zeugen und Sachverständigen zu laden. Die Ladung ist den Parteien spätestens 
zwei Wochen vor dem Verhandlungstermin zuzustellen. 

(2) Im Verhandlungsbeschluss sind die Anschuldigungspunkte bestimmt 
anzuführen. 

(3) Im Verhandlungsbeschluss ist dem Beschuldigten die 
Zusammensetzung der Disziplinarkommission einschließlich der 
Ersatzmitglieder bekannt zu geben. Der Beschuldigte hat das Recht, binnen einer 
Woche nach der Zustellung des Verhandlungsbeschlusses ein Mitglied der 
Disziplinarkommission ohne Angabe von Gründen abzulehnen. Auf Verlangen 
des Beschuldigten dürfen bei der mündlichen Verhandlung bis zu drei Beamte 
als Vertrauenspersonen anwesend sein. Die mündliche Verhandlung ist 
ansonsten nicht öffentlich. 

(2) Auf Verlangen des Beschuldigten dürfen bei der mündlichen 
Verhandlung bis zu drei Beamte als Vertrauenspersonen anwesend sein. Die 
mündliche Verhandlung ist ansonsten nicht öffentlich. 

(4)(3) Die Beratungen und Abstimmungen der Disziplinarkommission sind 
vertraulich. 

(5)(4) Die mündliche Verhandlung hat mit der Verlesung des 
Verhandlungsbeschlusses Einleitungsbeschlusses zu beginnen. Sodann ist der 
Beschuldigte zu vernehmen. 

(6)(5) Nach der Vernehmung des Beschuldigten sind die Beweise in der 
vom Vorsitzenden bestimmten Reihenfolge aufzunehmen. Die Parteien haben 
das Recht, Beweisanträge zu stellen. Über die Berücksichtigung dieser Anträge 
hat der Vorsitzende zu entscheiden; die übrigen Mitglieder der 
Disziplinarkommission haben jedoch das Recht, eine Beschlussfassung der 
Disziplinarkommission über die Berücksichtigung der Beweisanträge zu 
verlangen. Gegen die Entscheidung des Vorsitzenden bzw. der 
Disziplinarkommission ist eine gesonderte Beschwerde nicht zulässig. 

(7)(6) Der Beschuldigte darf zur Beantwortung der an ihn gestellten Fragen 
nicht gezwungen werden. 

(8)(7) Erfordert der Gang der Beweisaufnahme eine Unterbrechung der 
mündlichen Verhandlung, so hat hierüber die Disziplinarkommission nach 
Beratung zu beschließen. 

(9)(8) Nach Abschluss des Beweisverfahrens ist dem Disziplinaranwalt das 
Wort zu erteilen. Der Disziplinaranwalt hat hierauf die Ergebnisse der 
Beweisführung zusammenzufassen sowie seine Anträge zu stellen und zu 
begründen. 

(10)(9) Nach dem Disziplinaranwalt ist dem Beschuldigten das Wort zu 
erteilen. Findet der Disziplinaranwalt hierauf etwas zu erwidern, so hat der 
Beschuldigte jedenfalls das Schlusswort. 

(11)(10) Nach Schluss der mündlichen Verhandlung hat sich die 
Disziplinarkommission zur Beratung zurückzuziehen. 

(12)(11) Unmittelbar nach dem Beschluss der Disziplinarkommission ist 
das Erkenntnis samt den wesentlichen Gründen mündlich zu verkünden. 

(13)(12) Über die mündliche Verhandlung ist eine vom Vorsitzenden und 
vom Schriftführer zu unterfertigende Verhandlungsschrift aufzunehmen. Sie ist 
vor der Beratung der Disziplinarkommission zu verlesen, wenn die Parteien 
nicht darauf verzichtet haben. Wird gegen die Aufnahme der 
Verhandlungsschrift in Kurzschrift oder auf Schallträger kein Einwand erhoben, 
so ist dies zulässig. Vor der Beratung der Disziplinarkommission ist die in 
Kurzschrift aufgenommene Verhandlungsschrift zu verlesen oder es ist die 
Aufnahme des Schallträgers wiederzugeben, wenn die Parteien nicht darauf 
verzichtet haben. Aufnahmen in Kurzschrift oder auf Schallträger sind 
spätestens binnen einer Woche in Vollschrift zu übertragen. Der Schallträger ist 
mindestens drei Monate ab der Übertragung aufzubewahren. Über die 
mündliche Verhandlung ist eine vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu 
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unterfertigende Verhandlungsschrift aufzunehmen. Sie ist vor der Beratung der 
Disziplinarkommission zu verlesen, wenn die Parteien nicht darauf verzichtet 
haben; wird ein Schallträger verwendet oder die Niederschrift elektronisch 
erstellt, kann ihr Inhalt auch auf andere Weise wiedergegeben werden. 
Aufnahmen auf Schallträger sind in Vollschrift zu übertragen. Der Schallträger 
ist mindestens drei Monate ab der Übertragung aufzubewahren. 

(14)(13) Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder 
Unrichtigkeit der Verhandlungsschrift sind bis spätestens unmittelbar nach der 
Verlesung (Wiedergabe) zu erheben. Wenn den Einwendungen nicht Rechnung 
getragen wird, sind diese in die Verhandlungsschrift als Nachtrag aufzunehmen. 
Die Verkündung des Erkenntnisses nach Abs. 12 Abs. 11 ist am Ende der 
Verhandlungsschrift zu protokollieren. Auf die Verhandlungsschrift ist § 14 
Abs. 3, 4 letzter Satz und 5 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 § 14 Abs. 3, 4 letzter Satz und 5 letzter 
Satz des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 nicht anzuwenden. 

(15)(14) Über die Beratungen der Disziplinarkommission ist ein 
Beratungsprotokoll aufzunehmen, das vom Vorsitzenden und vom Schriftführer 
zu unterfertigen ist. 

§ 143 

Ratenbewilligung, Verwendung der Geldstrafen und Geldbußen 

(1) Bei der Hereinbringung einer Geldstrafe oder einer Geldbuße ist auf die 
persönlichen Verhältnisse und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Beamten Bedacht zu nehmen. 

(2) Die Disziplinarkommission darf die Abstattung einer Geldstrafe oder 
einer Geldbuße in höchstens 36 24 Monatsraten bewilligen. Die Geldstrafen und 
Geldbußen sind erforderlichenfalls hereinzubringen: 

 a) bei Beamten des Dienststandes durch Abzug vom Monatsbezug und 

 b) bei Beamten des Ruhestandes durch Abzug vom Ruhebezug. 

(3) Die Geldstrafen und Geldbußen fließen dem Land Tirol zu. 

4. Unterabschnitt 

Abgekürztes Verfahren 

§ 147 

Disziplinarverfügung 

Hat der Beamte vor dem Dienstvorgesetzten oder vor der Dienstbehörde 
eine Dienstpflichtverletzung gestanden, so kann der Bürgermeister hinsichtlich 
dieser Dienstpflichtverletzung ohne weiteres Verfahren schriftlich eine 
Disziplinarverfügung erlassen. Die Disziplinarverfügung ist auch dem 
Disziplinaranwalt zuzustellen. In der Disziplinarverfügung darf nur der Verweis 
ausgesprochen oder eine Geldbuße bis zur Höhe von 10 v. H. des 
Monatsbezuges – unter Ausschluss der Kinderzulage –, auf den der Beamte im 
Zeitpunkt der Erlassung der Disziplinarverfügung Anspruch hat, verhängt 
werden. Die Geldbuße fließt der Gemeinde zu. 

§ 147 

Disziplinarverfügung 

Der Bürgermeister kann ohne weiteres Verfahren schriftlich eine 
Disziplinarverfügung erlassen, wenn 

 a) der Beamte vor dem Dienstvorgesetzten oder vor der Dienstbehörde 
eine Dienstpflichtverletzung gestanden hat, 

 b) eine Dienstpflichtverletzung aufgrund eindeutiger Aktenlage als 
erwiesen anzunehmen ist oder 

 c) der Beamte wegen des der Dienstpflichtverletzung zugrundeliegenden 
Sachverhaltes rechtskräftig durch ein Strafgericht oder durch ein 
Verwaltungsgericht bestraft wurde, 

und dies unter Bedachtnahme auf die für die Strafbemessung maßgebenden 
Gründe zur Ahndung der Dienstpflichtverletzung ausreichend erscheint. Die 
Disziplinarverfügung ist auch dem Disziplinaranwalt zuzustellen. In der 
Disziplinarverfügung darf nur der Verweis ausgesprochen oder eine Geldbuße 
verhängt werden. Die Geldbuße fließt der Gemeinde zu. 
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Artikel 4 

Änderung des Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 2012 

2. Abschnitt 

Pflichten des Vertragsbediensteten 

§ 8 

Allgemeine Dienstpflichten 

(1) Der Vertragsbedienstete hat seine dienstlichen Aufgaben unter 
Beachtung der geltenden Rechtsordnung treu, gewissenhaft und unparteiisch mit 
den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln aus eigenem zu besorgen. 

(2) Der Vertragsbedienstete hat in seinem gesamten Verhalten darauf 
Bedacht zu nehmen, dass das Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche 
Besorgung seiner dienstlichen Aufgaben erhalten bleibt. 

(3) Der Vertragsbedienstete hat die Parteien im Rahmen seiner dienstlichen 
Aufgaben zu unterstützen, soweit dies mit den Interessen des Dienstes und dem 
Gebot der Unparteilichkeit vereinbar ist. 

§ 8a 

Achtungsvoller Umgang, Mobbingverbot 

Der Vertragsbedienstete hat seinen Vorgesetzten, Mitarbeitern und 
Kollegen mit Achtung zu begegnen und zu einem guten Funktionieren der 
dienstlichen Zusammenarbeit beizutragen. Er hat im Umgang mit seinen 
Vorgesetzten, Mitarbeitern und Kollegen Verhaltensweisen oder das Schaffen 
von Arbeitsbedingungen zu unterlassen, die deren menschliche Würde verletzen 
oder dies bezwecken oder sonst diskriminierend sind. 

§ 44 

Vorrückungsstichtag 

(1) Der Vorrückungsstichtag ist in der Weise zu ermitteln, dass Zeiten nach 
dem 30. Juni des Jahres, in dem nach der Aufnahme in die erste Schulstufe neun 
Schuljahre absolviert worden sind oder worden wären, unter Beachtung der 
einschränkenden Bestimmungen der Abs. 11 bis 15 dem Tag der Anstellung im 
folgenden Ausmaß vorangesetzt werden: 

 a) die im Abs. 3 angeführten Zeiten zur Gänze, 

 b) sonstige Zeiten, welche 

 1. die Erfordernisse des Abs. 10 erfüllen, zur Gänze, 

 2. die Erfordernisse des Abs. 10 nicht erfüllen, 

 aa) bis zu drei Jahren zur Gänze und 

 bb) bis zu weiteren drei Jahren zur Hälfte. 

(2) Das Ausmaß der nach Abs. 1 lit. b Z 2 sublit. aa und Abs. 3 lit. f 
voranzusetzenden Zeiten und der nach Abs. 3 lit. d Z 4 voranzusetzenden 
Lehrzeiten darf insgesamt drei Jahre nicht übersteigen. Wurde jedoch 

 a) eine Ausbildung nach Abs. 3 lit. f abgeschlossen, die aufgrund der 
jeweiligen schulrechtlichen Vorschriften mehr als zwölf Schulstufen 
erforderte, so verlängert sich dieser Zeitraum um ein Jahr für jede über 
die zwölfte hinausgehende Schulstufe, 

 b) eine Lehre nach Abs. 3 lit. d Z 4 abgeschlossen, die aufgrund der 
jeweiligen Vorschriften eine Lehrzeit von mehr als 36 Monaten 
erforderte, so verlängert sich dieser Zeitraum um einen Monat für jeden 
über den 36. Monat hinausgehenden Monat der Lehrzeit. 

(3) Nach Abs. 1 lit. a sind voranzusetzen: 

 a) die Zeit, die 

 1. in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft 
oder zu einem inländischen Gemeindeverband oder 

 2. im Lehrberuf 

 aa) an einer inländischen öffentlichen Schule, Universität oder 
Hochschule oder 

 bb) an der Akademie der bildenden Künste oder 

 cc) an einer mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländischen 
Privatschule oder 

 dd) an einer Pädagogischen Hochschule oder an der Hochschule für 
Agrar- und Umweltpädagogik Wien 

zurückgelegt worden ist, 

 b) die Zeit der Leistung des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes nach dem 
Wehrgesetz 1990 bzw. nach dem Wehrgesetz 2001 und des 
Zivildienstes nach dem Zivildienstgesetz 1986 sowie die Zeit der 
Tätigkeit als Fachkraft der Entwicklungshilfe im Sinn des 
Entwicklungshelfergesetzes, 
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 c) die Zeit, in der der Vertragsbedienstete aufgrund des 
Heeresentschädigungsgesetzes Anspruch auf eine Versehrtenrente oder 
aufgrund des Heeresversorgungsgesetzes Anspruch auf eine 
Beschädigtenrente entsprechend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 90 v. H. gehabt hat, 

 d) die Zeit 

 1. des Unterrichtspraktikums im Sinn des 
Unterrichtspraktikumsgesetzes oder der Einführung in das praktische 
Lehramt, 

 2. der Gerichtspraxis (Rechtspraktikantenzeit), 

 3. der nach dem Ärztegesetz 1984 bzw. nach dem Ärztegesetz 1998 zur 
ärztlichen Berufsausübung vorgeschriebenen praktischen Tätigkeit 
an einer zugelassenen Ausbildungsstätte, 

 4. der bei einer Gebietskörperschaft zurückgelegten Eignungs- oder 
Lehrlingsausbildung, 

 5. einer Tätigkeit oder Ausbildung bei einer inländischen 
Gebietskörperschaft, soweit auf sie die arbeitsmarktpolitischen 
Förderungsmaßnahmen des Arbeitsmarktförderungsgesetzes 
anzuwenden waren, 

 6. einer Tätigkeit als wissenschaftlicher (künstlerischer) Mitarbeiter (in 
Ausbildung) nach § 6 des Bundesgesetzes über die Abgeltung von 
wissenschaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten 
und Universitäten der Künste, 

 7. eines Dienstverhältnisses, das im Rahmen der Rechtsfähigkeit einer 
inländischen öffentlichen Universität oder inländischen öffentlichen 
Universität der Künste, der Akademie der Wissenschaften, der 
Österreichischen Nationalbibliothek oder einer sonstigen 
wissenschaftlichen Einrichtung nach dem 
Forschungsorganisationsgesetz oder eines Bundesmuseums oder des 
Österreichischen Patentamtes eingegangen worden ist, 

 e) die Zeit einer Verwendung oder Ausbildung, wenn sie für entsprechend 
eingestufte Gemeindebeamte 

 1. in der Verwendungsgruppe A über das Erfordernis der 
abgeschlossenen Hochschulbildung hinaus vorgeschrieben ist, 

 2. in der Verwendungsgruppe B über das Erfordernis der erfolgreichen 
Ablegung der Reifeprüfung, Reife- und Diplomprüfung bzw. 
Diplomprüfung an einer höheren Schule hinaus vorgeschrieben ist, 

 f) bei Vertragsbediensteten, die in die Entlohnungsgruppe a, b oder ki 
aufgenommen werden, die Zeit des erfolgreichen Studiums 

 1. an einer höheren Schule oder 

 2.  –solange der Vertragsbedienstete damals noch keine Reifeprüfung, 
Reife- und Diplomprüfung bzw. Diplomprüfung erfolgreich abgelegt 
hat – an einer Akademie für Sozialarbeit bis zu dem Zeitpunkt, an 
dem der Vertragsbedienstete den Abschluss dieser Ausbildung 
aufgrund der schulrechtlichen Vorschriften frühestens hätte 
erreichen können; mögliche schulrechtliche 
Ausnahmegenehmigungen sind nicht zu berücksichtigen; als 
Zeitpunkt des Schulabschlusses ist bei Studien, die mit dem 
Schuljahr enden, der 30. Juni und bei Studien, die mit dem 
Kalenderjahr enden, der 31. Dezember anzunehmen, 

 g) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer Akademie oder an 
einer den Akademien verwandten Lehranstalt, das für den 
Vertragsbediensteten Aufnahmeerfordernis gewesen ist, bis zum 
Höchstausmaß von insgesamt zwei Jahren, sofern jedoch das Studium 
lehrplanmäßig länger dauert, bis zum Höchstausmaß des lehrplanmäßig 
vorgeschriebenen Studiums, 

 h) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer Universität 
(wissenschaftlichen Hochschule), Universität der Künste, 
Kunsthochschule oder an einer staatlichen Kunstakademie, das für den 
Vertragsbediensteten in der Entlohnungsgruppe a Aufnahmeerfordernis 
gewesen ist, 

 i) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer Pädagogischen 
Hochschule oder der Hochschule für Agrar- und Umweltpädagogik 
Wien, das für den Vertragsbediensteten Aufnahmeerfordernis gewesen 
ist, sowie die zurückgelegte Berufspraxis, wenn sie nach den jeweils 
geltenden Prüfungsvorschriften für die Erlangung der Lehrbefähigung 
für eine Verwendung als Vertragslehrer in der Entlohnungsgruppe 
l 2a 2 des Entlohnungsschemas I L (§ 90d des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948) vorgeschrieben war, in beiden 
Fällen bis zum Höchstausmaß von insgesamt zwei Jahren, sofern jedoch 
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das Studium lehrplanmäßig länger dauert, bis zum Höchstausmaß des 
lehrplanmäßig vorgesehenen Studiums, 

 j) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer Fachhochschule im 
Sinn des Fachhochschul-Studiengesetzes, das für den 
Vertragsbediensteten in der Entlohnungsgruppe a Aufnahmeerfordernis 
gewesen ist, bis zum Höchstausmaß des lehrplanmäßig vorgesehenen 
Studiums. 

(4) Die Anrechnung eines Studiums nach Abs. 3 lit. h umfasst: 

 a) bei Bakkalaureats- und Magisterstudien, auf die ausschließlich das 
Universitätsgesetz 2002 anzuwenden ist, höchstens die Studiendauer, 
die sich bei Teilung der in den für die betreffenden Bakkalaureats- und 
Magisterstudien erlassenen Curricula insgesamt vorgesehenen ECTS-
Anrechnungspunkte durch 60 ergibt. Sollten Curricula einer 
inländischen Universität für die Bakkalaureats- und Magisterstudien der 
entsprechenden Studienrichtung insgesamt eine geringere Anzahl an 
ECTS-Anrechnungspunkten vorsehen, so sind diese durch 60 zu teilen, 

 b) bei Diplomstudien gemäß § 124 Abs. 1a des Universitätsgesetzes 2002 
die in der Anlage 1 des Universitäts-Studiengesetzes für die betreffende 
Studienrichtung vorgesehene Studiendauer, 

 c) bei Studien, auf die ausschließlich das Universitäts-Studiengesetz und 
die aufgrund des Universitäts-Studiengesetzes zu beschließenden 
Studienpläne anzuwenden sind, höchstens die in der Anlage 1 des 
Universitäts-Studiengesetzes für die betreffende Studienrichtung 
vorgesehene Studiendauer, 

 d) bei Studien, auf die das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz und die 
nach diesem erlassenen besonderen Studiengesetze anzuwenden sind, 
und bei Studien, auf die die nach dem Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetz erlassenen besonderen Studiengesetze aufgrund des § 77 
Abs. 2 des Universitäts-Studiengesetzes anzuwenden sind, höchstens 
die in den besonderen Studiengesetzen und Studienordnungen für die 
betreffende Studienrichtung oder den betreffenden Studienzweig 
vorgesehene Studiendauer, 

 e) bei Studien, auf die keine der lit. a bis d zutrifft, höchstens das in der 
Anlage 5 festgesetzte Ausmaß. 

(5) Hat der Vertragsbedienstete nach einem Diplomstudium, auf das das 
Universitätsgesetz 2002 oder das Universitäts-Studiengesetz oder das 

Allgemeine Hochschul-Studiengesetz anzuwenden war, das zugehörige 
Doktoratsstudium erfolgreich abgeschlossen und 

 a) 1. war auf dieses Doktoratsstudium weder das Universitätsgesetz 2002 
oder das Universitäts-Studiengesetz noch das Allgemeine Hochschul-
Studiengesetz anzuwenden oder 

 2. wird die Dauer des Doktoratsstudiums in den Studienvorschriften 
nicht genau festgelegt, 

so ist nach Abs. 3 lit. h die tatsächliche Dauer des Doktoratsstudiums bis zum 
Höchstausmaß von einem Jahr, 

 b) wird die Dauer des Doktoratsstudiums in den Studienvorschriften genau 
festgelegt, so ist nach Abs. 3 lit. h die tatsächliche Dauer des 
Doktoratsstudiums bis zu der in den Studienvorschriften festgelegten 
Dauer 

für die Ermittlung des Vorrückungsstichtages zu berücksichtigen. 

(6) Hat der Vertragsbedienstete nach einem Diplomstudium, auf das weder 
das Universitätsgesetz 2002 oder das Universitäts-Studiengesetz noch das 
Allgemeine Hochschul-Studiengesetz anzuwenden war, das zugehörige 
Doktoratsstudium erfolgreich abgeschlossen, so zählen beide Studien 
gemeinsam auf das in der Anlage 5 zu Abs. 4 lit. e vorgesehene Höchstausmaß. 

(7) Das Doktoratsstudium ist nach Abs. 3 lit. h in der nach den Abs. 5 oder 
6 maßgebenden Dauer auch dann zu berücksichtigen, wenn die 
Ernennungserfordernisse für gleichartig eingestufte Beamte lediglich den 
Abschluss des entsprechenden Diplom- oder Magisterstudiums vorschreiben. 

(8) Bei der Berücksichtigung von Studienzeiten nach Abs. 3 lit. h gilt als 
Laufzeit des Sommersemesters die Zeit vom 1. Jänner bis zum 30. Juni, als 
Laufzeit des Wintersemesters die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember. Hat 
das Studium mit einem Trimester begonnen, so ist als Beginn des Studiums, 
wenn das erste Trimester ein Sommer- oder Herbsttrimester war, der 1. Juli, 
wenn das erste Trimester ein Wintertrimester war, der 1. Jänner des betreffenden 
Jahres anzusehen. 

(9) Soweit Abs. 3 die Berücksichtigung von Dienstzeiten oder Zeiten im 
Lehrberuf von der Zurücklegung bei einer inländischen Gebietskörperschaft, 
einer inländischen Schule oder sonst genannten inländischen Einrichtung 
abhängig macht, sind diese Zeiten auch dann zur Gänze für den 
Vorrückungsstichtag zu berücksichtigen, wenn sie 
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 a) bei einer vergleichbaren Einrichtung eines Staates, der oder dessen 
Rechtsnachfolger nunmehr Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ist, oder 

 b) bei einer vergleichbaren Einrichtung des Staates, mit dem das 
Assoziierungsabkommen, ABl. Nr. 217 vom 29. Dezember 1964, 
S. 3687 ff., geschlossen worden ist, oder 

 c) bei einer vergleichbaren Einrichtung der Schweiz (Abkommen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über 
die Freizügigkeit, BGBl. III Nr. 133/2002) oder 

 d) bei einer vergleichbaren Einrichtung eines Staates, dessen 
Staatsangehörige aufgrund von anderen Verträgen im Rahmen der 
europäischen Integration Unionsbürgern hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen gleichgestellt sind, oder 

 e) bei einer Einrichtung der Europäischen Union oder 

 f) bei einer Einrichtung einer sonstigen zwischenstaatlichen Einrichtung, 
der Österreich angehört, 

zurückgelegt worden sind. 

(10) Zeiten nach Abs. 1 lit. b, in denen der Vertragsbedienstete eine 
Tätigkeit ausgeübt oder ein Studium betrieben hat, können im öffentlichen 
Interesse so weit zur Gänze vorangesetzt werden, als die Tätigkeit oder das 
Studium für die erfolgreiche Verwendung des Vertragsbediensteten von 
besonderer Bedeutung ist. Solche Zeiten sind zur Gänze voranzusetzen, 

 a) soweit sie bereits im unmittelbar vorangegangenen Dienstverhältnis zu 
einer Gemeinde bzw. zu einem Gemeindeverband nach dem ersten Satz 
oder nach einer gleichartigen Bestimmung einer anderen 
Rechtsvorschrift zur Gänze berücksichtigt worden sind und 

 b) der Vertragsbedienstete bei Beginn des nunmehrigen 
Dienstverhältnisses nach wie vor die hierfür maßgebende Verwendung 
ausübt. 

(11) Folgende Zeiten sind von einer Voransetzung nach Abs. 1 
ausgeschlossen: 

 a) Zeiten nach Abs. 3 lit. a oder d Z 5, 6 oder 7 oder Abs. 9, wenn der 
Vertragsbedienstete aufgrund einer solchen Beschäftigung einen 
Ruhegenuss bezieht; dies gilt nicht, wenn der Ruhegenuss nach den 

hierfür geltenden Vorschriften wegen des bestehenden vertraglichen 
Dienstverhältnisses zu einer Gemeinde bzw. zu einem 
Gemeindeverband zur Gänze ruht oder aufgrund der Berücksichtigung 
der Dienstzeit für die Ermittlung des Vorrückungsstichtages ruhen 
würde, 

 b) Zeiten in einem öffentlichen Dienstverhältnis, soweit sie nach den 
Vorschriften, die für dieses Dienstverhältnis gegolten haben, für die 
Vorrückung in höhere Bezüge nicht wirksam gewesen sind, 

 c) Zeiten, die im Zustand der Ämterunfähigkeit zurückgelegt worden sind. 

Die Einschränkung nach lit. b gilt nicht für Zeiten, die nur deshalb nicht voll für 
die Vorrückung in höhere Bezüge wirksam waren, weil sie in einem 
Beschäftigungsausmaß zurückgelegt wurden, das unter der Hälfte des für die 
Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Beschäftigungsausmaßes lag. Waren 
solche Zeiten aus anderen Gründen für die Vorrückung nicht oder nicht voll 
wirksam (z. B. wegen eines Karenzurlaubes), so ist lit. b jedoch anzuwenden. 

(12) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann der Gemeinderat bzw. 
bei einem Gemeindeverband die Verbandsversammlung oder das nach den 
gesetzlichen Bestimmungen oder der Verbandssatzung zuständige Organ vom 
Ausschluss der Voransetzung von Zeiten nach Abs. 11 lit. b absehen. 

(13) Bei Vertragsbediensteten, die in die Entlohnungsgruppe a 
aufgenommen werden, sind die im Abs. 3 lit. a und d Z 4 bis 7 angeführten 
Zeiten, soweit sie vor der Erfüllung des Anstellungserfordernisses der 
abgeschlossenen Hochschulbildung liegen, in dem Ausmaß voranzusetzen, in 
dem sie im Fall einer Überstellung aus der entsprechenden niedrigeren 
Entlohnungsgruppe in die Entlohnungsgruppe a nach § 45 anrechenbar wären. 
Dies gilt auch dann, wenn die genannten Zeiten zwar nach der Erfüllung des 
Anstellungserfordernisses der abgeschlossenen Hochschulbildung liegen, aber 
in einer Einstufung zurückgelegt worden sind, die der Entlohnungsgruppe a 
nicht gleichwertig ist. 

(14) Die nach Abs. 1 lit. b Z 2, Abs. 3 lit. g bis j und Abs. 10 
berücksichtigten Zeiträume sind in dem Ausmaß voranzusetzen, in dem sie im 
Fall einer Überstellung aus der entsprechenden niedrigeren Entlohnungsgruppe 
in die höhere Entlohnungsgruppe für die Vorrückung anrechenbar wären, wenn 
auf sie die Voraussetzungen des Abs. 13 zutreffen. 

(15) Die mehrfache Berücksichtigung ein und desselben Zeitraumes ist – 
abgesehen von den Fällen des § 6 Z 6 des Opferfürsorgegesetzes – nicht 
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zulässig. Nicht voranzusetzen sind ferner die im Abs. 3 lit. b und c angeführten 
Zeiten, soweit sie in einen nach Abs. 3 lit. g oder h zu berücksichtigenden 
Zeitraum fallen. 

(16) Der Vertragsbedienstete ist bei Dienstantritt nachweislich über die 
Bestimmungen zur Anrechnung von Vordienstzeiten und sonstigen zu 
berücksichtigenden Zeiten zu belehren. Er hat sodann alle vor dem Beginn des 
Dienstverhältnisses zurückgelegten Zeiten mitzuteilen. Der Dienstgeber hat 
aufgrund dieser Mitteilung und bei Vorliegen entsprechender Nachweise die 
Dauer der anrechenbaren Vordienstzeiten und sonstigen zu berücksichtigenden 
Zeiten festzustellen. 

(17) Teilt der Vertragsbedienstete eine Vordienstzeit oder sonstige zu 
berücksichtigende Zeit nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Tag der im 
Abs. 16 genannten Belehrung mit, so ist ein späterer Antrag auf Anrechnung 
dieser Zeit unzulässig. Der Nachweis über eine Vordienstzeit oder sonstige zu 
berücksichtigende Zeit ist spätestens bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Tag 
der Belehrung zu erbringen. Wird der Nachweis nicht fristgerecht erbracht, ist 
die Zeit nicht anrechenbar. 

(16)(18) Der Vorrückungsstichtag ist im Dienstvertrag oder in einem 
Nachtrag zum Dienstvertrag anzuführen und möglichst gleichzeitig mit der 
Aufnahme des Vertragsbediensteten festzulegen. 

(17)(19) Wird ein Vertragsbediensteter in die Entlohnungsgruppe a, b oder 
ki überstellt, so ist sein Vorrückungsstichtag mit Wirkung vom Tag der 
Überstellung insoweit zu verbessern, als sich aus der Anwendung des Abs. 3 
lit. f bis j eine Verbesserung für seine neue Entlohnungsgruppe ergibt. Hierbei 
sind die Abs. 11, 12, 14 und 15, soweit sie in Betracht kommen, anzuwenden. 

(18)(20) Vollendet ein Vertragsbediensteter der Entlohnungsgruppe a 

 a) das Studium, das für eine entsprechende Einstufung als 
Gemeindebeamter als Ernennungserfordernis vorgeschrieben ist, oder 

 b) das Doktoratsstudium zu einem solchen Studium 

erst nach seiner Einstufung in diese Entlohnungsgruppe, so ist sein 
Vorrückungsstichtag mit Wirkung vom Tag des Abschlusses des betreffenden 
Studiums insoweit zu verbessern, als sich aus der Anwendung des Abs. 3 lit. h 
oder j oder der Abs. 4 bis 8, 13 oder 14 ein günstigerer Vorrückungsstichtag 
ergeben hätte, wenn dieses Studium bereits am Beginn des Dienstverhältnisses 
abgeschlossen gewesen wäre. 

(19)(21) Weist ein Vertragsbediensteter Vordienstzeiten nach Abs. 9 auf, 
die noch nicht nach einer anderen Bestimmung zur Gänze für die Ermittlung des 
Vorrückungsstichtages berücksichtigt worden sind, so ist der 
Vorrückungsstichtag auf Ansuchen des Vertragsbediensteten entsprechend zu 
verbessern. Dies gilt bei Zutreffen der Voraussetzungen auch für ehemalige 
Vertragsbedienstete sinngemäß. Ist der Vertragsbedienstete, auf den die 
Voraussetzungen des ersten und zweiten Satzes zutreffen, verstorben, so kann 
das Ansuchen auch von einer Person, der als Hinterbliebener nach diesem 
Vertragsbediensteten ein Pensionsanspruch aus der allgemeinen 
Sozialversicherung zusteht, eingebracht werden. 

(20)(22) Eine Verbesserung des Vorrückungsstichtages nach Abs. 19 
Abs. 21 wird rückwirkend mit dem Beginn des Dienstverhältnisses, frühestens 
jedoch zum folgenden Zeitpunkt wirksam: 

 a) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstichtages auf einer 
Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9 lit. a beruht, mit dem Beginn der 
Wirksamkeit des Beitrittes des betreffenden Staates zur Europäischen 
Union bzw. zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, 
frühestens jedoch mit 1. Jänner 1994, 

 b) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstichtages auf einer 
Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9 lit. b beruht, mit 1. Jänner 1994, 

 c) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstichtages auf einer 
Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9 lit. c beruht, mit 1. Juni 2002, 

 d) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstichtages auf einer 
Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9 lit. d beruht, mit dem Beginn der 
Wirksamkeit der erstmaligen Gleichstellung hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen aufgrund eines entsprechenden Vertrages im 
Rahmen der europäischen Integration, frühestens jedoch mit 1. Jänner 
1995, 

 e) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstichtages auf einer 
Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9 lit. e beruht, mit 1. Jänner 1995, 

 f) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstichtages auf einer 
Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9 lit. f beruht, mit dem Beginn der 
Wirksamkeit des Beitrittes Österreichs zur betreffenden 
zwischenstaatlichen Einrichtung. 
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§ 49a 

Entgeltausgleich bei Altersteilzeit 

(1) Dem Vertragsbediensteten, mit dem eine Altersteilzeit nach § 32a 
vereinbart wurde, gebührt ein Entgeltausgleich in der Höhe von 50 v. H. des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem in den letzten zwölf Monaten vor dem 
Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich gebührenden Monatsentgelt 
einschließlich einer allfälligen Kinderzulage und zuzüglich allfälliger aufgrund 
der Art der Tätigkeit gebührender pauschalierter Nebengebühren und dem nach 
der Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit jeweils gebührenden 
Monatsentgelt einschließlich einer allfälligen Kinderzulage und zuzüglich 
allfälliger aufgrund der Art der Tätigkeit gebührender pauschalierter 
Nebengebühren. 

(1) Dem Vertragsbediensteten, mit dem eine Altersteilzeit nach § 32a 
vereinbart wurde, gebührt ein Entgeltausgleich in der Höhe des Anspruches der 
Gemeinde auf Lohnausgleich nach § 27 Abs. 2 Z 3 lit. a AlVG. 

(2) Übersteigt die Stumme aus dem entsprechend der Wochendienstzeit 
herabgesetzten Teil des Monatsentgeltes, einer allfälligen Kinderzulage und 
allfälliger aufgrund der Art der Tätigkeit gebührender pauschalierter 
Nebengebühren und dem Entgeltausgleich die Höchstbeitragsgrundlage nach 
§ 45 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), so ist der 
Entgeltausgleich so zu kürzen, dass die Summe die Höchstbeitragsgrundlage 
nicht übersteigt. 

(3) Soweit in diesem Gesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt zu 
bemessen sind und nichts anderes bestimmt ist, ist der Entgeltausgleich dem 
Monatsentgelt zuzuzählen. 

§ 64 

Fahrtkostenzuschuss 

(1) Dem Vertragsbediensteten gebührt ein Fahrtkostenzuschuss, wenn die 
Wegstrecke zwischen der Dienststelle und der nächstgelegenen Wohnung mehr 
als zwei Kilometer beträgt und er diese Wegstrecke an den Arbeitstagen 
regelmäßig zurücklegt. 

(2) Der Fahrtkostenzuschuss gebührt im Ausmaß des Betrages, um den die 
notwendigen monatlichen Fahrtauslagen den Fahrtkostenanteil, den der 
Vertragsbedienstete selbst zu tragen hat (Eigenanteil) übersteigen. Bei einem 

nicht vollbeschäftigten Vertragsbediensteten ist der Eigenanteil entsprechend 
seiner regelmäßigen Wochendienstzeit herabzusetzen. 

(3) Als notwendige monatliche Fahrtauslagen gelten die Kosten für ein 
nicht ermäßigtes Jahresticket für das billigste, tirolweit gültige öffentliche 
Beförderungsmittel, umgerechnet auf einen Kalendermonat, ohne 
Berücksichtigung möglicher Vergünstigungen, soweit in den Abs. 4 und 5 nichts 
anderes bestimmt ist. Durch Verordnung der Landesregierung sind das für die 
Berechnung der notwendigen monatlichen Fahrtauslagen maßgebliche Ticket zu 
benennen und die Höhe des Eigenanteils pro Kalendermonat festzusetzen. Der 
Eigenanteil ist dabei anhand der Kosten für ein nicht ermäßigtes Jahresticket für 
das billigste, innerstädtische Verkehrsmittel der Landeshauptstadt Innsbruck, 
umgerechnet auf einen Kalendermonat, ohne Berücksichtigung möglicher 
Vergünstigungen zu bemessen. 

(4) Die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen eines 
Vertragsbediensteten, der durch Erklärung beim Arbeitgeber einen 
Pauschbetrag nach § 16 Abs. 1 Z 6 lit. d des Einkommensteuergesetzes 1988 in 
Anspruch nimmt, sind durch Verordnung, abhängig von der Wegstrecke 
zwischen der Dienststelle und der nächstgelegenen Wohnung, festzulegen. 

(5) Kann für Wegstrecken zwischen der Dienststelle und der 
nächstgelegenen Wohnung ein öffentliches Beförderungsmittel mit dem nach 
Abs. 3 benannten Ticket nicht benützt werden und beträgt diese Wegstrecke in 
eine Richtung mehr als zwei Kilometer, so gelten als notwendige monatliche 
Fahrtauslagen hierfür die Kosten für ein nicht ermäßigtes Jahresticket für dieses 
öffentliche Beförderungsmittel auf dieser Wegstrecke, umgerechnet auf einen 
Kalendermonat. Kommt für Wegstrecken zwischen der Dienststelle und der 
nächstgelegenen Wohnung ein öffentliches Beförderungsmittel nicht in Betracht 
und beträgt diese Wegstrecke in eine Richtung mehr als zwei Kilometer, so sind 
die monatlichen Fahrtauslagen hierfür nach den billigsten für Personenzüge 
zweiter Klasse in Betracht kommenden Fahrtkosten, gemessen an der kürzesten 
Wegstrecke, zu ermitteln. 

(6) Beträgt die Entfernung zwischen dem Dienstort und dem Wohnort des 
Vertragsbediensteten mehr als 50 km, so ist der Berechnung der notwendigen 
monatlichen Fahrtauslagen eine Entfernung von 50 km zugrunde zu legen. 

(7)(6) Auf den Anspruch und das Ruhen des Fahrtkostenzuschusses ist § 52 
Abs. 5 sinngemäß anzuwenden. 
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(8)(7) Der Vertragsbedienstete hat alle Tatsachen, die für das Entstehen 
oder den Wegfall des Anspruches auf Fahrtkostenzuschuss oder für die 
Änderung seiner Höhe von Bedeutung sind, binnen einer Woche schriftlich zu 
melden. Wird die Meldung später erstattet, so gebührt der Fahrtkostenzuschuss 
oder dessen Erhöhung von dem der Meldung folgenden Monatsersten oder, 
wenn die Meldung an einem Monatsersten erstattet wurde, von diesem Tag an. 
In den übrigen Fällen wird die Neubemessung des Fahrtkostenzuschusses mit 
dem auf die Änderung folgenden Monatsersten oder, wenn die Änderung an 
einem Monatsersten erfolgte, mit diesem Tag wirksam. 

(9)(8) Der Fahrtkostenzuschuss gilt als Aufwandsentschädigung. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Art. 9 der 2. Dienstrechts-Novelle 2023, LGBl. Nr. 61/2023 lautet: 
„Artikel 9 
Übergangsbestimmung zu den Art. 1 Z 10, 2 Z 3, 3 Z 2 und 4 Z 9 
Liegt der Beginn der Gültigkeitsdauer des zu erstattenden Jahrestickets für den 
öffentlichen Personennahverkehr vor dem 1. Oktober 2023 und das Ende der 
Gültigkeitsdauer nach dem 30. September 2023, so entsteht ab dem 1. Oktober 
2023 ein Anspruch auf Erstattung, wenn das Ansuchen spätestens bis zum 
Ablauf des 31. Oktober 2023 gestellt wird. Im Fall eines späteren Ansuchens 
entsteht der Anspruch erst mit dem Beginn des dem Ansuchen folgenden 
Kalendermonats, wenn das Ansuchen an einem Monatsersten gestellt wird, ab 
diesem Tag, sofern das Jahresticket ab diesem Zeitpunkt noch gültig ist. 

§ 124 

Berücksichtigung von Berufserfahrung und Qualifikation 

(1) Bei der Einstufung des Vertragsbediensteten sind zum Zeitpunkt der 
Anstellung vom Vertragsbediensteten nachgewiesene anrechenbare 
Vordienstzeiten zu berücksichtigen. Anrechenbare Vordienstzeiten sind Zeiten, 
die unter Berücksichtigung der Anforderungen der Modellfunktion und der 
Modellstelle, der der Vertragsbedienstete zuzuordnen ist, eine für die 
vorgesehene Art der Verwendung zweckdienliche und bedeutsame 
Berufserfahrung darstellen; das sind insbesondere Zeiten, die dem gewöhnlichen 
Erfahrungsanstieg eines Vertragsbediensteten in der vorgesehenen Art der 
Verwendung zumindest gleichzuhalten sind. Soweit solche Zeiten nur zum Teil 

eine für die vorgesehene Art der Verwendung zweckdienliche und bedeutsame 
Berufserfahrung darstellen, sind sie auch nur in diesem Ausmaß anrechenbar. 

(2) Sofern dies zur Gewinnung eines besonders erfahrenen und/oder 
qualifizierten Vertragsbediensteten erforderlich ist, kann der 
Vertragsbedienstete in eine höhere Entlohnungsstufe als jene, in die er 
einzustufen wäre, eingestuft werden, wenn er zum Zeitpunkt der Anstellung eine 
fachliche Qualifikation nachweist, die für den konkreten Aufgabenbereich, der 
dem Vertragsbediensteten zugewiesen werden soll, besonders geeignet ist. 

(3) Bei der Berücksichtigung von anrechenbaren Vordienstzeiten im Sinn 
des Abs. 1 sowie von sonstigen Zeiten im Sinn des § 125 ist die mehrfache 
Berücksichtigung ein und desselben Zeitraumes nicht zulässig. 

(4) Der Vertragsbedienstete ist bei Dienstantritt nachweislich über die 
Bestimmungen zur Anrechnung von Vordienstzeiten und sonstigen zu 
berücksichtigenden Zeiten zu belehren. Er hat sodann alle vor dem Beginn des 
Dienstverhältnisses zurückgelegten Zeiten im Sinn des Abs. 1 und sonstige 
Zeiten im Sinn des § 125 mitzuteilen. Der Dienstgeber hat aufgrund dieser 
Mitteilung und bei Vorliegen entsprechender Nachweise die Dauer der 
anrechenbaren Vordienstzeiten und sonstigen zu berücksichtigenden Zeiten 
festzustellen. 

(5) Teilt der Vertragsbedienstete eine Vordienstzeit oder sonstige zu 
berücksichtigende Zeit nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Tag der im 
Abs. 4 genannten Belehrung mit, so ist ein späterer Antrag auf Anrechnung 
dieser Zeit unzulässig. Der Nachweis über eine Vordienstzeit oder sonstige zu 
berücksichtigende Zeit ist spätestens bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Tag 
der Belehrung zu erbringen. Wird der Nachweis nicht fristgerecht erbracht, ist 
die Zeit nicht anrechenbar. 

 

Artikel 5 

Änderung des Innsbrucker Gemeindebeamtengesetzes 1970 

§ 17a 

Achtungsvoller Umgang, Mobbingverbot 

Der Beamte hat seinen Vorgesetzten, Mitarbeitern und Kollegen mit 
Achtung zu begegnen und zu einem guten Funktionieren der dienstlichen 
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Zusammenarbeit beizutragen. Er hat im Umgang mit seinen Vorgesetzten, 
Mitarbeitern und Kollegen Verhaltensweisen oder das Schaffen von 
Arbeitsbedingungen zu unterlassen, die deren menschliche Würde verletzen 
oder dies bezwecken oder sonst diskriminierend sind. 

 

Artikel 6 

Änderung des Innsbrucker Vertragsbedienstetengesetzes 

 

§ 7a 

Achtungsvoller Umgang, Mobbingverbot 

Der Vertragsbedienstete hat seinen Vorgesetzten, Mitarbeitern und 
Kollegen mit Achtung zu begegnen und zu einem guten Funktionieren der 
dienstlichen Zusammenarbeit beizutragen. Er hat im Umgang mit seinen 
Vorgesetzten, Mitarbeitern und Kollegen Verhaltensweisen oder das Schaffen 
von Arbeitsbedingungen zu unterlassen, die deren menschliche Würde verletzen 
oder dies bezwecken oder sonst diskriminierend sind. 

§ 44a 

Entgeltausgleich bei Altersteilzeit 

(1) Dem Vertragsbediensteten, mit dem eine Altersteilzeit nach § 31a 
vereinbart wurde, gebührt ein Entgeltausgleich in der Höhe von 50 v. H. des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem in den letzten zwölf Monaten vor dem 
Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich gebührenden Monatsentgelt 
einschließlich einer allfälligen Kinderzulage und zuzüglich allfälliger aufgrund 
der Art der Tätigkeit gebührender pauschalierter Nebengebühren und dem nach 
der Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit jeweils gebührenden 
Monatsentgelt einschließlich einer allfälligen Kinderzulage und zuzüglich 
allfälliger aufgrund der Art der Tätigkeit gebührender pauschalierter 
Nebengebühren. 

(1) Dem Vertragsbediensteten, mit dem eine Altersteilzeit nach § 31a 
vereinbart wurde, gebührt ein Entgeltausgleich in der Höhe des Anspruches der 
Stadt Innsbruck auf Lohnausgleich nach § 27 Abs. 2 Z 3 lit. a AlVG. 

(2) Übersteigt die Summe aus dem entsprechend der Wochendienstzeit 
herabgesetzten Teil des Monatsentgeltes, einer allfälligen Kinderzulage und 
allfälliger aufgrund der Art der Tätigkeit gebührender pauschalierter 
Nebengebühren und dem Entgeltausgleich die Höchstbeitragsgrundlage nach 
§ 45 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), so ist der 
Entgeltausgleich so zu kürzen, dass die Summe die Höchstbeitragsgrundlage 
nicht übersteigt. 

(3) Soweit in diesem Gesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt zu 
bemessen sind und nichts anderes bestimmt ist, ist der Entgeltausgleich dem 
Monatsentgelt zuzuzählen. 

Artikel 7 

Änderung des Musiklehrpersonen-Dienstrechtsgesetzes 

2. Abschnitt 

Dienstverhältnis 

§ 4 

Aufnahme 

(1) Als Lehrperson darf nur eine Person aufgenommen werden, die 

 a) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt oder unbeschränkten 
Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt oder zumindest das Recht 
des Zugangs zum Beruf einer Lehrperson an einer Landesmusikschule 
oder am Landeskonservatorium hat und 

 b) die persönliche und fachliche Eignung sowie die erforderliche 
Entscheidungsfähigkeit für die Erfüllung der Aufgabe, die mit der 
vorgesehenen Verwendung verbunden sind, besitzt. 

(2) Als fachlich geeignet im Sinn des Abs. 1 lit. b gilt, wer 

 a) die in der Anlage 1 festgelegten besonderen Einreihungserfordernisse 
erfüllt, 

 b) die deutsche Sprache in Wort und Schrift beherrscht; bei 
Verwendungen, für die die Beherrschung der deutschen Sprache in 
geringerem Umfang genügt, ist ihre Beherrschung in dem für diese 
Verwendung erforderlichen Ausmaß nachzuweisen und 
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 c) nach Absolvierung eines Probespiels und eines Lehrauftrittes mit 
Schülern bzw. Studierenden unterschiedlicher Leistungsstufen vor 
einer Kommission von dieser als geeignet beurteilt wurde. 

(3) Die Kommission im Sinn des Abs. 2 lit. c ist vom Dienstgeber nach 
Bedarf zusammenzusetzen. Ihr haben anzugehören: 

 a) ein Vertreter des Dienstgebers als Vorsitzender, 

 b) ein weiterer Vertreter des Dienstgebers, 

 c) drei fachkundige Personen, 

 d) ein von der Zentralpersonalvertretung zu entsendender 
Personalvertreter, 

 e) die Gleichbehandlungsbeauftragte bzw. die Vertrauensperson. 

(4) Die Beurteilung des Probespiels und des Lehrauftrittes hinsichtlich der 
künstlerischen Qualifikation sowie der pädagogischen und didaktischen 
Eignung hat als Gesamtbeurteilung mit den Beurteilungsstufen „hervorragend 
geeignet“, „sehr gut geeignet“, „geeignet“ oder „nicht geeignet“ zu erfolgen. 
Über die Beurteilung entscheiden die Mitglieder der Kommission nach Abs. 3 
lit. a, b und c mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt als beschlossen, 
wofür der Vorsitzende gestimmt hat. Bei mehr als einem Bewerber hat die 
Kommission dem Dienstgeber auf der Grundlage ihrer Beurteilung unverzüglich 
einen gereihten Besetzungsvorschlag zu erstatten. 

(5) Kommt wegen des besonderen Profils der auszuschreibenden Stelle 
weder ein Probespiel noch ein Lehrauftritt in Betracht, so haben die Mitglieder 
der Kommission nach Abs. 3 lit. a, b und c eine Stellungnahme über die 
fachliche Eignung der Person abzugeben. Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

3. Abschnitt 

Verwendung der Lehrpersonen 

1. Unterabschnitt 

Zuweisung, Stammschule 

§ 6 

Zuweisung, Stammschule 

(1) Die Lehrperson ist einer Landesmusikschule oder dem 
Landeskonservatorium zur Dienstleistung zuzuweisen, soweit im Abs. 2 nichts 
anderes bestimmt ist. 

(2) Die Lehrperson kann auch mehreren Landesmusikschulen, einer 
Landesmusikschule und dem Landeskonservatorium oder mehreren 
Landesmusikschulen und dem Landeskonservatorium zur Dienstleistung 
zugewiesen werden. 

(3) Die Zuweisung kann geändert werden, wenn 

 a) die Lehrperson an einer Landesmusikschule oder am 
Landeskonservatorium nicht mehr in dem im Dienstvertrag 
vereinbarten Beschäftigungsausmaß verwendet werden kann, 

 b) das Beschäftigungsausmaß der Lehrperson geändert wird, 

 b)c) die Lehrperson zu Mehrdienstleistungen herangezogen werden soll oder 

 c)d) die Lehrperson darum ersucht. 

Bei einer Änderung der Zuweisung sind die persönlichen, familiären und 
sozialen Verhältnisse der Lehrperson nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 

(4) Bewerben sich mehrere Lehrpersonen um eine Verwendung an einer 
Landesmusikschule, der sie nicht zur Dienstleistung zugewiesen sind, so hat der 
Zuweisung die Absolvierung eines Lehrauftrittes mit Schülern unterschiedlicher 
Leistungsstufen aller Bewerber vor einer Kommission vorauszugehen. 
Bewerben sich mehrere Lehrpersonen um eine Verwendung am 
Landeskonservatorium und sind sie diesem nicht zugewiesen, so hat der 
Zuweisung die Absolvierung eines Lehrauftrittes im Sinn des ersten Satzes 
sowie die Absolvierung eines Probespiels voranzugehen. § 4 Abs. 3, 4 und 5 ist 
jeweils anzuwenden. 

(5) Ist die Lehrperson einer einzigen Landesmusikschule oder dem 
Landeskonservatorium zur Dienstleistung zugewiesen, so gilt diese 
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Landesmusikschule bzw. das Landeskonservatorium als ihre Stammschule. Ist 
die Lehrperson mehreren Landesmusikschulen, einer Landesmusikschule und 
dem Landeskonservatorium oder mehreren Landesmusikschulen und dem 
Landeskonservatorium zur Dienstleistung zugewiesen, so ist die Stammschule 
vom Dienstgeber festzulegen. 

§ 19 

Institutsleiter 

(1) Für folgende Institute kann der Dienstgeber eine Lehrperson, die die 
Einreihungserfordernisse für die Entlohnungsgruppe ml1 bzw. mlp1 erfüllt und 
im Hinblick auf die Leitung des jeweiligen Instituts persönlich und fachlich 
geeignet ist, zum Institutsleiter bestellen: 

 a) Diplomstudien, 

 b) Instrumental-(Gesangs-)pädagogische Studien, 

 c) vorbereitende Studien (Precollege) und 

 d) berufsbegleitende Studien und spezifische Ausbildungen. 

(2) Die Bestellung zum Institutsleiter ist für einen Zeitraum von fünf Jahren 
wirksam. Eine Wiederbestellung ist zulässig. § 7 Abs. 4 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(3) Die Institutsleiter haben folgende Aufgaben zu erfüllen: 

 a) Unterstützung des Leiters insbesondere bei 

 1. der organisatorischen Leitung, 

 2. der Erstellung der Curricula, 

 3. der Bestellung von Prüfungssenaten, 

 4. Verfahren betreffend das Absehen von Zulassungsprüfungen, 

 5. Verfahren betreffend eine Studienzeitverkürzung in zentralen 
künstlerischen Fächern, 

 6. Verfahren betreffend die Anerkennung von Prüfungen, 

 7. Beurlaubungen von Studierenden (Schülern) und 

 8. der Festlegung von abweichenden Prüfungsmethoden für Menschen 
mit Behinderungen, 

 b) Mitgestaltung bei der Festlegung der künstlerischen, organisatorischen 
und strategischen Ausrichtung des Landeskonservatoriums, 

 c) Einrichtung eines Kommunikations- und 
Koordinationsinstrumentariums innerhalb des Instituts sowie zu den 

anderen Instituten, zu den Fachbereichsleitern, zu den 
Landesmusikschulen, zu Kooperationspartnern und zu Studierenden 
(Schülern), 

 d) Teilnahme an Instituts- und Fachbereichsleitersitzungen, 

 e) Befassung mit Beschwerden und Problemen von Lehrpersonen und 
Studierenden (Schülern) des Instituts. 

(4) Dem Institutsleiter für Diplomstudien obliegen neben den Aufgaben 
nach Abs. 3 die künstlerische Leitung des Landeskonservatoriums, die 
Entwicklung und Erschließung der Künste sowie die Pflege nationaler und 
internationaler Beziehungen. 

3.4. Unterabschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen betreffend die Landesmusikschulen 
und das Landeskonservatorium 

4. Abschnitt 

Dienstpflichten der Lehrpersonen 

§ 23 

Allgemeine Dienstpflichten 

(1) Die Lehrperson hat die ihr obliegende Unterrichtsverpflichtung und die 
sonstigen Tätigkeiten unter Beachtung der geltenden Rechtsordnung treu, 
gewissenhaft und unparteiisch mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln aus 
eigenem zu besorgen. 

(2) Die Lehrperson hat in ihrem gesamten Verhalten darauf Bedacht zu 
nehmen, dass das Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung 
ihrer dienstlichen Aufgaben erhalten bleibt. 

(3) Die Lehrperson hat als Vorgesetzte ihren Mitarbeitern sowie als 
Mitarbeiterin ihren Vorgesetzten und anderen Lehrpersonen mit Achtung zu 
begegnen und zu einem guten Funktionieren der dienstlichen Zusammenarbeit 
beizutragen. Sie hat im Umgang mit ihren Vorgesetzten und Mitarbeitern 
Verhaltensweisen oder das Schaffen von Arbeitsbedingungen zu unterlassen, die 
deren menschliche Würde verletzen oder dies bezwecken oder sonst 
diskriminierend sind. 
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(3) Die Lehrperson hat ihren Vorgesetzten, Mitarbeitern und Kollegen mit 
Achtung zu begegnen und zu einem guten Funktionieren der dienstlichen 
Zusammenarbeit beizutragen. Sie hat im Umgang mit ihren Vorgesetzten, 
Mitarbeitern und Kollegen Verhaltensweisen oder das Schaffen von 
Arbeitsbedingungen zu unterlassen, die deren menschliche Würde verletzen 
oder dies bezwecken oder sonst diskriminierend sind. 

(4) Die Lehrperson hat um ihre berufliche Fortbildung bestrebt zu sein. Sie 
ist verpflichtet, auf Anordnung des Dienstgebers oder des Leiters dienstliche 
Aus- und Weiterbildungen zu absolvieren. Hierzu hat sie insbesondere an 
Ausbildungsveranstaltungen teilzunehmen und die erforderlichen Prüfungen 
abzulegen. 

5. Abschnitt 

Besondere Dienstpflichten des Leiters 

§ 33 

Leiter 

(1) Dem Leiter obliegt die Leitung der Landesmusikschule bzw. des 
Landeskonservatoriums. Seine Aufgaben umfassen neben der Leitung 
insbesondere das Organisations- und Qualitätsmanagement, die 
Unterrichtsentwicklung, die Führung und die Personalentwicklung, die 
Gestaltung der Außenbeziehungen und die Öffnung der Landesmusikschule 
bzw. des Landeskonservatoriums sowie die Pflege der Verbindung mit den 
Schülern (Studierenden) und den Erziehungsberechtigten. 

(2) Der Leiter hat für die Einhaltung aller Rechtsvorschriften und 
dienstlichen Weisungen, für die Führung der Amtsschriften und die Ordnung in 
der Landesmusikschule bzw. im Landeskonservatorium zu sorgen. Des 
Weiteren hat er dem Schulerhalter wahrgenommene Mängel der 
Schulliegenschaften und ihrer Einrichtungen unverzüglich zu melden. 

(3) Der Leiter ist der unmittelbare Vorgesetzte aller Lehrpersonen und 
Verwaltungsbediensteten. Er hat die Lehrpersonen, soweit erforderlich, in ihrer 
Unterrichtsarbeit zu beraten und sich vom Stand des Unterrichts und von den 
Leistungen der Schüler (der Studierenden) regelmäßig zu überzeugen. Der 
Leiter hat darauf zu achten, dass die Lehrpersonen ihre dienstlichen Aufgaben 
rechtmäßig, zweckmäßig, wirtschaftlich und sparsam besorgen. Er hat sie dabei 
anzuleiten, ihnen erforderlichenfalls Weisungen zu erteilen, Fehler und 

Missstände abzustellen und für die Einhaltung der Dienstzeit zu sorgen. Er hat 
ihr dienstliches Fortkommen entsprechend ihren Leistungen zu fördern. 

§ 98 

Entlohnung während einer Altersteilzeit 

(1) Der Lehrperson, mit der eine Altersteilzeit nach § 61a Abs. 1 vereinbart 
wurde, gebühren für die Zeit der Herabsetzung der Jahresnorm 

 a) das Monatsentgelt, die Sonderzahlungen und eine allfällige 
Kinderzulage in dem Ausmaß, das dem Anteil der herabgesetzten 
Jahresnorm an der vollen Jahresnorm entspricht, 

 b) allfällige Dienstzulagen zur Gänze, 

 c) ein Entgeltausgleich in der Höhe von 50 v. H. des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem in den letzten zwölf Monaten vor dem Beginn der 
Altersteilzeit durchschnittlich gebührenden Monatsentgelt 
einschließlich der Sonderzahlungen und einer allfälligen Kinderzulage 
und dem nach der Herabsetzung der Jahresnorm jeweils gebührenden 
Monatsentgelt einschließlich der Sonderzahlungen und einer allfälligen 
Kinderzulage. 

 c) ein Entgeltausgleich in der Höhe des Anspruches des Landes Tirol auf 
Altersteilzeitgeld im Sinn des § 61a Abs. 1 lit. d. 

(2) Soweit in diesem Gesetz Ansprüche nach dem Monatsentgelt 
einschließlich der Sonderzahlungen und einer allfälligen Kinderzulage zu 
bemessen sind und nichts anderes bestimmt ist, ist der Entgeltausgleich dem 
Monatsentgelt zuzuzählen. 

Anlage 1 (§ 89a Abs. 1) 
 

B. Entlohnungsgruppe ml1a 

Einreihungserfordernisse: 

Die nachstehend angeführte Verwendung und die Erfüllung der für die 
betreffende Verwendung vorgeschriebenen Anforderungen: 
 

Verwendung, Anforderungen 

1. Lehrpersonen in künstlerisch-praktischen Fächern in vorbereitenden Studien 
oder sonstigen Aus- und Weiterbildungsangeboten, die nicht dem Bereich der 
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künstlerischen oder kunstpädagogischen Studien zuzuordnen sind., am Tiroler 
Landeskonservatorium 

Abschluss eines der Verwendung entsprechenden mindestens 8-semestrigen 
kunstpädagogischen oder künstlerischen Hochschulstudiums sowie 
hervorragende künstlerische Qualifikation für das zu besetzende Fach und 
hervorragende pädagogische und didaktische Eignung 
 

2. Lehrpersonen in Fächern, die nicht dem Bereich der künstlerisch-praktischen 
Fächer zuzuordnen sind, wie angewandte Musiktheorie, Musikwissenschaft, 
Physiologie, Psychologie, Kulturbetrieb am Tiroler Landeskonservatorium 

Abschluss eines der Verwendung entsprechenden mindestens 8-semestrigen 
Hochschulstudiums sowie hervorragende pädagogische und didaktische 
Eignung 
 

3. Fachgruppenleiter der Landesmusikschulen 

a) Fachgruppenleiter mit Ausnahme der Fachgruppenleiter nach lit. b 

Abschluss eines der Verwendung entsprechenden mindestens 8-semestrigen 
kunstpädagogischen Hochschulstudiums sowie hervorragende künstlerische 
Qualifikation für die zu besetzende Fachgruppe und hervorragende 
pädagogische und didaktische Eignung 

b) Fachgruppenleiter im Bereich „Musizieren in Diversitätskontexten“ 

Abschluss eines mindestens 8-semestrigen kunstpädagogischen 
Hochschulstudiums sowie eines Zweitstudiums oder weiterführenden Studiums 
bzw. einer gleichzusetzenden Ausbildung sowie hervorragende Qualifikation 
für die zu besetzende Fachgruppe und hervorragende pädagogische und 
didaktische Eignung 

 

Artikel 8 

Änderung des Tiroler Landesverwaltungsgerichtsgesetzes 

 

§ 7 

Fachkundige Laienrichter 

(1) Soweit in den Verwaltungsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, 
gelten für fachkundige Laienrichter die Bestimmungen der Abs. 2 bis 11. 

(2) Das Amt als fachkundiger Laienrichter ist ein Ehrenamt. Niemand ist 
zur Annahme eines solchen Amtes verpflichtet. 

(3) Fachkundige Laienrichter müssen österreichische Staatsbürger und 
entscheidungsfähig sein; es darf für sie keine aufrechte Vertretung nach § 1034 
ABGB vorliegen. 

(4) Fachkundige Laienrichter sind von der Landesregierung jeweils auf die 
Dauer von sechs Jahren zu bestellen. Sie haben vor dem Antritt ihres Amtes vor 
dem Präsidenten die Beachtung der Gesetze und die gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Pflichten zu geloben (Angelobung). 

(5) Für jeden fachkundigen Laienrichter ist in gleicher Weise ein 
Ersatzrichter zu bestellen und anzugeloben. Die fachkundigen Laienrichter 
werden im Fall ihrer Verhinderung durch ihren Ersatzrichter vertreten. 

(6) Fachkundige Laienrichter und Ersatzrichter sind in Ausübung ihres 
Amtes unabhängig. 

(7) Das Amt als fachkundiger Laienrichter bzw. Ersatzrichter beginnt mit 
der Angelobung. Fachkundige Laienrichter und Ersatzrichter bleiben auch nach 
dem Ablauf ihrer Funktionsdauer 

 a) bis zur Bestellung der neuen fachkundigen Laienrichter bzw. 
Ersatzrichter und 

 b) in Verfahren, in denen sie an einer mündlichen Verhandlung 
teilgenommen haben, bis zur Beendigung des betreffenden Verfahrens 
durch Erkenntnis oder Beschluss 

im Amt. Eine Wiederbestellung von fachkundigen Laienrichtern bzw. 
Ersatzrichtern nach dem Ablauf ihrer Funktionsdauer (lit. a) ist zulässig. 

(8) Die fachkundigen Laienrichter haben alle ihnen in Ausübung dieser 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen geheim zu halten, soweit dies aufgrund 
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eines schutzwürdigen Interesses nach Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz B-VG 
erforderlich ist. Für die Entbindung von der Geheimhaltungspflicht gilt § 13 
Abs. 3 und 4 des Landesbedienstetengesetzes, LGBl. Nr. 2/2001, in der jeweils 
geltenden Fassung, sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Entbindung dem 
Präsidenten obliegt. 

(8)(9) Das Amt als fachkundiger Laienrichter bzw. Ersatzrichter endet 
vorzeitig durch Tod, Verzicht oder Enthebung vom Amt. 

(9)(10) Der Verzicht ist dem Präsidenten schriftlich zu erklären. Er wird 
eine Woche nach dem Einlangen der Verzichtserklärung unwiderruflich und, 
sofern in der Verzichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt angegeben ist, 
wirksam. Hat der fachkundige Laienrichter oder Ersatzrichter jedoch an einer 
mündlichen Verhandlung in einem Verfahren teilgenommen, so bleibt er im 
betreffenden Verfahren bis zu dessen Beendigung durch Erkenntnis oder 
Beschluss weiter im Amt. Der Präsident hat den Verzicht einschließlich des 
Zeitpunkts seines Wirksamwerdens der Landesregierung mitzuteilen. 

(10)(11) Der Personal- und Geschäftsverteilungsausschuss hat einen 
fachkundigen Laienrichter bzw. Ersatzrichter seines Amtes zu entheben, wenn 
er 

 a) die Voraussetzungen nach Abs. 3 nicht mehr erfüllt oder eine nach den 
Verwaltungsvorschriften vorgesehene besondere 
Bestellungsvoraussetzung verliert, 

 b) aufgrund seiner körperlichen oder geistigen Verfassung seine 
richterlichen Aufgaben nicht mehr erfüllen kann, 

 c) unentschuldigt die Pflichten seines Amtes wiederholt vernachlässigt 
oder 

 d) ein Verhalten setzt, das mit dem Ansehen des Amtes als fachkundiger 
Laienrichter bzw. Ersatzrichter unvereinbar ist. 

(11)(12) In den Fällen des Abs. 8 ist für den Rest der Funktionsdauer ein 
neuer fachkundiger Laienrichter bzw. Ersatzrichter zu bestellen. 

§ 30 

Disziplinarrecht 

(1) Die Handhabung des Disziplinarrechts der Landesverwaltungsrichter 
obliegt dem Präsidenten und dem Dienst- und Disziplinarausschuss. 
Disziplinarbehörden sind: 

 a) der Präsident; dieser ist zur vorläufigen Suspendierung und zur 
Erlassung von Disziplinarverfügungen zuständig; 

 b) der Dienst- und Disziplinarausschuss; dieser ist zur Entscheidung über 
Suspendierungen und zur Erlassung von Disziplinarerkenntnissen 
zuständig. 

(2) Für das Disziplinarrecht gelten im Übrigen 

 a) der 4. Abschnitt des Landesbeamtengesetzes 1998 mit Ausnahme der 
§§ 91 bis 95, 97 und 120 sinngemäß mit folgenden Abweichungen: 

 1. An die Stelle der Disziplinarkommission tritt der Dienst- und 
Disziplinarausschuss, an jene des Vorsitzenden der 
Disziplinarkommission der Vorsitzende des Dienst- und 
Disziplinarausschusses und an jene des Amtes der Landesregierung 
der Präsident. 

 2. Anstelle einer Disziplinaranzeige an das Amt der Landesregierung 
nach § 101 Abs. 1 erster Satz ist vom Präsidenten ein Bericht zu 
verfassen, aufgrund dessen eine Belehrung oder Ermahnung im Sinn 
des § 101 Abs. 2 durch den Präsidenten erfolgen kann, wenn dies 
seiner Ansicht nach ausreicht; andernfalls ist dem Beschuldigten 
unverzüglich eine Abschrift des Berichtes zuzustellen. Erweckt der 
Verdacht einer Dienstpflichtverletzung auch den Verdacht einer von 
Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung, so hat 
sich der Präsident jeder Erhebung zu enthalten und nach § 78 der 
Strafprozessordnung 1975 vorzugehen. Das Amt der 
Landesregierung ist bei jedem begründeten Verdacht einer 
Dienstpflichtverletzung berechtigt, eine Disziplinaranzeige an den 
Präsidenten zu erstatten. 

 3. Bei dem Bericht nach § 102 Abs. 1 handelt es sich um den Bericht 
des Präsidenten im vorgenannten Sinn. 

 4. Eine vorläufige Suspendierung nach § 104 Abs. 1 lit. b ist am 
Ansehen des Landesverwaltungsgerichtes zu messen. 

 5. An die Stelle des § 69 Abs. 2 und 3 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 im § 108 Abs. 2 tritt § 32 
Abs. 2 und 3 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes. 

 6. Die Einstellung des Disziplinarverfahrens nach § 110 Abs. 1 hat mit 
Beschluss zu erfolgen. 
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 7. Notwendige Ermittlungen im Sinn des § 113 Abs. 1 zweiter Satz sind 
erforderlichenfalls auch vom Amt der Landesregierung im Auftrag 
des Vorsitzenden des Dienst- und Disziplinarausschusses 
durchzuführen; auch in diesem Fall verlängert sich die Frist nach 
§ 89 Abs. 1 zweiter Satz. 

 7. Notwendige Ermittlungen im Sinn des § 113 Abs. 1 zweiter Satz sind 
erforderlichenfalls auch vom Amt der Landesregierung im Auftrag 
des Vorsitzenden des Dienst- und Disziplinarausschusses 
durchzuführen. 

 8. Vorläufige Suspendierungen, Suspendierungen, 
Disziplinarverfügungen, Einleitungsbeschlüsse im Sinn des § 113 
Abs. 2 sowie schriftliche Ausfertigungen von 
Disziplinarerkenntnissen sind der Landesregierung zu übermitteln. 

 9. Abweichend von § 114 Abs. 3 vierter Satz § 114 Abs. 2 zweiter Satz 
ist die mündliche Verhandlung öffentlich; die Beratung und 
Abstimmung des Dienst- und Disziplinarausschusses ist nicht 
öffentlich. 

 10. § 114 Abs. 11 und 12 § 114 Abs. 10 und 11 gilt mit der Maßgabe, 
dass sich die Verpflichtung zur Verkündung des 
Disziplinarerkenntnisses am Schluss der mündlichen Verhandlung 
nach § 29 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes richtet; 

 b) die §§ 6, 21 Abs. 1, 23, 25 Abs. 1 bis 4, 6a und 7, 29, 30, 31, 32, 33 und 
50 Abs. 3 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes sinngemäß; 

 c) das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 mit Ausnahme der 
§§ 2 bis 5, 12, 39 Abs. 2b, 41, 42, 44a bis 44g, 51, 57, 58a, 62 Abs. 3, 
63 bis 67, 68 Abs. 2 bis 5, 69, 71, 72, 73 Abs. 2 und 3, 75 bis 78 und 79 
bis 80a sinngemäß, soweit in den nach lit. a und b anzuwendenden 
Bestimmungen nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Abweichend vom § 79d des Landesbedienstetengesetzes darf über 
Landesverwaltungsrichter, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
nach dem 3. Abschnitt des Landesbedienstetengesetzes stehen, die 
Disziplinarstrafe der Kündigung nicht ausgesprochen werden. 


